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Vorwort 
 

Nach langjährigen Diskussionen wurde mit Beschluss des Bundesrates vom 31.03.2017 
die große deutsche Bauvertragsrechtsreform abgeschlossen. Das Gesetz zur Reform 
des Bauvertragsrechts und zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelhaftung (BGBl. I 
2017, S. 969) tritt am 01.01.2018 in Kraft.  

Das Werkvertragsrecht des BGB (§§ 631 ff. BGB) wird hiermit zum 01.01.2018 grundle-
gend umgestaltet und neu strukturiert. Es wurden neue, eigenständige Vertragstypen 
mit jeweils speziellen Regelungen geschaffen, die ab dem 01.01.2018 geltender Be-
standteil des Werkvertragsrechts des BGB sind.  

Gesondert im Werkvertragsrecht geregelt sind nunmehr der Bauvertrag (§§ 650a bis 
650o BGB), der u. a. ein Anordnungsrecht des Auftraggebers (Bestellers) in § 650b 
BGB enthält. Eine wirksame Annahmeverweigerung setzt ferner künftig gemäß § 640 
Abs.  2 BGB die Rüge (mindestens) eines genau spezifizierten Mangels voraus. 

Gleichfalls gesondert wurden der Architektenvertrag und der Ingenieurvertrag 
(§§ 650p bis 650t BGB) neu geregelt. Hier ist u. a. ein neues Sonderkündigungsrecht 
des Auftraggebers in § 650r BGB vorgesehen. Weiterhin ist die gesamtschuldnerische 
Haftung des Architekten mit dem bauausführenden Unternehmer in § 650t BGB gänz-
lich neu gefasst. Schließlich enthält das Werkvertragsrecht des BGB nunmehr spezielle 
Vorschriften zum Bauträgervertrag (§§ 650u bis 650v BGB). Die MaBV bleibt in Kraft. 

Vorliegende Textausgabe beinhaltet die konsolidierte Fassung der ab dem 01.01.2018 
geltenden Neuregelungen des BGB–Werkvertragsrechts, die Textausgabe der aktuellen 
VOB/B 2016 sowie die der aktuellen MaBV.  

Wir hoffen, dass Sie diese Textausgabe des neuen Bauvertragsrechts 2018 – TSP-
Schriftenreihe Band 10 – in Ihrer praktischen Arbeit unterstützen wird. 

 

TSP Theißen Stollhoff & Partner mbB Rechtsanwaltsgesellschaft 
 
 
 
Dr. Frank Stollhoff Jens Böttcher 
Rechtsanwalt Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
Auszug 

Buch 1 
Allgemeiner Teil 

Abschnitt 3  
Rechtsgeschäfte 

Titel 2 
Willenserklärung 

§ 119 Anfechtbarkeit wegen Irrtums 

(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren Inhalt im Irrtum war oder 
eine Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte, kann die Erklärung 
anfechten, wenn anzunehmen ist, dass er sie bei Kenntnis der Sachlage und bei 
verständiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben würde. 

(2) Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über solche Eigen-
schaften der Person oder der Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen 
werden. 

§ 120 Anfechtbarkeit wegen falscher Übermittlung 

Eine Willenserklärung, welche durch die zur Übermittlung verwendete Person oder 
Einrichtung unrichtig übermittelt worden ist, kann unter der gleichen Voraussetzung 
angefochten werden wie nach § 119 eine irrtümlich abgegebene Willenserklärung. 

§ 121 Anfechtungsfrist 

(1) Die Anfechtung muss in den Fällen der §§ 119, 120 ohne schuldhaftes Zögern 
(unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfech-
tungsgrund Kenntnis erlangt hat. Die einem Abwesenden gegenüber erfolgte An-
fechtung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die Anfechtungserklärung unverzüglich 
abgesendet worden ist. 

(2) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Abgabe der Willenserklärung 
zehn Jahre verstrichen sind. 
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§ 122 Schadensersatzpflicht des Anfechtenden 

(1) Ist eine Willenserklärung nach § 118 nichtig oder auf Grund der §§ 119, 120 ange-
fochten, so hat der Erklärende, wenn die Erklärung einem anderen gegenüber ab-
zugeben war, diesem, andernfalls jedem Dritten den Schaden zu ersetzen, den der 
andere oder der Dritte dadurch erleidet, dass er auf die Gültigkeit der Erklärung ver-
traut, jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus, welches der andere oder 
der Dritte an der Gültigkeit der Erklärung hat. 

(2) Die Schadensersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beschädigte den Grund der Nich-
tigkeit oder der Anfechtbarkeit kannte oder infolge von Fahrlässigkeit nicht kannte 
(kennen musste). 

§ 123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung 

(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder wider-
rechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklärung anfechten. 

(2) Hat ein Dritter die Täuschung verübt, so ist eine Erklärung, die einem anderen 
gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieser die Täuschung kann-
te oder kennen musste. Soweit ein anderer als derjenige, welchem gegenüber die 
Erklärung abzugeben war, aus der Erklärung unmittelbar ein Recht erworben hat, 
ist die Erklärung ihm gegenüber anfechtbar, wenn er die Täuschung kannte oder 
kennen musste. 

§ 124 Anfechtungsfrist 

(1) Die Anfechtung einer nach § 123 anfechtbaren Willenserklärung kann nur binnen 
Jahresfrist erfolgen. 

(2) Die Frist beginnt im Falle der arglistigen Täuschung mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Anfechtungsberechtigte die Täuschung entdeckt, im Falle der Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört. Auf den Lauf der Frist finden die für 
die Verjährung geltenden Vorschriften der §§ 206, 210 und 211 entsprechende An-
wendung. 

(3) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Abgabe der Willenserklärung 
zehn Jahre verstrichen sind. 

§ 125 Nichtigkeit wegen Formmangels 

Ein Rechtsgeschäft, welches der durch Gesetz vorgeschriebenen Form ermangelt, ist 
nichtig. Der Mangel der durch Rechtsgeschäft bestimmten Form hat im Zweifel gleich-
falls Nichtigkeit zur Folge. 

§ 126 Schriftform 

(1) Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muss die Urkunde von dem 
Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten 
Handzeichens unterzeichnet werden. 
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(2) Bei einem Vertrag muss die Unterzeichnung der Parteien auf derselben Urkunde 
erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Urkunden aufgenom-
men, so genügt es, wenn jede Partei die für die andere Partei bestimmte Urkunde 
unterzeichnet. 

(3) Die schriftliche Form kann durch die elektronische Form ersetzt werden, wenn sich 
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 

(4) Die schriftliche Form wird durch die notarielle Beurkundung ersetzt. 

§ 126a Elektronische Form 

(1) Soll die gesetzlich vorgeschriebene schriftliche Form durch die elektronische Form 
ersetzt werden, so muss der Aussteller der Erklärung dieser seinen Namen hinzu-
fügen und das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur nach dem Signaturgesetz versehen. 

(2) Bei einem Vertrag müssen die Parteien jeweils ein gleichlautendes Dokument in 
der in Absatz 1 bezeichneten Weise elektronisch signieren. 

§ 126b Textform 

Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss eine lesbare Erklärung, in der die 
Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger abgegeben 
werden. Ein dauerhafter Datenträger ist jedes Medium, das 

 1. es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger befindliche, an ihn 
persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder zu speichern, dass sie 
ihm während eines für ihren Zweck angemessenen Zeitraums zugänglich ist, 
und 

 2. geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben. 

§ 127 Vereinbarte Form 

(1) Die Vorschriften des § 126, des § 126a oder des § 126b gelten im Zweifel auch für 
die durch Rechtsgeschäft bestimmte Form. 

(2) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft bestimmten schriftlichen Form genügt, 
soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist, die telekommunikative Übermittlung 
und bei einem Vertrag der Briefwechsel. Wird eine solche Form gewählt, so kann 
nachträglich eine dem § 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden. 

(3) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft bestimmten elektronischen Form genügt, 
soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist, auch eine andere als die in § 126a 
bestimmte elektronische Signatur und bei einem Vertrag der Austausch von Ange-
bots- und Annahmeerklärung, die jeweils mit einer elektronischen Signatur verse-
hen sind. Wird eine solche Form gewählt, so kann nachträglich eine dem § 126a 
entsprechende elektronische Signierung oder, wenn diese einer der Parteien nicht 
möglich ist, eine dem § 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden. 
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§ 127a Gerichtlicher Vergleich 

Die notarielle Beurkundung wird bei einem gerichtlichen Vergleich durch die Aufnahme 
der Erklärungen in ein nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung errichtetes Proto-
koll ersetzt. 

§ 128 Notarielle Beurkundung 

Ist durch Gesetz notarielle Beurkundung eines Vertrags vorgeschrieben, so genügt es, 
wenn zunächst der Antrag und sodann die Annahme des Antrags von einem Notar 
beurkundet wird. 

§ 129 Öffentliche Beglaubigung 

(1) Ist durch Gesetz für eine Erklärung öffentliche Beglaubigung vorgeschrieben, so 
muss die Erklärung schriftlich abgefasst und die Unterschrift des Erklärenden von 
einem Notar beglaubigt werden. Wird die Erklärung von dem Aussteller mittels 
Handzeichens unterzeichnet, so ist die im § 126 Abs. 1 vorgeschriebene Beglaubi-
gung des Handzeichens erforderlich und genügend. 

(2) Die öffentliche Beglaubigung wird durch die notarielle Beurkundung der Erklärung 
ersetzt. 

§ 130 Wirksamwerden der Willenserklärung gegenüber Abwesenden 

(1) Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben ist, wird, wenn sie 
in dessen Abwesenheit abgegeben wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in welchem sie 
ihm zugeht. Sie wird nicht wirksam, wenn dem anderen vorher oder gleichzeitig ein 
Widerruf zugeht. 

(2) Auf die Wirksamkeit der Willenserklärung ist es ohne Einfluss, wenn der Erklärende 
nach der Abgabe stirbt oder geschäftsunfähig wird. 

(3) Diese Vorschriften finden auch dann Anwendung, wenn die Willenserklärung einer 
Behörde gegenüber abzugeben ist. 

§ 131 Wirksamwerden gegenüber nicht voll Geschäftsfähigen 

(1) Wird die Willenserklärung einem Geschäftsunfähigen gegenüber abgegeben, so 
wird sie nicht wirksam, bevor sie dem gesetzlichen Vertreter zugeht. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in der Geschäftsfähigkeit be-
schränkten Person gegenüber abgegeben wird. Bringt die Erklärung jedoch der in 
der Geschäftsfähigkeit beschränkten Person lediglich einen rechtlichen Vorteil oder 
hat der gesetzliche Vertreter seine Einwilligung erteilt, so wird die Erklärung in dem 
Zeitpunkt wirksam, in welchem sie ihr zugeht. 
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§ 132 Ersatz des Zugehens durch Zustellung 

(1) Eine Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, wenn sie durch Vermittlung 
eines Gerichtsvollziehers zugestellt worden ist. Die Zustellung erfolgt nach den 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung. 

(2) Befindet sich der Erklärende über die Person desjenigen, welchem gegenüber die 
Erklärung abzugeben ist, in einer nicht auf Fahrlässigkeit beruhenden Unkenntnis 
oder ist der Aufenthalt dieser Person unbekannt, so kann die Zustellung nach den 
für die öffentliche Zustellung geltenden Vorschriften der Zivilprozeßordnung erfol-
gen. Zuständig für die Bewilligung ist im ersteren Fall das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk der Erklärende seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen 
Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat, im letzteren Falle das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die Person, welcher zuzustellen ist, den letzten Wohnsitz oder in Ermange-
lung eines inländischen Wohnsitzes den letzten Aufenthalt hatte. 

§ 133 Auslegung einer Willenserklärung 

Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist der wirkliche Wille zu erforschen und nicht 
an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften. 

§ 134 Gesetzliches Verbot 

Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, ist nichtig, wenn sich 
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 

§ 135 Gesetzliches Veräußerungsverbot 

(1) Verstößt die Verfügung über einen Gegenstand gegen ein gesetzliches Veräuße-
rungsverbot, das nur den Schutz bestimmter Personen bezweckt, so ist sie nur die-
sen Personen gegenüber unwirksam. Der rechtsgeschäftlichen Verfügung steht ei-
ne Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollzie-
hung erfolgt. 

(2) Die Vorschriften zugunsten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, finden entsprechende Anwendung. 

§ 136 Behördliches Veräußerungsverbot 

Ein Veräußerungsverbot, das von einem Gericht oder von einer anderen Behörde in-
nerhalb ihrer Zuständigkeit erlassen wird, steht einem gesetzlichen Veräußerungsverbot 
der in § 135 bezeichneten Art gleich. 
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§ 137 Rechtsgeschäftliches Verfügungsverbot 

Die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Recht kann nicht durch Rechtsge-
schäft ausgeschlossen oder beschränkt werden. Die Wirksamkeit einer Verpflichtung, 
über ein solches Recht nicht zu verfügen, wird durch diese Vorschrift nicht berührt. 

§ 138 Sittenwidriges Rechtsgeschäft; Wucher 

(1) Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten verstößt, ist nichtig. 

(2) Nichtig ist insbesondere ein Rechtsgeschäft, durch das jemand unter Ausbeutung 
der Zwangslage, der Unerfahrenheit, des Mangels an Urteilsvermögen oder der er-
heblichen Willensschwäche eines anderen sich oder einem Dritten für eine Leistung 
Vermögensvorteile versprechen oder gewähren lässt, die in einem auffälligen Miss-
verhältnis zu der Leistung stehen. 

§ 139 Teilnichtigkeit 

Ist ein Teil eines Rechtsgeschäfts nichtig, so ist das ganze Rechtsgeschäft nichtig, 
wenn nicht anzunehmen ist, dass es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen sein 
würde. 

§ 140 Umdeutung 

Entspricht ein nichtiges Rechtsgeschäft den Erfordernissen eines anderen Rechtsge-
schäfts, so gilt das letztere, wenn anzunehmen ist, dass dessen Geltung bei Kenntnis 
der Nichtigkeit gewollt sein würde. 

§ 141 Bestätigung des nichtigen Rechtsgeschäfts 

(1) Wird ein nichtiges Rechtsgeschäft von demjenigen, welcher es vorgenommen hat, 
bestätigt, so ist die Bestätigung als erneute Vornahme zu beurteilen. 

(2) Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien bestätigt, so sind diese im Zweifel ver-
pflichtet, einander zu gewähren, was sie haben würden, wenn der Vertrag von An-
fang an gültig gewesen wäre. 

§ 142 Wirkung der Anfechtung 

(1) Wird ein anfechtbares Rechtsgeschäft angefochten, so ist es als von Anfang an 
nichtig anzusehen. 

(2) Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen musste, wird, wenn die Anfechtung 
erfolgt, so behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts gekannt hät-
te oder hätte kennen müssen. 

§ 143 Anfechtungserklärung 

(1) Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Anfechtungsgegner. 
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(2) Anfechtungsgegner ist bei einem Vertrag der andere Teil, im Falle des § 123 Abs. 2 
Satz 2 derjenige, welcher aus dem Vertrag unmittelbar ein Recht erworben hat. 

(3) Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft, das einem anderen gegenüber vorzuneh-
men war, ist der andere der Anfechtungsgegner. Das Gleiche gilt bei einem 
Rechtsgeschäft, das einem anderen oder einer Behörde gegenüber vorzunehmen 
war, auch dann, wenn das Rechtsgeschäft der Behörde gegenüber vorgenommen 
worden ist. 

(4) Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft anderer Art ist Anfechtungsgegner jeder, der 
auf Grund des Rechtsgeschäfts unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt hat. 
Die Anfechtung kann jedoch, wenn die Willenserklärung einer Behörde gegenüber 
abzugeben war, durch Erklärung gegenüber der Behörde erfolgen; die Behörde soll 
die Anfechtung demjenigen mitteilen, welcher durch das Rechtsgeschäft unmittel-
bar betroffen worden ist. 

§ 144 Bestätigung des anfechtbaren Rechtsgeschäfts 

(1) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn das anfechtbare Rechtsgeschäft von 
dem Anfechtungsberechtigten bestätigt wird. 

(2) Die Bestätigung bedarf nicht der für das Rechtsgeschäft bestimmten Form. 

Titel 3 
Vertrag 

§ 145 Bindung an den Antrag 

Wer einem anderen die Schließung eines Vertrags anträgt, ist an den Antrag gebunden, 
es sei denn, dass er die Gebundenheit ausgeschlossen hat. 

§ 146 Erlöschen des Antrags 

Der Antrag erlischt, wenn er dem Antragenden gegenüber abgelehnt oder wenn er nicht 
diesem gegenüber nach den §§ 147 bis 149 rechtzeitig angenommen wird. 

§ 147 Annahmefrist 

(1) Der einem Anwesenden gemachte Antrag kann nur sofort angenommen werden. 
Dies gilt auch von einem mittels Fernsprechers oder einer sonstigen technischen 
Einrichtung von Person zu Person gemachten Antrag. 

(2) Der einem Abwesenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt ange-
nommen werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter re-
gelmäßigen Umständen erwarten darf. 
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§ 148 Bestimmung einer Annahmefrist 

Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine Frist bestimmt, so kann die An-
nahme nur innerhalb der Frist erfolgen. 

§ 149 Verspätet zugegangene Annahmeerklärung 

Ist eine dem Antragenden verspätet zugegangene Annahmeerklärung dergestalt abge-
sendet worden, dass sie bei regelmäßiger Beförderung ihm rechtzeitig zugegangen sein 
würde, und musste der Antragende dies erkennen, so hat er die Verspätung dem An-
nehmenden unverzüglich nach dem Empfang der Erklärung anzuzeigen, sofern es nicht 
schon vorher geschehen ist. Verzögert er die Absendung der Anzeige, so gilt die An-
nahme als nicht verspätet. 

§ 150 Verspätete und abändernde Annahme 

(1) Die verspätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag. 

(2) Eine Annahme unter Erweiterungen, Einschränkungen oder sonstigen Änderungen 
gilt als Ablehnung verbunden mit einem neuen Antrag. 

§ 151 Annahme ohne Erklärung gegenüber dem Antragenden 

Der Vertrag kommt durch die Annahme des Antrags zustande, ohne dass die Annahme 
dem Antragenden gegenüber erklärt zu werden braucht, wenn eine solche Erklärung 
nach der Verkehrssitte nicht zu erwarten ist oder der Antragende auf sie verzichtet hat. 
Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag erlischt, bestimmt sich nach dem aus dem Antrag 
oder den Umständen zu entnehmenden Willen des Antragenden. 

§ 152 Annahme bei notarieller Beurkundung 

Wird ein Vertrag notariell beurkundet, ohne dass beide Teile gleichzeitig anwesend 
sind, so kommt der Vertrag mit der nach § 128 erfolgten Beurkundung der Annahme 
zustande, wenn nicht ein anderes bestimmt ist. Die Vorschrift des § 151 Satz 2 findet 
Anwendung. 

§ 153 Tod oder Geschäftsunfähigkeit des Antragenden 

Das Zustandekommen des Vertrags wird nicht dadurch gehindert, dass der Antragende 
vor der Annahme stirbt oder geschäftsunfähig wird, es sei denn, dass ein anderer Wille 
des Antragenden anzunehmen ist. 

§ 154 Offener Einigungsmangel; fehlende Beurkundung 

(1) Solange nicht die Parteien sich über alle Punkte eines Vertrags geeinigt haben, 
über die nach der Erklärung auch nur einer Partei eine Vereinbarung getroffen wer-
den soll, ist im Zweifel der Vertrag nicht geschlossen. Die Verständigung über ein-
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zelne Punkte ist auch dann nicht bindend, wenn eine Aufzeichnung stattgefunden 
hat. 

(2) Ist eine Beurkundung des beabsichtigten Vertrags verabredet worden, so ist im 
Zweifel der Vertrag nicht geschlossen, bis die Beurkundung erfolgt ist. 

§ 155 Versteckter Einigungsmangel 

Haben sich die Parteien bei einem Vertrag, den sie als geschlossen ansehen, über 
einen Punkt, über den eine Vereinbarung getroffen werden sollte, in Wirklichkeit nicht 
geeinigt, so gilt das Vereinbarte, sofern anzunehmen ist, dass der Vertrag auch ohne 
eine Bestimmung über diesen Punkt geschlossen sein würde. 

§ 156 Vertragsschluss bei Versteigerung 

Bei einer Versteigerung kommt der Vertrag erst durch den Zuschlag zustande. Ein Ge-
bot erlischt, wenn ein Übergebot abgegeben oder die Versteigerung ohne Erteilung des 
Zuschlags geschlossen wird. 

§ 157 Auslegung von Verträgen 

Verträge sind so auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte 
es erfordern. 

Titel 4 
Bedingung und Zeitbestimmung 

§ 158 Aufschiebende und auflösende Bedingung 

(1) Wird ein Rechtsgeschäft unter einer aufschiebenden Bedingung vorgenommen, so 
tritt die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung mit dem Eintritt der Bedin-
gung ein. 

(2) Wird ein Rechtsgeschäft unter einer auflösenden Bedingung vorgenommen, so 
endigt mit dem Eintritt der Bedingung die Wirkung des Rechtsgeschäfts; mit diesem 
Zeitpunkt tritt der frühere Rechtszustand wieder ein. 

§ 159 Rückbeziehung 

Sollen nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts die an den Eintritt der Bedingung geknüpf-
ten Folgen auf einen früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden, so sind im Falle des 
Eintritts der Bedingung die Beteiligten verpflichtet, einander zu gewähren, was sie ha-
ben würden, wenn die Folgen in dem früheren Zeitpunkt eingetreten wären. 
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§ 160 Haftung während der Schwebezeit 

(1) Wer unter einer aufschiebenden Bedingung berechtigt ist, kann im Falle des Ein-
tritts der Bedingung Schadensersatz von dem anderen Teil verlangen, wenn dieser 
während der Schwebezeit das von der Bedingung abhängige Recht durch sein 
Verschulden vereitelt oder beeinträchtigt. 

(2) Den gleichen Anspruch hat unter denselben Voraussetzungen bei einem unter 
einer auflösenden Bedingung vorgenommenen Rechtsgeschäft derjenige, zu des-
sen Gunsten der frühere Rechtszustand wieder eintritt. 

§ 161 Unwirksamkeit von Verfügungen während der Schwebezeit 

(1) Hat jemand unter einer aufschiebenden Bedingung über einen Gegenstand verfügt, 
so ist jede weitere Verfügung, die er während der Schwebezeit über den Gegen-
stand trifft, im Falle des Eintritts der Bedingung insoweit unwirksam, als sie die von 
der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder beeinträchtigen würde. Einer sol-
chen Verfügung steht eine Verfügung gleich, die während der Schwebezeit im We-
ge der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung oder durch den Insolvenz-
verwalter erfolgt. 

(2) Dasselbe gilt bei einer auflösenden Bedingung von den Verfügungen desjenigen, 
dessen Recht mit dem Eintritt der Bedingung endigt. 

(3) Die Vorschriften zugunsten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, finden entsprechende Anwendung. 

§ 162 Verhinderung oder Herbeiführung des Bedingungseintritts 

(1) Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Nachteil er gereichen wür-
de, wider Treu und Glauben verhindert, so gilt die Bedingung als eingetreten. 

(2) Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vorteil er gereicht, wider 
Treu und Glauben herbeigeführt, so gilt der Eintritt als nicht erfolgt. 

§ 163 Zeitbestimmung 

Ist für die Wirkung eines Rechtsgeschäfts bei dessen Vornahme ein Anfangs- oder ein 
Endtermin bestimmt worden, so finden im ersteren Falle die für die aufschiebende, im 
letzteren Falle die für die auflösende Bedingung geltenden Vorschriften der §§ 158, 160, 
161 entsprechende Anwendung. 

Titel 5 
Vertretung und Vollmacht 

§ 164 Wirkung der Erklärung des Vertreters 

(1) Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zustehenden Vertretungs-
macht im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt unmittelbar für und gegen den Ver-
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tretenen. Es macht keinen Unterschied, ob die Erklärung ausdrücklich im Namen 
des Vertretenen erfolgt oder ob die Umstände ergeben, dass sie in dessen Namen 
erfolgen soll. 

(2) Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, so kommt 
der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden entsprechende Anwendung, wenn eine 
gegenüber einem anderen abzugebende Willenserklärung dessen Vertreter gegen-
über erfolgt. 

§ 165 Beschränkt geschäftsfähiger Vertreter 

Die Wirksamkeit einer von oder gegenüber einem Vertreter abgegebenen Willenserklä-
rung wird nicht dadurch beeinträchtigt, dass der Vertreter in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt ist. 

§ 166 Willensmängel; Wissenszurechnung 

(1) Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willensmängel oder 
durch die Kenntnis oder das Kennenmüssen gewisser Umstände beeinflusst wer-
den, kommt nicht die Person des Vertretenen, sondern die des Vertreters in Be-
tracht. 

(2) Hat im Falle einer durch Rechtsgeschäft erteilten Vertretungsmacht (Vollmacht) der 
Vertreter nach bestimmten Weisungen des Vollmachtgebers gehandelt, so kann 
sich dieser in Ansehung solcher Umstände, die er selbst kannte, nicht auf die Un-
kenntnis des Vertreters berufen. Dasselbe gilt von Umständen, die der Vollmacht-
geber kennen musste, sofern das Kennenmüssen der Kenntnis gleichsteht. 

§ 167 Erteilung der Vollmacht 

(1) Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmäch-
tigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung stattfinden soll. 

(2) Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Rechtsgeschäft bestimmt ist, 
auf das sich die Vollmacht bezieht. 

§ 168 Erlöschen der Vollmacht 

Das Erlöschen der Vollmacht bestimmt sich nach dem ihrer Erteilung zugrunde liegen-
den Rechtsverhältnis. Die Vollmacht ist auch bei dem Fortbestehen des Rechtsverhält-
nisses widerruflich, sofern sich nicht aus diesem ein anderes ergibt. Auf die Erklärung 
des Widerrufs findet die Vorschrift des § 167 Abs. 1 entsprechende Anwendung. 

§ 169 Vollmacht des Beauftragten und des geschäftsführenden Gesellschafters 

Soweit nach den §§ 674, 729 die erloschene Vollmacht eines Beauftragten oder eines 
geschäftsführenden Gesellschafters als fortbestehend gilt, wirkt sie nicht zugunsten 
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eines Dritten, der bei der Vornahme eines Rechtsgeschäfts das Erlöschen kennt oder 
kennen muss. 

§ 170 Wirkungsdauer der Vollmacht 

Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem Dritten erteilt, so bleibt sie diesem 
gegenüber in Kraft, bis ihm das Erlöschen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. 

§ 171 Wirkungsdauer bei Kundgebung 

(1) Hat jemand durch besondere Mitteilung an einen Dritten oder durch öffentliche 
Bekanntmachung kundgegeben, dass er einen anderen bevollmächtigt habe, so ist 
dieser auf Grund der Kundgebung im ersteren Falle dem Dritten gegenüber, im 
letzteren Falle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. 

(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Kundgebung in derselben Weise, wie 
sie erfolgt ist, widerrufen wird. 

§ 172 Vollmachtsurkunde 

(1) Der besonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Vollmachtgeber steht 
es gleich, wenn dieser dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat 
und der Vertreter sie dem Dritten vorlegt. 

(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Vollmachtsurkunde dem Vollmacht-
geber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird. 

§ 173 Wirkungsdauer bei Kenntnis und fahrlässiger Unkenntnis 

Die Vorschriften des § 170, des § 171 Abs. 2 und des § 172 Abs. 2 finden keine An-
wendung, wenn der Dritte das Erlöschen der Vertretungsmacht bei der Vornahme des 
Rechtsgeschäfts kennt oder kennen muss. 

§ 174 Einseitiges Rechtsgeschäft eines Bevollmächtigten 

Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegenüber 
vornimmt, ist unwirksam, wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vor-
legt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grunde unverzüglich zurückweist. 
Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der Vollmachtgeber den anderen von der 
Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt hatte. 

§ 175 Rückgabe der Vollmachtsurkunde 

Nach dem Erlöschen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte die Vollmachtsurkunde dem 
Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurückbehaltungsrecht steht ihm nicht zu. 
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§ 176 Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde 

(1) Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch eine öffentliche Bekannt-
machung für kraftlos erklären; die Kraftloserklärung muss nach den für die öffentli-
che Zustellung einer Ladung geltenden Vorschriften der Zivilprozessordnung veröf-
fentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats nach der letzten Einrückung in die 
öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirksam. 

(2) Zuständig für die Bewilligung der Veröffentlichung ist sowohl das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk der Vollmachtgeber seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, als das 
Amtsgericht, welches für die Klage auf Rückgabe der Urkunde, abgesehen von 
dem Wert des Streitgegenstands, zuständig sein würde. 

(3) Die Kraftloserklärung ist unwirksam, wenn der Vollmachtgeber die Vollmacht nicht 
widerrufen kann. 

§ 177 Vertragsschluss durch Vertreter ohne Vertretungsmacht 

(1) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen einen Vertrag, 
so hängt die Wirksamkeit des Vertrags für und gegen den Vertretenen von dessen 
Genehmigung ab. 

(2) Fordert der andere Teil den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmigung auf, 
so kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem 
Vertreter gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung 
wird unwirksam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablauf von zwei Wochen nach 
dem Empfang der Aufforderung erklärt werden; wird sie nicht erklärt, so gilt sie als 
verweigert. 

§ 178 Widerrufsrecht des anderen Teils 

Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der andere Teil zum Widerruf berechtigt, es sei 
denn, dass er den Mangel der Vertretungsmacht bei dem Abschluss des Vertrags ge-
kannt hat. Der Widerruf kann auch dem Vertreter gegenüber erklärt werden. 

§ 179 Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 

(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine Vertre-
tungsmacht nachweist, dem anderen Teil nach dessen Wahl zur Erfüllung oder zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung des Vertrags 
verweigert. 

(2) Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, so ist er nur zum 
Ersatz desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere Teil dadurch erleidet, 
dass er auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Inte-
resses hinaus, welches der andere Teil an der Wirksamkeit des Vertrags hat. 

(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der Vertretungsmacht 
kannte oder kennen musste. Der Vertreter haftet auch dann nicht, wenn er in der 
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Geschäftsfähigkeit beschränkt war, es sei denn, dass er mit Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters gehandelt hat. 

§ 180 Einseitiges Rechtsgeschäft 

Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft ist Vertretung ohne Vertretungsmacht unzulässig. 
Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber ein solches Rechtsgeschäft vorzunehmen 
war, die von dem Vertreter behauptete Vertretungsmacht bei der Vornahme des 
Rechtsgeschäfts nicht beanstandet oder ist er damit einverstanden gewesen, dass der 
Vertreter ohne Vertretungsmacht handele, so finden die Vorschriften über Verträge 
entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn ein einseitiges Rechtsgeschäft 
gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungsmacht mit dessen Einverständnis vorge-
nommen wird. 

§ 181 Insichgeschäft 

Ein Vertreter kann, soweit nicht ein anderes ihm gestattet ist, im Namen des Vertrete-
nen mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeschäft 
nicht vornehmen, es sei denn, dass das Rechtsgeschäft ausschließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit besteht. 

 

(…) 

 

 

Abschnitt 5 
Verjährung 

Titel 1 
Gegenstand und Dauer der Verjährung 

§ 194 Gegenstand der Verjährung 

(1) Das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen (Anspruch), 
unterliegt der Verjährung. 

(2) Ansprüche aus einem familienrechtlichen Verhältnis unterliegen der Verjährung 
nicht, soweit sie auf die Herstellung des dem Verhältnis entsprechenden Zustands 
für die Zukunft oder auf die Einwilligung in eine genetische Untersuchung zur Klä-
rung der leiblichen Abstammung gerichtet sind. 

§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist 

Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre. 
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§ 196 Verjährungsfrist bei Rechten an einem Grundstück 

Ansprüche auf Übertragung des Eigentums an einem Grundstück sowie auf Begrün-
dung, Übertragung oder Aufhebung eines Rechts an einem Grundstück oder auf Ände-
rung des Inhalts eines solchen Rechts sowie die Ansprüche auf die Gegenleistung ver-
jähren in zehn Jahren. 

§ 197 Dreißigjährige Verjährungsfrist 

(1) In 30 Jahren verjähren, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 

 1. Schadensersatzansprüche, die auf der vorsätzlichen Verletzung des Lebens, 
des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der sexuellen Selbstbestim-
mung beruhen, 

 2. Herausgabeansprüche aus Eigentum, anderen dinglichen Rechten, den 
§§ 2018, 2130 und 2362 sowie die Ansprüche, die der Geltendmachung der 
Herausgabeansprüche dienen, 

 3. rechtskräftig festgestellte Ansprüche, 

 4. Ansprüche aus vollstreckbaren Vergleichen oder vollstreckbaren Urkunden, 

 5. Ansprüche, die durch die im Insolvenzverfahren erfolgte Feststellung voll-
streckbar geworden sind, und 

 6. Ansprüche auf Erstattung der Kosten der Zwangsvollstreckung. 

(2) Soweit Ansprüche nach Absatz 1 Nr. 3 bis 5 künftig fällig werdende regelmäßig 
wiederkehrende Leistungen zum Inhalt haben, tritt an die Stelle der Verjährungsfrist 
von 30 Jahren die regelmäßige Verjährungsfrist. 

§ 198 Verjährung bei Rechtsnachfolge 

Gelangt eine Sache, hinsichtlich derer ein dinglicher Anspruch besteht, durch Rechts-
nachfolge in den Besitz eines Dritten, so kommt die während des Besitzes des Rechts-
vorgängers verstrichene Verjährungszeit dem Rechtsnachfolger zugute. 

§ 199 Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist und Verjährungshöchstfristen 

(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjährungsbe-
ginn bestimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in dem 

 1. der Anspruch entstanden ist und 

 2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Per-
son des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen 
müsste. 

(2) Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung des Lebens, des Körpers, der 
Gesundheit oder der Freiheit beruhen, verjähren ohne Rücksicht auf ihre Entste-
hung und die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Be-
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gehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden aus-
lösenden Ereignis an. 

(3) Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren 

 1. ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn 
Jahren von ihrer Entstehung an und 

 2. ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige 
Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, der Pflichtverlet-
zung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereignis an. 

 Maßgeblich ist die früher endende Frist. 

(3a) Ansprüche, die auf einem Erbfall beruhen oder deren Geltendmachung die Kennt-
nis einer Verfügung von Todes wegen voraussetzt, verjähren ohne Rücksicht auf 
die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Entstehung des 
Anspruchs an. 

(4) Andere Ansprüche als die nach den Absätzen 2 bis 3a verjähren ohne Rücksicht 
auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von ihrer Entste-
hung an. 

(5) Geht der Anspruch auf ein Unterlassen, so tritt an die Stelle der Entstehung die 
Zuwiderhandlung. 

§ 200 Beginn anderer Verjährungsfristen 

Die Verjährungsfrist von Ansprüchen, die nicht der regelmäßigen Verjährungsfrist unter-
liegen, beginnt mit der Entstehung des Anspruchs, soweit nicht ein anderer Verjäh-
rungsbeginn bestimmt ist. § 199 Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 201 Beginn der Verjährungsfrist von festgestellten Ansprüchen 

Die Verjährung von Ansprüchen der in § 197 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 bezeichneten Art beginnt 
mit der Rechtskraft der Entscheidung, der Errichtung des vollstreckbaren Titels oder der 
Feststellung im Insolvenzverfahren, nicht jedoch vor der Entstehung des Anspruchs. 
§ 199 Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 202 Unzulässigkeit von Vereinbarungen über die Verjährung 

(1) Die Verjährung kann bei Haftung wegen Vorsatzes nicht im Voraus durch Rechts-
geschäft erleichtert werden. 

(2) Die Verjährung kann durch Rechtsgeschäft nicht über eine Verjährungsfrist von 30 
Jahren ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn hinaus erschwert werden. 
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Titel 2 
Hemmung, Ablaufhemmung und Neubeginn der Verjährung 

§ 203 Hemmung der Verjährung bei Verhandlungen 

Schweben zwischen dem Schuldner und dem Gläubiger Verhandlungen über den An-
spruch oder die den Anspruch begründenden Umstände, so ist die Verjährung ge-
hemmt, bis der eine oder der andere Teil die Fortsetzung der Verhandlungen verwei-
gert. Die Verjährung tritt frühestens drei Monate nach dem Ende der Hemmung ein. 

§ 204 Hemmung der Verjährung durch Rechtsverfolgung 

(1) Die Verjährung wird gehemmt durch 

 1. die Erhebung der Klage auf Leistung oder auf Feststellung des Anspruchs, auf 
Erteilung der Vollstreckungsklausel oder auf Erlass des Vollstreckungsurteils, 

 2. die Zustellung des Antrags im vereinfachten Verfahren über den Unterhalt 
Minderjähriger, 

 3. die Zustellung des Mahnbescheids im Mahnverfahren oder des Europäischen 
Zahlungsbefehls im Europäischen Mahnverfahren nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem-
ber 2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens (ABl. EU Nr. L 
399 S. 1), 

 4. die Veranlassung der Bekanntgabe eines Antrags, mit dem der Anspruch gel-
tend gemacht wird, bei einer 

  a) staatlichen oder staatlich anerkannten Streitbeilegungsstelle oder 

  b) anderen Streitbeilegungsstelle, wenn das Verfahren im Einvernehmen mit 
dem Antragsgegner betrieben wird; 

die Verjährung wird schon durch den Eingang des Antrags bei der Streitbeile-
gungsstelle gehemmt, wenn der Antrag demnächst bekannt gegeben wird, 

 5. die Geltendmachung der Aufrechnung des Anspruchs im Prozess, 

 6. die Zustellung der Streitverkündung, 

 6a. die Zustellung der Anmeldung zu einem Musterverfahren für darin bezeichnete 
Ansprüche, soweit diesen der gleiche Lebenssachverhalt zugrunde liegt wie 
den Feststellungszielen des Musterverfahrens und wenn innerhalb von drei 
Monaten nach dem rechtskräftigen Ende des Musterverfahrens die Klage auf 
Leistung oder Feststellung der in der Anmeldung bezeichneten Ansprüche er-
hoben wird, 

 7. die Zustellung des Antrags auf Durchführung eines selbständigen Beweisver-
fahrens, 

 8. den Beginn eines vereinbarten Begutachtungsverfahrens, 
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 9. die Zustellung des Antrags auf Erlass eines Arrests, einer einstweiligen Verfü-
gung oder einer einstweiligen Anordnung, oder, wenn der Antrag nicht zuge-
stellt wird, dessen Einreichung, wenn der Arrestbefehl, die einstweilige Verfü-
gung oder die einstweilige Anordnung innerhalb eines Monats seit Verkündung 
oder Zustellung an den Gläubiger dem Schuldner zugestellt wird, 

 10. die Anmeldung des Anspruchs im Insolvenzverfahren oder im Schifffahrtsrecht-
lichen Verteilungsverfahren, 

 11. den Beginn des schiedsrichterlichen Verfahrens, 

 12. die Einreichung des Antrags bei einer Behörde, wenn die Zulässigkeit der 
Klage von der Vorentscheidung dieser Behörde abhängt und innerhalb von drei 
Monaten nach Erledigung des Gesuchs die Klage erhoben wird; dies gilt ent-
sprechend für bei einem Gericht oder bei einer in Nummer 4 bezeichneten 
Streitbeilegungsstelle zu stellende Anträge, deren Zulässigkeit von der Vorent-
scheidung einer Behörde abhängt, 

 13. die Einreichung des Antrags bei dem höheren Gericht, wenn dieses das zu-
ständige Gericht zu bestimmen hat und innerhalb von drei Monaten nach Erle-
digung des Gesuchs die Klage erhoben oder der Antrag, für den die Gerichts-
standsbestimmung zu erfolgen hat, gestellt wird, und 

 14. die Veranlassung der Bekanntgabe des erstmaligen Antrags auf Gewährung 
von Prozesskostenhilfe oder Verfahrenskostenhilfe; wird die Bekanntgabe 
demnächst nach der Einreichung des Antrags veranlasst, so tritt die Hemmung 
der Verjährung bereits mit der Einreichung ein. 

(2) Die Hemmung nach Absatz 1 endet sechs Monate nach der rechtskräftigen Ent-
scheidung oder anderweitigen Beendigung des eingeleiteten Verfahrens. Gerät das 
Verfahren dadurch in Stillstand, dass die Parteien es nicht betreiben, so tritt an die 
Stelle der Beendigung des Verfahrens die letzte Verfahrenshandlung der Parteien, 
des Gerichts oder der sonst mit dem Verfahren befassten Stelle. Die Hemmung be-
ginnt erneut, wenn eine der Parteien das Verfahren weiter betreibt. 

(3) Auf die Frist nach Absatz 1 Nr. 6a, 9, 12 und 13 finden die §§ 206, 210 und 211 
entsprechende Anwendung. 

§ 205 Hemmung der Verjährung bei Leistungsverweigerungsrecht 

Die Verjährung ist gehemmt, solange der Schuldner auf Grund einer Vereinbarung mit 
dem Gläubiger vorübergehend zur Verweigerung der Leistung berechtigt ist. 

 

(…) 
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§ 212 Neubeginn der Verjährung 

(1) Die Verjährung beginnt erneut, wenn 

 1. der Schuldner dem Gläubiger gegenüber den Anspruch durch Abschlagszah-
lung, Zinszahlung, Sicherheitsleistung oder in anderer Weise anerkennt oder 

 2. eine gerichtliche oder behördliche Vollstreckungshandlung vorgenommen oder 
beantragt wird. 

(2) Der erneute Beginn der Verjährung infolge einer Vollstreckungshandlung gilt als 
nicht eingetreten, wenn die Vollstreckungshandlung auf Antrag des Gläubigers oder 
wegen Mangels der gesetzlichen Voraussetzungen aufgehoben wird. 

(3) Der erneute Beginn der Verjährung durch den Antrag auf Vornahme einer Vollstre-
ckungshandlung gilt als nicht eingetreten, wenn dem Antrag nicht stattgegeben o-
der der Antrag vor der Vollstreckungshandlung zurückgenommen oder die erwirkte 
Vollstreckungshandlung nach Absatz 2 aufgehoben wird. 

§ 213 Hemmung, Ablaufhemmung und erneuter Beginn der Verjährung bei ande-
ren Ansprüchen 

Die Hemmung, die Ablaufhemmung und der erneute Beginn der Verjährung gelten auch 
für Ansprüche, die aus demselben Grunde wahlweise neben dem Anspruch oder an 
seiner Stelle gegeben sind. 

Titel 3 
Rechtsfolgen der Verjährung 

§ 214 Wirkung der Verjährung 

(1) Nach Eintritt der Verjährung ist der Schuldner berechtigt, die Leistung zu verwei-
gern. 

(2) Das zur Befriedigung eines verjährten Anspruchs Geleistete kann nicht zurückge-
fordert werden, auch wenn in Unkenntnis der Verjährung geleistet worden ist. Das 
Gleiche gilt von einem vertragsmäßigen Anerkenntnis sowie einer Sicherheitsleis-
tung des Schuldners. 

§ 215 Aufrechnung und Zurückbehaltungsrecht nach Eintritt der Verjährung 

Die Verjährung schließt die Aufrechnung und die Geltendmachung eines Zurückbehal-
tungsrechts nicht aus, wenn der Anspruch in dem Zeitpunkt noch nicht verjährt war, in 
dem erstmals aufgerechnet oder die Leistung verweigert werden konnte. 
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§ 216 Wirkung der Verjährung bei gesicherten Ansprüchen 

(1) Die Verjährung eines Anspruchs, für den eine Hypothek, eine Schiffshypothek oder 
ein Pfandrecht besteht, hindert den Gläubiger nicht, seine Befriedigung aus dem 
belasteten Gegenstand zu suchen. 

(2) Ist zur Sicherung eines Anspruchs ein Recht verschafft worden, so kann die Rück-
übertragung nicht auf Grund der Verjährung des Anspruchs gefordert werden. Ist 
das Eigentum vorbehalten, so kann der Rücktritt vom Vertrag auch erfolgen, wenn 
der gesicherte Anspruch verjährt ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Verjährung von Ansprüchen 
auf Zinsen und andere wiederkehrende Leistungen. 

§ 217 Verjährung von Nebenleistungen 

Mit dem Hauptanspruch verjährt der Anspruch auf die von ihm abhängenden Nebenleis-
tungen, auch wenn die für diesen Anspruch geltende besondere Verjährung noch nicht 
eingetreten ist. 

 

(…) 

 

 

Abschnitt 7 
Sicherheitsleistung 

§ 232 Arten 

(1) Wer Sicherheit zu leisten hat, kann dies bewirken durch Hinterlegung von Geld 
oder Wertpapieren, durch Verpfändung von Forderungen, die in das Bundes-
schuldbuch oder in das Landesschuldbuch eines Landes eingetragen sind, durch 
Verpfändung beweglicher Sachen, durch Bestellung von Schiffshypotheken an 
Schiffen oder Schiffsbauwerken, die in einem deutschen Schiffsregister oder 
Schiffsbauregister eingetragen sind, durch Bestellung von Hypotheken an inländi-
schen Grundstücken, durch Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek 
an einem inländischen Grundstück besteht, oder durch Verpfändung von Grund-
schulden oder Rentenschulden an inländischen Grundstücken. 

(2) Kann die Sicherheit nicht in dieser Weise geleistet werden, so ist die Stellung eines 
tauglichen Bürgen zulässig. 

§ 233 Wirkung der Hinterlegung 

Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfandrecht an dem hinterlegten Geld 
oder an den hinterlegten Wertpapieren und, wenn das Geld oder die Wertpapiere in das 
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Eigentum des Fiskus oder der als Hinterlegungsstelle bestimmten Anstalt übergehen, 
ein Pfandrecht an der Forderung auf Rückerstattung. 

§ 234 Geeignete Wertpapiere 

(1) Wertpapiere sind zur Sicherheitsleistung nur geeignet, wenn sie auf den Inhaber 
lauten, einen Kurswert haben und einer Gattung angehören, in der Mündelgeld an-
gelegt werden darf. Den Inhaberpapieren stehen Orderpapiere gleich, die mit Blan-
koindossament versehen sind. 

(2) Mit den Wertpapieren sind die Zins-, Renten-, Gewinnanteil- und Erneuerungs-
scheine zu hinterlegen. 

(3) Mit Wertpapieren kann Sicherheit nur in Höhe von drei Vierteln des Kurswerts ge-
leistet werden. 

§ 235 Umtauschrecht 

Wer durch Hinterlegung von Geld oder von Wertpapieren Sicherheit geleistet hat, ist 
berechtigt, das hinterlegte Geld gegen geeignete Wertpapiere, die hinterlegten Wertpa-
piere gegen andere geeignete Wertpapiere oder gegen Geld umzutauschen. 

§ 236 Buchforderungen 

Mit einer Schuldbuchforderung gegen den Bund oder ein Land kann Sicherheit nur in 
Höhe von drei Vierteln des Kurswerts der Wertpapiere geleistet werden, deren Aushän-
digung der Gläubiger gegen Löschung seiner Forderung verlangen kann. 

§ 237 Bewegliche Sachen 

Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur in Höhe von zwei Dritteln des Schät-
zungswerts geleistet werden. Sachen, deren Verderb zu besorgen oder deren Aufbe-
wahrung mit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist, können zurückgewiesen wer-
den. 

§ 238 Hypotheken, Grund- und Rentenschulden 

(1) Eine Hypothekenforderung, eine Grundschuld oder eine Rentenschuld ist zur Si-
cherheitsleistung nur geeignet, wenn sie den Voraussetzungen entspricht, unter 
denen am Orte der Sicherheitsleistung Mündelgeld in Hypothekenforderungen, 
Grundschulden oder Rentenschulden angelegt werden darf. 

(2) Eine Forderung, für die eine Sicherungshypothek besteht, ist zur Sicherheitsleis-
tung  nicht geeignet. 
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§ 239 Bürge 

(1) Ein Bürge ist tauglich, wenn er ein der Höhe der zu leistenden Sicherheit angemes-
senes Vermögen besitzt und seinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat. 

(2) Die Bürgschaftserklärung muss den Verzicht auf die Einrede der Vorausklage ent-
halten. 

§ 240 Ergänzungspflicht 

Wird die geleistete Sicherheit ohne Verschulden des Berechtigten unzureichend, so ist 
sie zu ergänzen oder anderweitige Sicherheit zu leisten. 

Buch 2 
Recht der Schuldverhältnisse 

Abschnitt 1 
Inhalt der Schuldverhältnisse 

Titel 1 
Verpflichtung zur Leistung 

§ 241 Pflichten aus dem Schuldverhältnis 

(1) Kraft des Schuldverhältnisses ist der Gläubiger berechtigt, von dem Schuldner eine 
Leistung zu fordern. Die Leistung kann auch in einem Unterlassen bestehen. 

(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die 
Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen Teils verpflichten. 

 

(…) 

 

 

§ 247 Basiszinssatz 

(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli 
eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der 
letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße 
ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs. 

(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach den 
in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten im Bundesanzeiger bekannt. 
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§ 248 Zinseszinsen 

(1) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, dass fällige Zinsen wieder Zinsen tragen 
sollen, ist nichtig. 

(2) Sparkassen, Kreditanstalten und Inhaber von Bankgeschäften können im Voraus 
vereinbaren, dass nicht erhobene Zinsen von Einlagen als neue verzinsliche Einla-
gen gelten sollen. Kreditanstalten, die berechtigt sind, für den Betrag der von ihnen 
gewährten Darlehen verzinsliche Schuldverschreibungen auf den Inhaber auszu-
geben, können sich bei solchen Darlehen die Verzinsung rückständiger Zinsen im 
Voraus versprechen lassen. 

§ 249 Art und Umfang des Schadensersatzes 

(1) Wer zum Schadensersatz verpflichtet ist, hat den Zustand herzustellen, der beste-
hen würde, wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre. 

(2) Ist wegen Verletzung einer Person oder wegen Beschädigung einer Sache Scha-
densersatz zu leisten, so kann der Gläubiger statt der Herstellung den dazu erfor-
derlichen Geldbetrag verlangen. Bei der Beschädigung einer Sache schließt der 
nach Satz 1 erforderliche Geldbetrag die Umsatzsteuer nur mit ein, wenn und so-
weit sie tatsächlich angefallen ist. 

§ 250 Schadensersatz in Geld nach Fristsetzung 

Der Gläubiger kann dem Ersatzpflichtigen zur Herstellung eine angemessene Frist mit 
der Erklärung bestimmen, dass er die Herstellung nach dem Ablauf der Frist ablehne. 
Nach dem Ablauf der Frist kann der Gläubiger den Ersatz in Geld verlangen, wenn nicht 
die Herstellung rechtzeitig erfolgt; der Anspruch auf die Herstellung ist ausgeschlossen. 

§ 251 Schadensersatz in Geld ohne Fristsetzung 

(1) Soweit die Herstellung nicht möglich oder zur Entschädigung des Gläubigers nicht 
genügend ist, hat der Ersatzpflichtige den Gläubiger in Geld zu entschädigen. 

(2) Der Ersatzpflichtige kann den Gläubiger in Geld entschädigen, wenn die Herstel-
lung  nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ist. Die aus der Heilbe-
handlung eines verletzten Tieres entstandenen Aufwendungen sind nicht bereits 
dann unverhältnismäßig, wenn sie dessen Wert erheblich übersteigen. 

§ 252 Entgangener Gewinn 

Der zu ersetzende Schaden umfasst auch den entgangenen Gewinn. Als entgangen gilt 
der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach den besonde-
ren Umständen, insbesondere nach den getroffenen Anstalten und Vorkehrungen, mit 
Wahrscheinlichkeit erwartet werden konnte. 



BGB  

 24 

§ 253 Immaterieller Schaden 

(1) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann Entschädigung in 
Geld nur in den durch das Gesetz bestimmten Fällen gefordert werden. 

(2) Ist wegen einer Verletzung des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der 
sexuellen Selbstbestimmung Schadensersatz zu leisten, kann auch wegen des 
Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, eine billige Entschädigung in Geld ge-
fordert werden. 

§ 254 Mitverschulden 

(1) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Beschädigten mitge-
wirkt, so hängt die Verpflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu leistenden 
Ersatzes von den Umständen, insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vor-
wiegend von dem einen oder dem anderen Teil verursacht worden ist. 

(2) Dies gilt auch dann, wenn sich das Verschulden des Beschädigten darauf be-
schränkt, dass er unterlassen hat, den Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhn-
lich hohen Schadens aufmerksam zu machen, die der Schuldner weder kannte 
noch kennen musste, oder dass er unterlassen hat, den Schaden abzuwenden o-
der zu mindern. Die Vorschrift des § 278 findet entsprechende Anwendung. 

 

(…) 

 

 

§ 273 Zurückbehaltungsrecht 

(1) Hat der Schuldner aus demselben rechtlichen Verhältnis, auf dem seine Verpflich-
tung beruht, einen fälligen Anspruch gegen den Gläubiger, so kann er, sofern nicht 
aus dem Schuldverhältnis sich ein anderes ergibt, die geschuldete Leistung ver-
weigern, bis die ihm gebührende Leistung bewirkt wird (Zurückbehaltungsrecht). 

(2) Wer zur Herausgabe eines Gegenstands verpflichtet ist, hat das gleiche Recht, 
wenn ihm ein fälliger Anspruch wegen Verwendungen auf den Gegenstand oder 
wegen eines ihm durch diesen verursachten Schadens zusteht, es sei denn, dass 
er den Gegenstand durch eine vorsätzlich begangene unerlaubte Handlung erlangt 
hat. 

(3) Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch Sicherheits-
leistung abwenden. Die Sicherheitsleistung durch Bürgen ist ausgeschlossen. 

§ 274 Wirkungen des Zurückbehaltungsrechts 

(1) Gegenüber der Klage des Gläubigers hat die Geltendmachung des Zurückbehal-
tungsrechts nur die Wirkung, dass der Schuldner zur Leistung gegen Empfang der 
ihm gebührenden Leistung (Erfüllung Zug um Zug) zu verurteilen ist. 
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(2) Auf Grund einer solchen Verurteilung kann der Gläubiger seinen Anspruch ohne 
Bewirkung der ihm obliegenden Leistung im Wege der Zwangsvollstreckung verfol-
gen, wenn der Schuldner im Verzug der Annahme ist. 

§ 275 Ausschluss der Leistungspflicht 

(1) Der Anspruch auf Leistung ist ausgeschlossen, soweit diese für den Schuldner oder 
für jedermann unmöglich ist. 

(2) Der Schuldner kann die Leistung verweigern, soweit diese einen Aufwand erfordert, 
der unter Beachtung des Inhalts des Schuldverhältnisses und der Gebote von Treu 
und Glauben in einem groben Missverhältnis zu dem Leistungsinteresse des Gläu-
bigers steht. Bei der Bestimmung der dem Schuldner zuzumutenden Anstrengun-
gen ist auch zu berücksichtigen, ob der Schuldner das Leistungshindernis zu ver-
treten hat. 

(3) Der Schuldner kann die Leistung ferner verweigern, wenn er die Leistung persön-
lich zu erbringen hat und sie ihm unter Abwägung des seiner Leistung entgegen-
stehenden Hindernisses mit dem Leistungsinteresse des Gläubigers nicht zugemu-
tet werden kann. 

(4) Die Rechte des Gläubigers bestimmen sich nach den §§ 280, 283 bis 285, 311a 
und 326. 

§ 276 Verantwortlichkeit des Schuldners 

(1) Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn eine strengere 
oder mildere Haftung weder bestimmt noch aus dem sonstigen Inhalt des Schuld-
verhältnisses, insbesondere aus der Übernahme einer Garantie oder eines Be-
schaffungsrisikos zu entnehmen ist. Die Vorschriften der §§ 827 und 828 finden 
entsprechende Anwendung. 

(2) Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt. 

(3) Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im Voraus erlassen wer-
den. 

§ 277 Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten 

Wer nur für diejenige Sorgfalt einzustehen hat, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt, ist von der Haftung wegen grober Fahrlässigkeit nicht befreit. 

§ 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte 

Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen, 
deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu vertre-
ten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine Anwendung. 



BGB  

 26 

§ 279 (weggefallen) 

§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 

(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubi-
ger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn 
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der Gläubiger nur unter der 
zusätzlichen Voraussetzung des § 286 verlangen. 

(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter den zusätzlichen 
Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des § 283 verlangen. 

§ 281 Schadensersatz statt der Leistung wegen nicht oder nicht wie geschuldet 
erbrachter Leistung 

(1) Soweit der Schuldner die fällige Leistung nicht oder nicht wie geschuldet erbringt, 
kann der Gläubiger unter den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Schadensersatz 
statt der Leistung verlangen, wenn er dem Schuldner erfolglos eine angemessene 
Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat. Hat der Schuldner eine Teilleis-
tung bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung nur 
verlangen, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. Hat der Schuldner die 
Leistung nicht wie geschuldet bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt 
der ganzen Leistung nicht verlangen, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist. 

(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn der Schuldner die Leistung ernsthaft und 
endgültig verweigert oder wenn besondere Umstände vorliegen, die unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen die sofortige Geltendmachung des Schadenser-
satzanspruchs rechtfertigen. 

(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in Betracht, so tritt 
an deren Stelle eine Abmahnung. 

(4) Der Anspruch auf die Leistung ist ausgeschlossen, sobald der Gläubiger statt der 
Leistung Schadensersatz verlangt hat. 

(5) Verlangt der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung, so ist der 
Schuldner zur Rückforderung des Geleisteten nach den §§ 346 bis 348 berechtigt. 

§ 282 Schadensersatz statt der Leistung wegen Verletzung einer Pflicht 
nach § 241 Abs. 2 

Verletzt der Schuldner eine Pflicht nach § 241 Abs. 2, kann der Gläubiger unter den 
Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn 
ihm die Leistung durch den Schuldner nicht mehr zuzumuten ist. 
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§ 283 Schadensersatz statt der Leistung bei Ausschluss der Leistungspflicht 

Braucht der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten, kann der Gläubiger 
unter den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der Leistung verlan-
gen. § 281 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 284 Ersatz vergeblicher Aufwendungen 

Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung kann der Gläubiger Ersatz der Auf-
wendungen verlangen, die er im Vertrauen auf den Erhalt der Leistung gemacht hat und 
billigerweise machen durfte, es sei denn, deren Zweck wäre auch ohne die Pflichtverlet-
zung des Schuldners nicht erreicht worden. 

§ 285 Herausgabe des Ersatzes 

(1) Erlangt der Schuldner infolge des Umstands, auf Grund dessen er die Leistung 
nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu erbringen braucht, für den geschuldeten Gegen-
stand einen Ersatz oder einen Ersatzanspruch, so kann der Gläubiger Herausgabe 
des als Ersatz Empfangenen oder Abtretung des Ersatzanspruchs verlangen. 

(2) Kann der Gläubiger statt der Leistung Schadensersatz verlangen, so mindert sich 
dieser, wenn er von dem in Absatz 1 bestimmten Recht Gebrauch macht, um den 
Wert des erlangten Ersatzes oder Ersatzanspruchs. 

§ 286 Verzug des Schuldners 

(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt 
der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung ste-
hen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbe-
scheids im Mahnverfahren gleich. 

(2)  Der Mahnung bedarf es nicht, wenn 

 1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für 
die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach 
dem Kalender berechnen lässt, 

 3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 

 4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der 
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist. 

(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht 
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleich-
wertigen Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung 
besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rech-
nung oder Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Ver-
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braucher ist, spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in 
Verzug. 

(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstands 
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. 

(5) Für eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende Vereinbarung über den Eintritt des 
Verzugs gilt § 271a Absatz 1 bis 5 entsprechend. 

§ 287 Verantwortlichkeit während des Verzugs 

Der Schuldner hat während des Verzugs jede Fahrlässigkeit zu vertreten. Er haftet 
wegen der Leistung auch für Zufall, es sei denn, dass der Schaden auch bei rechtzeiti-
ger Leistung eingetreten sein würde. 

§ 288 Verzugszinsen und sonstiger Verzugsschaden 

(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz be-
trägt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 

(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der 
Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 

(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen. 

(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 

(5) Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat bei Verzug des Schuldners, wenn dieser 
kein Verbraucher ist, außerdem einen Anspruch auf Zahlung einer Pauschale in 
Höhe von 40 Euro. Dies gilt auch, wenn es sich bei der Entgeltforderung um eine 
Abschlagszahlung oder sonstige Ratenzahlung handelt. Die Pauschale nach Satz 1 
ist auf einen geschuldeten Schadensersatz anzurechnen, soweit der Schaden in 
Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist. 

(6) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, die den Anspruch des Gläubigers einer 
Entgeltforderung auf Verzugszinsen ausschließt, ist unwirksam. Gleiches gilt für ei-
ne Vereinbarung, die diesen Anspruch beschränkt oder den Anspruch des Gläubi-
gers einer Entgeltforderung auf die Pauschale nach Absatz 5 oder auf Ersatz des 
Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ausschließt oder be-
schränkt, wenn sie im Hinblick auf die Belange des Gläubigers grob unbillig ist. Ei-
ne Vereinbarung über den Ausschluss der Pauschale nach Absatz 5 oder des Er-
satzes des Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ist im 
Zweifel als grob unbillig anzusehen. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
sich der Anspruch gegen einen Verbraucher richtet. 

 

(…) 
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Abschnitt 2 
Gestaltung rechtsgeschäftlicher Schuldverhältnisse durch Allgemeine  

Geschäftsbedingungen 

§ 305 Einbeziehung Allgemeiner Geschäftsbedingungen in den Vertrag 

(1) Allgemeine Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl von Verträgen vorfor-
mulierten Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen 
Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrags stellt. Gleichgültig ist, ob die Bestim-
mungen einen äußerlich gesonderten Bestandteil des Vertrags bilden oder in die 
Vertragsurkunde selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie haben, in wel-
cher Schriftart sie verfasst sind und welche Form der Vertrag hat. Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen liegen nicht vor, soweit die Vertragsbedingungen zwischen 
den Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt sind. 

(2) Allgemeine Geschäftsbedingungen werden nur dann Bestandteil eines Vertrags, 
wenn der Verwender bei Vertragsschluss 

 1. die andere Vertragspartei ausdrücklich oder, wenn ein ausdrücklicher Hinweis 
wegen der Art des Vertragsschlusses nur unter unverhältnismäßigen Schwie-
rigkeiten möglich ist, durch deutlich sichtbaren Aushang am Ort des Vertrags-
schlusses auf sie hinweist und 

 2. der anderen Vertragspartei die Möglichkeit verschafft, in zumutbarer Weise, die 
auch eine für den Verwender erkennbare körperliche Behinderung der anderen 
Vertragspartei angemessen berücksichtigt, von ihrem Inhalt Kenntnis zu neh-
men, 

 und wenn die andere Vertragspartei mit ihrer Geltung einverstanden ist. 

(3) Die Vertragsparteien können für eine bestimmte Art von Rechtsgeschäften die 
Geltung bestimmter Allgemeiner Geschäftsbedingungen unter Beachtung der in 
Absatz 2 bezeichneten Erfordernisse im Voraus vereinbaren. 

§ 305a Einbeziehung in besonderen Fällen 

Auch ohne Einhaltung der in § 305 Abs. 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Erfordernisse wer-
den einbezogen, wenn die andere Vertragspartei mit ihrer Geltung einverstanden ist, 

 1. die mit Genehmigung der zuständigen Verkehrsbehörde oder auf Grund von 
internationalen Übereinkommen erlassenen Tarife und Ausführungsbestim-
mungen der Eisenbahnen und die nach Maßgabe des Personenbeförderungs-
gesetzes genehmigten Beförderungsbedingungen der Straßenbahnen, Obusse 
und Kraftfahrzeuge im Linienverkehr in den Beförderungsvertrag, 

 2. die im Amtsblatt der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen veröffentlichten und in den Geschäftsstellen des 
Verwenders bereitgehaltenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
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  a) in Beförderungsverträge, die außerhalb von Geschäftsräumen durch den 
Einwurf von Postsendungen in Briefkästen abgeschlossen werden, 

  b) in Verträge über Telekommunikations-, Informations- und andere Dienst-
leistungen, die unmittelbar durch Einsatz von Fernkommunikationsmitteln 
und während der Erbringung einer Telekommunikationsdienstleistung in 
einem Mal erbracht werden, wenn die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der anderen Vertragspartei nur unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten 
vor dem Vertragsschluss zugänglich gemacht werden können. 

§ 305b Vorrang der Individualabrede 

Individuelle Vertragsabreden haben Vorrang vor Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

§ 305c Überraschende und mehrdeutige Klauseln 

(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die nach den Umständen, 
insbesondere nach dem äußeren Erscheinungsbild des Vertrags, so ungewöhnlich 
sind, dass der Vertragspartner des Verwenders mit ihnen nicht zu rechnen braucht, 
werden nicht Vertragsbestandteil. 

(2) Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen gehen zu Lasten 
des  Verwenders. 

§ 306 Rechtsfolgen bei Nichteinbeziehung und Unwirksamkeit 

(1) Sind Allgemeine Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise nicht Vertragsbestand-
teil geworden oder unwirksam, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. 

(2) Soweit die Bestimmungen nicht Vertragsbestandteil geworden oder unwirksam 
sind, richtet sich der Inhalt des Vertrags nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(3) Der Vertrag ist unwirksam, wenn das Festhalten an ihm auch unter Berücksichti-
gung der nach Absatz 2 vorgesehenen Änderung eine unzumutbare Härte für eine 
Vertragspartei darstellen würde. 

§ 306a Umgehungsverbot 

Die Vorschriften dieses Abschnitts finden auch Anwendung, wenn sie durch anderweiti-
ge Gestaltungen umgangen werden. 

§ 307 Inhaltskontrolle 

(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie 
den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glau-
ben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann 
sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist. 

(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine Be-
stimmung 
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 1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewi-
chen wird, nicht zu vereinbaren ist oder 

 2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags erge-
ben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichen-
de oder diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen 
können nach Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein. 

§ 308 Klauselverbote mit Wertungsmöglichkeit 

In Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist insbesondere unwirksam 

 1. (Annahme- und Leistungsfrist) 

eine Bestimmung, durch die sich der Verwender unangemessen lange oder 
nicht hinreichend bestimmte Fristen für die Annahme oder Ablehnung eines 
Angebots oder die Erbringung einer Leistung vorbehält; ausgenommen hiervon 
ist der Vorbehalt, erst nach Ablauf der Widerrufsfrist nach § 355 Absatz 1 und 
2 zu leisten; 

 1a. (Zahlungsfrist) 

eine Bestimmung, durch die sich der Verwender eine unangemessen lange 
Zeit für die Erfüllung einer Entgeltforderung des Vertragspartners vorbehält; ist 
der Verwender kein Verbraucher, ist im Zweifel anzunehmen, dass eine Zeit 
von mehr als 30 Tagen nach Empfang der Gegenleistung oder, wenn dem 
Schuldner nach Empfang der Gegenleistung eine Rechnung oder gleichwertige 
Zahlungsaufstellung zugeht, von mehr als 30 Tagen nach Zugang dieser 
Rechnung oder Zahlungsaufstellung unangemessen lang ist; 

 1b. (Überprüfungs- und Abnahmefrist) 

eine Bestimmung, durch die sich der Verwender vorbehält, eine Entgeltforde-
rung des Vertragspartners erst nach unangemessen langer Zeit für die Über-
prüfung oder Abnahme der Gegenleistung zu erfüllen; ist der Verwender kein 
Verbraucher, ist im Zweifel anzunehmen, dass eine Zeit von mehr als 15 Ta-
gen nach Empfang der Gegenleistung unangemessen lang ist; 

 2. (Nachfrist) 

eine Bestimmung, durch die sich der Verwender für die von ihm zu bewirkende 
Leistung abweichend von Rechtsvorschriften eine unangemessen lange oder 
nicht hinreichend bestimmte Nachfrist vorbehält; 

 3. (Rücktrittsvorbehalt) 

die Vereinbarung eines Rechts des Verwenders, sich ohne sachlich gerechtfer-
tigten und im Vertrag angegebenen Grund von seiner Leistungspflicht zu lösen; 
dies gilt nicht für Dauerschuldverhältnisse; 

 4. (Änderungsvorbehalt) 
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die Vereinbarung eines Rechts des Verwenders, die versprochene Leistung zu 
ändern oder von ihr abzuweichen, wenn nicht die Vereinbarung der Änderung 
oder Abweichung unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders für 
den anderen Vertragsteil zumutbar ist; 

 5. (Fingierte Erklärungen) 

eine Bestimmung, wonach eine Erklärung des Vertragspartners des Verwen-
ders bei Vornahme oder Unterlassung einer bestimmten Handlung als von ihm 
abgegeben oder nicht abgegeben gilt, es sei denn, dass 

  a) dem Vertragspartner eine angemessene Frist zur Abgabe einer ausdrück-
lichen Erklärung eingeräumt ist und 

  b) der Verwender sich verpflichtet, den Vertragspartner bei Beginn der Frist 
auf die vorgesehene Bedeutung seines Verhaltens besonders hinzuwei-
sen; 

 6. (Fiktion des Zugangs) 

eine Bestimmung, die vorsieht, dass eine Erklärung des Verwenders von be-
sonderer Bedeutung dem anderen Vertragsteil als zugegangen gilt; 

 7. (Abwicklung von Verträgen) 

eine Bestimmung, nach der der Verwender für den Fall, dass eine Vertragspar-
tei vom Vertrag zurücktritt oder den Vertrag kündigt, 

  a) eine unangemessen hohe Vergütung für die Nutzung oder den Gebrauch 
einer Sache oder eines Rechts oder für erbrachte Leistungen oder 

  b) einen unangemessen hohen Ersatz von Aufwendungen verlangen kann; 

 8. (Nichtverfügbarkeit der Leistung) 

die nach Nummer 3 zulässige Vereinbarung eines Vorbehalts des Verwenders, 
sich von der Verpflichtung zur Erfüllung des Vertrags bei Nichtverfügbarkeit der 
Leistung zu lösen, wenn sich der Verwender nicht verpflichtet, 

  a) den Vertragspartner unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit zu informie-
ren und 

  b) Gegenleistungen des Vertragspartners unverzüglich zu erstatten. 

§ 309 Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit 

Auch soweit eine Abweichung von den gesetzlichen Vorschriften zulässig ist, ist in All-
gemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam 

 1. (Kurzfristige Preiserhöhungen) 

eine Bestimmung, welche die Erhöhung des Entgelts für Waren oder Leistun-
gen vorsieht, die innerhalb von vier Monaten nach Vertragsschluss geliefert 
oder erbracht werden sollen; dies gilt nicht bei Waren oder Leistungen, die im 
Rahmen von Dauerschuldverhältnissen geliefert oder erbracht werden; 

 2. (Leistungsverweigerungsrechte) 

  eine Bestimmung, durch die 
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  a) das Leistungsverweigerungsrecht, das dem Vertragspartner des Verwen-
ders nach § 320 zusteht, ausgeschlossen oder eingeschränkt wird oder 

  b) ein dem Vertragspartner des Verwenders zustehendes Zurückbehaltungs-
recht, soweit es auf demselben Vertragsverhältnis beruht, ausgeschlossen 
oder eingeschränkt, insbesondere von der Anerkennung von Mängeln 
durch den Verwender abhängig gemacht wird; 

 3. (Aufrechnungsverbot) 

eine Bestimmung, durch die dem Vertragspartner des Verwenders die Befug-
nis genommen wird, mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderung aufzurechnen; 

 4. (Mahnung, Fristsetzung) 

eine Bestimmung, durch die der Verwender von der gesetzlichen Obliegenheit 
freigestellt wird, den anderen Vertragsteil zu mahnen oder ihm eine Frist für die 
Leistung oder Nacherfüllung zu setzen; 

 5. (Pauschalierung von Schadensersatzansprüchen) 

die Vereinbarung eines pauschalierten Anspruchs des Verwenders auf Scha-
densersatz oder Ersatz einer Wertminderung, wenn 

  a) die Pauschale den in den geregelten Fällen nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartenden Schaden oder die gewöhnlich eintretende 
Wertminderung übersteigt oder 

  b) dem anderen Vertragsteil nicht ausdrücklich der Nachweis gestattet wird, 
ein Schaden oder eine Wertminderung sei überhaupt nicht entstanden o-
der wesentlich niedriger als die Pauschale; 

 6. (Vertragsstrafe) 

eine Bestimmung, durch die dem Verwender für den Fall der Nichtabnahme 
oder verspäteten Abnahme der Leistung, des Zahlungsverzugs oder für den 
Fall, dass der andere Vertragsteil sich vom Vertrag löst, Zahlung einer Ver-
tragsstrafe versprochen wird; 

 7. (Haftungsausschluss bei Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit und bei 
grobem Verschulden) 

  a) (Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit) 

ein Ausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer 
fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders oder einer vorsätzlichen 
oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Er-
füllungsgehilfen des Verwenders beruhen; 

  b) (Grobes Verschulden) 

ein Ausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für sonstige Schäden, 
die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders oder auf 
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einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzli-
chen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verwenders beruhen; 

die Buchstaben a und b gelten nicht für Haftungsbeschränkungen in den nach 
Maßgabe des Personenbeförderungsgesetzes genehmigten Beförderungsbe-
dingungen und Tarifvorschriften der Straßenbahnen, Obusse und Kraftfahr-
zeuge im Linienverkehr, soweit sie nicht zum Nachteil des Fahrgasts von der 
Verordnung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den Straßen-
bahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 27. 
Februar 1970 abweichen; Buchstabe b gilt nicht für Haftungsbeschränkungen 
für staatlich genehmigte Lotterie- oder Ausspielverträge; 

 8. (Sonstige Haftungsausschlüsse bei Pflichtverletzung) 

  a) (Ausschluss des Rechts, sich vom Vertrag zu lösen) 

eine Bestimmung, die bei einer vom Verwender zu vertretenden, nicht in 
einem Mangel der Kaufsache oder des Werkes bestehenden Pflichtverlet-
zung das Recht des anderen Vertragsteils, sich vom Vertrag zu lösen, 
ausschließt oder einschränkt; dies gilt nicht für die in der Nummer 7 be-
zeichneten Beförderungsbedingungen und Tarifvorschriften unter den dort 
genannten Voraussetzungen; 

  b) (Mängel) 

eine Bestimmung, durch die bei Verträgen über Lieferungen neu herge-
stellter Sachen und über Werkleistungen 

   aa) (Ausschluss und Verweisung auf Dritte) 

die Ansprüche gegen den Verwender wegen eines Mangels insge-
samt oder bezüglich einzelner Teile ausgeschlossen, auf die Einräu-
mung von Ansprüchen gegen Dritte beschränkt oder von der vorheri-
gen gerichtlichen Inanspruchnahme Dritter abhängig gemacht wer-
den; 

   bb) (Beschränkung auf Nacherfüllung) 

die Ansprüche gegen den Verwender insgesamt oder bezüglich ein-
zelner Teile auf ein Recht auf Nacherfüllung beschränkt werden, so-
fern dem anderen Vertragsteil nicht ausdrücklich das Recht vorbehal-
ten wird, bei Fehlschlagen der Nacherfüllung zu mindern oder, wenn 
nicht eine Bauleistung Gegenstand der Mängelhaftung ist, nach seiner 
Wahl vom Vertrag zurückzutreten; 

   cc) (Aufwendungen bei Nacherfüllung) 

die Verpflichtung des Verwenders ausgeschlossen oder beschränkt 
wird, die zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen 
nach § 439 Absatz 2 und 3 oder§635Absatz2zutragenoderzuersetzen; 

   dd)  (Vorenthalten der Nacherfüllung) 

der Verwender die Nacherfüllung von der vorherigen Zahlung des 
vollständigen Entgelts oder eines unter Berücksichtigung des Mangels 
unverhältnismäßig hohen Teils des Entgelts abhängig macht; 
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   ee) (Ausschlussfrist für Mängelanzeige) 

der Verwender dem anderen Vertragsteil für die Anzeige nicht offen-
sichtlicher Mängel eine Ausschlussfrist setzt, die kürzer ist als die 
nach dem Doppelbuchstaben ff zulässige Frist; 

   ff) (Erleichterung der Verjährung) 

die Verjährung von Ansprüchen gegen den Verwender wegen eines 
Mangels in den Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 2 und des § 634a Abs. 1 
Nr. 2 erleichtert oder in den sonstigen Fällen eine weniger als ein Jahr 
betragende Verjährungsfrist ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn 
erreicht wird; 

 9. (Laufzeit bei Dauerschuldverhältnissen) 

bei einem Vertragsverhältnis, das die regelmäßige Lieferung von Waren oder 
die regelmäßige Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen durch den Ver-
wender zum Gegenstand hat, 

  a) eine den anderen Vertragsteil länger als zwei Jahre bindende Laufzeit des 
Vertrags, 

  b) eine den anderen Vertragsteil bindende stillschweigende Verlängerung 
des Vertragsverhältnisses um jeweils mehr als ein Jahr oder 

  c) zu Lasten des anderen Vertragsteils eine längere Kündigungsfrist als drei 
Monate vor Ablauf der zunächst vorgesehenen oder stillschweigend ver-
längerten Vertragsdauer; 

dies gilt nicht für Verträge über die Lieferung als zusammengehörig verkaufter 
Sachen sowie für Versicherungsverträge; 

 10. (Wechsel des Vertragspartners) 

eine Bestimmung, wonach bei Kauf-, Darlehens-, Dienst- oder Werkverträgen 
ein Dritter anstelle des Verwenders in die sich aus dem Vertrag ergebenden 
Rechte und Pflichten eintritt oder eintreten kann, es sei denn, in der Bestim-
mung wird 

  a) der Dritte namentlich bezeichnet oder 

  b) dem anderen Vertragsteil das Recht eingeräumt, sich vom Vertrag zu 
lösen; 

 11. (Haftung des Abschlussvertreters) 

eine Bestimmung, durch die der Verwender einem Vertreter, der den Vertrag 
für den anderen Vertragsteil abschließt, 

  a) ohne hierauf gerichtete ausdrückliche und gesonderte Erklärung eine 
eigene Haftung oder Einstandspflicht oder 

  b) im Falle vollmachtsloser Vertretung eine über § 179 hinausgehende Haf-
tung 

  auferlegt; 
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 12. (Beweislast) 

eine Bestimmung, durch die der Verwender die Beweislast zum Nachteil des 
anderen Vertragsteils ändert, insbesondere indem er 

  a) diesem die Beweislast für Umstände auferlegt, die im Verantwortungsbe-
reich des Verwenders liegen, oder 

  b) den anderen Vertragsteil bestimmte Tatsachen bestätigen lässt; 

Buchstabe b gilt nicht für Empfangsbekenntnisse, die gesondert unterschrie-
ben oder mit einer gesonderten qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
sind; 

 13. (Form von Anzeigen und Erklärungen) 

eine Bestimmung, durch die Anzeigen oder Erklärungen, die dem Verwender 
oder einem Dritten gegenüber abzugeben sind, gebunden werden 

  a) an eine strengere Form als die schriftliche Form in einem Vertrag, für den 
durch Gesetz notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist oder 

  b) an eine strengere Form als die Textform in anderen als den in Buchstabe 
a genannten Verträgen oder 

  c) an besondere Zugangserfordernisse; 

 14. (Klageverzicht) 

eine Bestimmung, wonach der andere Vertragsteil seine Ansprüche gegen den 
Verwender gerichtlich nur geltend machen darf, nachdem er eine gütliche Eini-
gung in einem Verfahren zur außergerichtlichen Streitbeilegung versucht hat; 

 15. (Abschlagszahlungen und Sicherheitsleistung) 

  eine Bestimmung, nach der der Verwender bei einem Werkvertrag  

  a) für Teilleistungen Abschlagszahlungen vom anderen Vertragsteil verlan-
gen kann, die wesentlich höher sind als die nach § 632a Absatz 1 und 
§ 650m Absatz 1 zu leistenden Abschlagszahlungen, oder 

  b) die Sicherheitsleistung nach § 650m Absatz 2 nicht oder nur in geringerer 
Höhe leisten muss. 

§ 310 Anwendungsbereich 

(1) § 305 Absatz 2 und 3, § 308 Nummer 1, 2 bis 8 und § 309 finden keine Anwendung 
auf Allgemeine Geschäftsbedingungen, die gegenüber einem Unternehmer, einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen Son-
dervermögen verwendet werden. § 307 Abs. 1 und 2 findet in den Fällen des Sat-
zes 1 auch insoweit Anwendung, als dies zur Unwirksamkeit von in § 308 Num-
mer 1, 2 bis 8 und § 309 genannten Vertragsbestimmungen führt; auf die im Han-
delsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche ist angemessen Rücksicht zu 
nehmen. In den Fällen des Satzes 1 finden § 307 Absatz 1 und 2 sowie § 308 
Nummer 1a und 1b auf Verträge, in die die Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen Teil B (VOB/B) in der jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses gel-



 BGB 

 
 

 37 

tenden Fassung ohne inhaltliche Abweichungen insgesamt einbezogen ist, in Be-
zug auf eine Inhaltskontrolle einzelner Bestimmungen keine Anwendung. 

(2) Die §§ 308 und 309 finden keine Anwendung auf Verträge der Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgungsunternehmen über die Versorgung von Son-
derabnehmern mit elektrischer Energie, Gas, Fernwärme und Wasser aus dem 
Versorgungsnetz, soweit die Versorgungsbedingungen nicht zum Nachteil der Ab-
nehmer von Verordnungen über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung von 
Tarifkunden mit elektrischer Energie, Gas, Fernwärme und Wasser abweichen. 
Satz 1 gilt entsprechend für Verträge über die Entsorgung von Abwasser. 

(3) Bei Verträgen zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher (Verbraucher-
verträge) finden die Vorschriften dieses Abschnitts mit folgenden Maßgaben An-
wendung: 

 1. Allgemeine Geschäftsbedingungen gelten als vom Unternehmer gestellt, es sei 
denn, dass sie durch den Verbraucher in den Vertrag eingeführt wurden; 

 2. § 305c Abs. 2 und die §§ 306 und 307 bis 309 dieses Gesetzes sowie Artikel 
46b des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche finden auf vor-
formulierte Vertragsbedingungen auch dann Anwendung, wenn diese nur zur 
einmaligen Verwendung bestimmt sind und soweit der Verbraucher auf Grund 
der Vorformulierung auf ihren Inhalt keinen Einfluss nehmen konnte; 

 3. bei der Beurteilung der unangemessenen Benachteiligung nach § 307 Abs. 1 
und 2 sind auch die den Vertragsschluss begleitenden Umstände zu berück-
sichtigen. 

(4) Dieser Abschnitt findet keine Anwendung bei Verträgen auf dem Gebiet des Erb-, 
Familien- und Gesellschaftsrechts sowie auf Tarifverträge, Betriebs- und Dienstver-
einbarungen. Bei der Anwendung auf Arbeitsverträge sind die im Arbeitsrecht gel-
tenden Besonderheiten angemessen zu berücksichtigen; § 305 Abs. 2 und 3 ist 
nicht anzuwenden. Tarifverträge, Betriebs- und Dienstvereinbarungen stehen 
Rechtsvorschriften im Sinne von § 307 Abs. 3 gleich. 

Abschnitt 3 
Schuldverhältnisse aus Verträgen 

Titel 1 
Begründung, Inhalt und Beendigung 

Untertitel 1 
Begründung 

§ 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhältnisse 

(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie zur Ände-
rung des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den Beteiligten 
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erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt. 

(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht auch durch 

 1. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, 

 2. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hinblick auf eine 
etwaige rechtsgeschäftliche Beziehung dem anderen Teil die Möglichkeit zur 
Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter und Interessen gewährt oder ihm 
diese anvertraut, oder 

 3. ähnliche geschäftliche Kontakte. 

(3) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 kann auch zu Personen ent-
stehen, die nicht selbst Vertragspartei werden sollen. Ein solches Schuldverhältnis 
entsteht insbesondere, wenn der Dritte in besonderem Maße Vertrauen für sich in 
Anspruch nimmt und dadurch die Vertragsverhandlungen oder den Vertragsschluss 
erheblich beeinflusst. 

§ 311a Leistungshindernis bei Vertragsschluss 

(1) Der Wirksamkeit eines Vertrags steht es nicht entgegen, dass der Schuldner nach 
§ 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten braucht und das Leistungshindernis schon bei 
Vertragsschluss vorliegt. 

(2) Der Gläubiger kann nach seiner Wahl Schadensersatz statt der Leistung oder Er-
satz seiner Aufwendungen in dem in § 284 bestimmten Umfang verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Schuldner das Leistungshindernis bei Vertragsschluss nicht kannte 
und seine Unkenntnis auch nicht zu vertreten hat. § 281 Abs. 1 Satz 2 und 3 und 
Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 311b Verträge über Grundstücke, das Vermögen und den Nachlass 

(1) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem 
Grundstück zu übertragen oder zu erwerben, bedarf der notariellen Beurkundung. 
Ein ohne Beachtung dieser Form geschlossener Vertrag wird seinem ganzen Inhalt 
nach gültig, wenn die Auflassung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen. 

(2) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein künftiges Vermögen oder 
einen Bruchteil seines künftigen Vermögens zu übertragen oder mit einem Nieß-
brauch zu belasten, ist nichtig. 

(3) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein gegenwärtiges Vermögen 
oder einen Bruchteil seines gegenwärtigen Vermögens zu übertragen oder mit ei-
nem Nießbrauch zu belasten, bedarf der notariellen Beurkundung. 

(4) Ein Vertrag über den Nachlass eines noch lebenden Dritten ist nichtig. Das Gleiche 
gilt von einem Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis aus dem Nachlass 
eines noch lebenden Dritten. 

(5) Absatz 4 gilt nicht für einen Vertrag, der unter künftigen gesetzlichen Erben über 
den gesetzlichen Erbteil oder den Pflichtteil eines von ihnen geschlossen wird. Ein 
solcher Vertrag bedarf der notariellen Beurkundung. 
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§ 311c Erstreckung auf Zubehör 

Verpflichtet sich jemand zur Veräußerung oder Belastung einer Sache, so erstreckt sich 
diese Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache. 

 

(…) 

 

 

Untertitel 3 
Anpassung und Beendigung von Verträgen 

§ 313 Störung der Geschäftsgrundlage 

(1) Haben sich Umstände, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, nach Ver-
tragsschluss schwerwiegend verändert und hätten die Parteien den Vertrag nicht 
oder mit anderem Inhalt geschlossen, wenn sie diese Veränderung vorausgesehen 
hätten, so kann Anpassung des Vertrags verlangt werden, soweit einem Teil unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen 
oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhalten am unveränderten Vertrag nicht 
zugemutet werden kann. 

(2) Einer Veränderung der Umstände steht es gleich, wenn wesentliche Vorstellungen, 
die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, sich als falsch herausstellen. 

(3) Ist eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder einem Teil nicht zumutbar, so 
kann der benachteiligte Teil vom Vertrag zurücktreten. An die Stelle des Rücktritts-
rechts tritt für Dauerschuldverhältnisse das Recht zur Kündigung. 

 

(…) 

 

 

Titel 2 
Gegenseitiger Vertrag 

§ 320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags 

(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm obliegende 
Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, dass er 
vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so kann dem 
einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen Gegenleistung 
verweigert werden. Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine Anwendung. 
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(2) Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, so kann die Gegenleistung inso-
weit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umständen, insbe-
sondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen Teils, gegen 
Treu und Glauben verstoßen würde. 

§ 321 Unsicherheitseinrede 

(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag vorzuleisten verpflichtet ist, kann die ihm 
obliegende Leistung verweigern, wenn nach Abschluss des Vertrags erkennbar 
wird, dass sein Anspruch auf die Gegenleistung durch mangelnde Leistungsfähig-
keit des anderen Teils gefährdet wird. Das Leistungsverweigerungsrecht entfällt, 
wenn die Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie geleistet wird. 

(2) Der Vorleistungspflichtige kann eine angemessene Frist bestimmen, in welcher der 
andere Teil Zug um Zug gegen die Leistung nach seiner Wahl die Gegenleistung zu 
bewirken oder Sicherheit zu leisten hat. Nach erfolglosem Ablauf der Frist kann der 
Vorleistungspflichtige vom Vertrag zurücktreten. § 323 findet entsprechende An-
wendung. 

§ 322 Verurteilung zur Leistung Zug-um-Zug 

(1) Erhebt aus einem gegenseitigen Vertrag der eine Teil Klage auf die ihm geschulde-
te Leistung, so hat die Geltendmachung des dem anderen Teil zustehenden 
Rechts, die Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung zu verweigern, nur die 
Wirkung, dass der andere Teil zur Erfüllung Zug um Zug zu verurteilen ist. 

(2) Hat der klagende Teil vorzuleisten, so kann er, wenn der andere Teil im Verzug der 
Annahme ist, auf Leistung nach Empfang der Gegenleistung klagen. 

(3) Auf die Zwangsvollstreckung findet die Vorschrift des § 274 Abs. 2 Anwendung. 

§ 323 Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leistung 

(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fällige Leistung nicht 
oder nicht vertragsgemäß, so kann der Gläubiger, wenn er dem Schuldner erfolglos 
eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat, vom Ver-
trag zurücktreten. 

(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn 

 1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 

 2. der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder 
innerhalb einer im Vertrag bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die termin- 
oder fristgerechte Leistung nach einer Mitteilung des Gläubigers an den 
Schuldner vor Vertragsschluss oder auf Grund anderer den Vertragsabschluss 
begleitenden Umstände für den Gläubiger wesentlich ist, oder 

 3. im Falle einer nicht vertragsgemäß erbrachten Leistung besondere Umstände 
vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen den sofortigen 
Rücktritt rechtfertigen. 
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(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in Betracht, so tritt 
an deren Stelle eine Abmahnung. 

(4) Der Gläubiger kann bereits vor dem Eintritt der Fälligkeit der Leistung zurücktreten, 
wenn offensichtlich ist, dass die Voraussetzungen des Rücktritts eintreten werden. 

(5)  Hat der Schuldner eine Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger vom ganzen 
Vertrag nur zurücktreten, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. Hat der 
Schuldner die Leistung nicht vertragsgemäß bewirkt, so kann der Gläubiger vom 
Vertrag nicht zurücktreten, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist. 

(6)  Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger für den Umstand, der ihn zum 
Rücktritt berechtigen würde, allein oder weit überwiegend verantwortlich ist oder 
wenn der vom Schuldner nicht zu vertretende Umstand zu einer Zeit eintritt, zu wel-
cher der Gläubiger im Verzug der Annahme ist. 

§ 324 Rücktritt wegen Verletzung einer Pflicht nach § 241 Abs. 2 

Verletzt der Schuldner bei einem gegenseitigen Vertrag eine Pflicht nach § 241 Abs. 2, 
so kann der Gläubiger zurücktreten, wenn ihm ein Festhalten am Vertrag nicht mehr 
zuzumuten ist. 

§ 325 Schadensersatz und Rücktritt 

Das Recht, bei einem gegenseitigen Vertrag Schadensersatz zu verlangen, wird durch 
den Rücktritt nicht ausgeschlossen. 

§ 326 Befreiung von der Gegenleistung und Rücktritt beim Ausschluss der Leis-
tungspflicht 

(1)  Braucht der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten, entfällt der An-
spruch auf die Gegenleistung; bei einer Teilleistung findet § 441 Abs. 3 entspre-
chende Anwendung. Satz 1 gilt nicht, wenn der Schuldner im Falle der nicht ver-
tragsgemäßen Leistung die Nacherfüllung nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu erbrin-
gen braucht. 

(2)  Ist der Gläubiger für den Umstand, auf Grund dessen der Schuldner nach § 275 
Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten braucht, allein oder weit überwiegend verantwortlich 
oder tritt dieser vom Schuldner nicht zu vertretende Umstand zu einer Zeit ein, zu 
welcher der Gläubiger im Verzug der Annahme ist, so behält der Schuldner den 
Anspruch auf die Gegenleistung. Er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, 
was er infolge der Befreiung von der Leistung erspart oder durch anderweitige Ver-
wendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. 

(3)  Verlangt der Gläubiger nach § 285 Herausgabe des für den geschuldeten Gegen-
stand erlangten Ersatzes oder Abtretung des Ersatzanspruchs, so bleibt er zur Ge-
genleistung verpflichtet. Diese mindert sich jedoch nach Maßgabe des § 441 Abs. 3 
insoweit, als der Wert des Ersatzes oder des Ersatzanspruchs hinter dem Wert der 
geschuldeten Leistung zurückbleibt. 
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(4)  Soweit die nach dieser Vorschrift nicht geschuldete Gegenleistung bewirkt ist, kann 
das Geleistete nach den §§ 346 bis 348 zurückgefordert werden. 

(5)  Braucht der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten, kann der Gläubiger 
zurücktreten; auf den Rücktritt findet § 323 mit der Maßgabe entsprechende An-
wendung, dass die Fristsetzung entbehrlich ist. 

 

(…) 

 

 

Titel 4 
Draufgabe, Vertragsstrafe 

§ 336 Auslegung der Draufgabe 

(1)  Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas als Draufgabe gegeben, so gilt dies 
als Zeichen des Abschlusses des Vertrags. 

(2)  Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Reugeld. 

§ 337 Anrechnung oder Rückgabe der Draufgabe 

(1)  Die Draufgabe ist im Zweifel auf die von dem Geber geschuldete Leistung anzu-
rechnen oder, wenn dies nicht geschehen kann, bei der Erfüllung des Vertrags zu-
rückzugeben. 

(2)  Wird der Vertrag wieder aufgehoben, so ist die Draufgabe zurückzugeben. 

§ 338 Draufgabe bei zu vertretender Unmöglichkeit der Leistung 

Wird die von dem Geber geschuldete Leistung infolge eines Umstands, den er zu ver-
treten hat, unmöglich oder verschuldet der Geber die Wiederaufhebung des Vertrags, 
so ist der Empfänger berechtigt, die Draufgabe zu behalten. Verlangt der Empfänger 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung, so ist die Draufgabe im Zweifel anzurechnen 
oder, wenn dies nicht geschehen kann, bei der Leistung des Schadensersatzes zurück-
zugeben. 

§ 339 Verwirkung der Vertragsstrafe 

Verspricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, dass er seine Verbindlichkeit nicht 
oder nicht in gehöriger Weise erfüllt, die Zahlung einer Geldsumme als Strafe, so ist die 
Strafe verwirkt, wenn er in Verzug kommt. Besteht die geschuldete Leistung in einem 
Unterlassen, so tritt die Verwirkung mit der Zuwiderhandlung ein. 
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§ 340 Strafversprechen für Nichterfüllung 

(1)  Hat der Schuldner die Strafe für den Fall versprochen, dass er seine Verbindlichkeit 
nicht erfüllt, so kann der Gläubiger die verwirkte Strafe statt der Erfüllung verlan-
gen. Erklärt der Gläubiger dem Schuldner, dass er die Strafe verlange, so ist der 
Anspruch auf Erfüllung ausgeschlossen. 

(2)  Steht dem Gläubiger ein Anspruch auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu, so 
kann er die verwirkte Strafe als Mindestbetrag des Schadens verlangen. Die Gel-
tendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 

§ 341 Strafversprechen für nicht gehörige Erfüllung 

(1)  Hat der Schuldner die Strafe für den Fall versprochen, dass er seine Verbindlichkeit 
nicht in gehöriger Weise, insbesondere nicht zu der bestimmten Zeit, erfüllt, so 
kann der Gläubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung verlangen. 

(2)  Steht dem Gläubiger ein Anspruch auf Schadensersatz wegen der nicht gehörigen 
Erfüllung zu, so findet die Vorschrift des § 340 Abs. 2 Anwendung. 

(3)  Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, so kann er die Strafe nur verlangen, wenn er 
sich das Recht dazu bei der Annahme vorbehält. 

§ 342 Andere als Geldstrafe 

Wird als Strafe eine andere Leistung als die Zahlung einer Geldsumme versprochen, so 
finden die Vorschriften der §§ 339 bis 341 Anwendung; der Anspruch auf Schadenser-
satz ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger die Strafe verlangt. 

§ 343 Herabsetzung der Strafe 

(1)  Ist eine verwirkte Strafe unverhältnismäßig hoch, so kann sie auf Antrag des 
Schuldners durch Urteil auf den angemessenen Betrag herabgesetzt werden. Bei 
der Beurteilung der Angemessenheit ist jedes berechtigte Interesse des Gläubigers, 
nicht bloß das Vermögensinteresse, in Betracht zu ziehen. Nach der Entrichtung 
der Strafe ist die Herabsetzung ausgeschlossen. 

(2)  Das Gleiche gilt auch außer in den Fällen der §§ 339, 342, wenn jemand eine Stra-
fe für den Fall verspricht, dass er eine Handlung vornimmt oder unterlässt. 

§ 344 Unwirksames Strafversprechen 

Erklärt das Gesetz das Versprechen einer Leistung für unwirksam, so ist auch die für 
den Fall der Nichterfüllung des Versprechens getroffene Vereinbarung einer Strafe 
unwirksam, selbst wenn die Parteien die Unwirksamkeit des Versprechens gekannt 
haben. 
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§ 345 Beweislast 

Bestreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, weil er seine Verbindlichkeit erfüllt 
habe, so hat er die Erfüllung zu beweisen, sofern nicht die geschuldete Leistung in 
einem Unterlassen besteht. 

Titel 5 
Rücktritt; Widerrufsrecht bei Verbraucherverträgen 

Untertitel 1 
Rücktritt 

§ 346 Wirkungen des Rücktritts 

(1) Hat sich eine Vertragspartei vertraglich den Rücktritt vorbehalten oder steht ihr ein 
gesetzliches Rücktrittsrecht zu, so sind im Falle des Rücktritts die empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren und die gezogenen Nutzungen herauszugeben. 

(2) Statt der Rückgewähr oder Herausgabe hat der Schuldner Wertersatz zu leisten, 
soweit 

 1. die Rückgewähr oder die Herausgabe nach der Natur des Erlangten ausge-
schlossen ist, 

 2. er den empfangenen Gegenstand verbraucht, veräußert, belastet, verarbeitet 
oder umgestaltet hat, 

 3. der empfangene Gegenstand sich verschlechtert hat oder untergegangen ist; 
jedoch bleibt die durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme entstande-
ne Verschlechterung außer Betracht. 

Ist im Vertrag eine Gegenleistung bestimmt, ist sie bei der Berechnung des Werter-
satzes zugrunde zu legen; ist Wertersatz für den Gebrauchsvorteil eines Darlehens 
zu leisten, kann nachgewiesen werden, dass der Wert des Gebrauchsvorteils nied-
riger war. 

(3) Die Pflicht zum Wertersatz entfällt, 

 1. wenn sich der zum Rücktritt berechtigende Mangel erst während der Verarbei-
tung oder Umgestaltung des Gegenstandes gezeigt hat, 

 2. soweit der Gläubiger die Verschlechterung oder den Untergang zu vertreten 
hat oder der Schaden bei ihm gleichfalls eingetreten wäre, 

 3. wenn im Falle eines gesetzlichen Rücktrittsrechts die Verschlechterung oder 
der Untergang beim Berechtigten eingetreten ist, obwohl dieser diejenige Sorg-
falt beobachtet hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

 Eine verbleibende Bereicherung ist herauszugeben. 

(4) Der Gläubiger kann wegen Verletzung einer Pflicht aus Absatz 1 nach Maßgabe 
der §§ 280 bis 283 Schadensersatz verlangen. 
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§ 347 Nutzungen und Verwendungen nach Rücktritt 

(1) Zieht der Schuldner Nutzungen entgegen den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtschaft nicht, obwohl ihm das möglich gewesen wäre, so ist er dem Gläubiger 
zum Wertersatz verpflichtet. Im Falle eines gesetzlichen Rücktrittsrechts hat der 
Berechtigte hinsichtlich der Nutzungen nur für diejenige Sorgfalt einzustehen, die er 
in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

(2) Gibt der Schuldner den Gegenstand zurück, leistet er Wertersatz oder ist seine 
Wertersatzpflicht gemäß § 346 Abs. 3 Nr. 1 oder 2 ausgeschlossen, so sind ihm 
notwendige Verwendungen zu ersetzen. Andere Aufwendungen sind zu ersetzen, 
soweit der Gläubiger durch diese bereichert wird. 

§ 348 Erfüllung Zug-um-Zug 

Die sich aus dem Rücktritt ergebenden Verpflichtungen der Parteien sind Zug um Zug 
zu erfüllen. Die Vorschriften der §§ 320, 322 finden entsprechende Anwendung. 

§ 349 Erklärung des Rücktritts 

Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. 

§ 350 Erlöschen des Rücktrittsrechts nach Fristsetzung 

Ist für die Ausübung des vertraglichen Rücktrittsrechts eine Frist nicht vereinbart, so 
kann dem Berechtigten von dem anderen Teil für die Ausübung eine angemessene Frist 
bestimmt werden. Das Rücktrittsrecht erlischt, wenn nicht der Rücktritt vor dem Ablauf 
der Frist erklärt wird. 

§ 351 Unteilbarkeit des Rücktrittsrechts 

Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen Seite mehrere beteiligt, so kann 
das Rücktrittsrecht nur von allen und gegen alle ausgeübt werden. Erlischt das Rück-
trittsrecht für einen der Berechtigten, so erlischt es auch für die übrigen. 

§ 352 Aufrechnung nach Nichterfüllung 

Der Rücktritt wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit wird unwirksam, wenn der 
Schuldner sich von der Verbindlichkeit durch Aufrechnung befreien konnte und unver-
züglich nach dem Rücktritt die Aufrechnung erklärt. 

§ 353 Rücktritt gegen Reugeld 

Ist der Rücktritt gegen Zahlung eines Reugeldes vorbehalten, so ist der Rücktritt un-
wirksam, wenn das Reugeld nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet wird und der 
andere Teil aus diesem Grunde die Erklärung unverzüglich zurückweist. Die Erklärung 
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ist jedoch wirksam, wenn das Reugeld unverzüglich nach der Zurückweisung entrichtet 
wird. 

§ 354 Verwirkungsklausel 

Ist ein Vertrag mit dem Vorbehalt geschlossen, dass der Schuldner seiner Rechte aus 
dem Vertrag verlustig sein soll, wenn er seine Verbindlichkeit nicht erfüllt, so ist der 
Gläubiger bei dem Eintritt dieses Falles zum Rücktritt von dem Vertrag berechtigt. 

 

(…) 

 

 

Titel 3 
Aufrechnung 

§ 387 Voraussetzungen 

Schulden zwei Personen einander Leistungen, die ihrem Gegenstand nach gleichartig 
sind, so kann jeder Teil seine Forderung gegen die Forderung des anderen Teils auf-
rechnen, sobald er die ihm gebührende Leistung fordern und die ihm obliegende Leis-
tung bewirken kann. 

§ 388 Erklärung der Aufrechnung 

Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. Die Erklärung ist 
unwirksam, wenn sie unter einer Bedingung oder einer Zeitbestimmung abgegeben 
wird. 

§ 389 Wirkung der Aufrechnung 

Die Aufrechnung bewirkt, dass die Forderungen, soweit sie sich decken, als in dem 
Zeitpunkt erloschen gelten, in welchem sie zur Aufrechnung geeignet einander gegen-
übergetreten sind. 

§ 390 Keine Aufrechnung mit einredebehafteter Forderung 

Eine Forderung, der eine Einrede entgegensteht, kann nicht aufgerechnet werden. 

§ 391 Aufrechnung bei Verschiedenheit der Leistungsorte 

(1) Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass für die Forderungen 
verschiedene Leistungs- oder Ablieferungsorte bestehen. Der aufrechnende Teil 
hat jedoch den Schaden zu ersetzen, den der andere Teil dadurch erleidet, dass er 
infolge der Aufrechnung die Leistung nicht an dem bestimmten Orte erhält oder 
bewirken kann. 
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(2) Ist vereinbart, dass die Leistung zu einer bestimmten Zeit an einem bestimmten 
Orte erfolgen soll, so ist im Zweifel anzunehmen, dass die Aufrechnung einer For-
derung, für die ein anderer Leistungsort besteht, ausgeschlossen sein soll. 

§ 392 Aufrechnung gegen beschlagnahmte Forderung 

Durch die Beschlagnahme einer Forderung wird die Aufrechnung einer dem Schuldner 
gegen den Gläubiger zustehenden Forderung nur dann ausgeschlossen, wenn der 
Schuldner seine Forderung nach der Beschlagnahme erworben hat oder wenn seine 
Forderung erst nach der Beschlagnahme und später als die in Beschlag genommene 
Forderung fällig geworden ist. 

§ 393 Keine Aufrechnung gegen Forderung aus unerlaubter Handlung 

Gegen eine Forderung aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung ist die 
Aufrechnung nicht zulässig. 

§ 394 Keine Aufrechnung gegen unpfändbare Forderung 

Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen ist, findet die Aufrechnung ge-
gen die Forderung nicht statt. Gegen die aus Kranken-, Hilfs- oder Sterbekassen, ins-
besondere aus Knappschaftskassen und Kassen der Knappschaftsvereine, zu bezie-
henden Hebungen können jedoch geschuldete Beiträge aufgerechnet werden. 

§ 395 Aufrechnung gegen Forderungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften 

Gegen eine Forderung des Bundes oder eines Landes sowie gegen eine Forderung 
einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbands ist die Aufrechnung nur zuläs-
sig, wenn die Leistung an dieselbe Kasse zu erfolgen hat, aus der die Forderung des 
Aufrechnenden zu berichtigen ist. 

§ 396 Mehrheit von Forderungen 

(1) Hat der eine oder der andere Teil mehrere zur Aufrechnung geeignete Forderun-
gen, so kann der aufrechnende Teil die Forderungen bestimmen, die gegeneinan-
der aufgerechnet werden sollen. Wird die Aufrechnung ohne eine solche Bestim-
mung erklärt oder widerspricht der andere Teil unverzüglich, so findet die Vorschrift 
des § 366 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 

(2) Schuldet der aufrechnende Teil dem anderen Teil außer der Hauptleistung Zinsen 
und  Kosten, so findet die Vorschrift des § 367 entsprechende Anwendung. 
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Titel 4 
Erlass 

§ 397 Erlassvertrag, negatives Schuldanerkenntnis 

(1) Das Schuldverhältnis erlischt, wenn der Gläubiger dem Schuldner durch Vertrag die 
Schuld erlässt. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem Schuldner anerkennt, 
dass das Schuldverhältnis nicht bestehe. 

Abschnitt 5 
Übertragung einer Forderung 

§ 398 Abtretung 

Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem anderen auf diesen 
übertragen werden (Abtretung). Mit dem Abschluss des Vertrags tritt der neue Gläubi-
ger an die Stelle des bisherigen Gläubigers. 

§ 399 Ausschluss der Abtretung bei Inhaltsänderung oder Vereinbarung 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, wenn die Leistung an einen anderen als 
den ursprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann oder 
wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeschlossen ist. 

§ 400 Ausschluss bei unpfändbaren Forderungen 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, soweit sie der Pfändung nicht unterwor-
fen ist. 

§ 401 Übergang der Neben- und Vorzugsrechte 

(1) Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypotheken, Schiffshypotheken oder 
Pfandrechte, die für sie bestehen, sowie die Rechte aus einer für sie bestellten 
Bürgschaft auf den neuen Gläubiger über. 

(2) Ein mit der Forderung für den Fall der Zwangsvollstreckung oder des Insolvenzver-
fahrens verbundenes Vorzugsrecht kann auch der neue Gläubiger geltend machen. 

§ 402 Auskunftspflicht; Urkundenauslieferung 

Der bisherige Gläubiger ist verpflichtet, dem neuen Gläubiger die zur Geltendmachung 
der Forderung nötige Auskunft zu erteilen und ihm die zum Beweis der Forderung die-
nenden Urkunden, soweit sie sich in seinem Besitz befinden, auszuliefern. 
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§ 403 Pflicht zur Beurkundung 

Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf Verlangen eine öffentlich beglau-
bigte Urkunde über die Abtretung auszustellen. Die Kosten hat der neue Gläubiger zu 
tragen und vorzuschießen. 

§ 404 Einwendungen des Schuldners 

Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Einwendungen entgegensetzen, die zur 
Zeit der Abtretung der Forderung gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren. 

§ 405 Abtretung unter Urkundenvorlegung 

Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld ausgestellt, so kann er sich, wenn die 
Forderung unter Vorlegung der Urkunde abgetreten wird, dem neuen Gläubiger gegen-
über nicht darauf berufen, dass die Eingehung oder Anerkennung des Schuldverhältnis-
ses nur zum Schein erfolgt oder dass die Abtretung durch Vereinbarung mit dem ur-
sprünglichen Gläubiger ausgeschlossen sei, es sei denn, dass der neue Gläubiger bei 
der Abtretung den Sachverhalt kannte oder kennen musste. 

§ 406 Aufrechnung gegenüber dem neuen Gläubiger 

Der Schuldner kann eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger zustehende Forderung 
auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es sei denn, dass er bei dem Er-
werb der Forderung von der Abtretung Kenntnis hatte oder dass die Forderung erst 
nach der Erlangung der Kenntnis und später als die abgetretene Forderung fällig ge-
worden ist. 

§ 407 Rechtshandlungen gegenüber dem bisherigen Gläubiger 

(1) Der neue Gläubiger muss eine Leistung, die der Schuldner nach der Abtretung an 
den bisherigen Gläubiger bewirkt, sowie jedes Rechtsgeschäft, das nach der Abtre-
tung zwischen dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger in Ansehung der For-
derung vorgenommen wird, gegen sich gelten lassen, es sei denn, dass der 
Schuldner die Abtretung bei der Leistung oder der Vornahme des Rechtsgeschäfts 
kennt. 

(2) Ist in einem nach der Abtretung zwischen dem Schuldner und dem bisherigen 
Gläubiger anhängig gewordenen Rechtsstreit ein rechtskräftiges Urteil über die 
Forderung ergangen, so muss der neue Gläubiger das Urteil gegen sich gelten las-
sen, es sei denn, dass der Schuldner die Abtretung bei dem Eintritt der Rechtshän-
gigkeit gekannt hat. 

§ 408 Mehrfache Abtretung 

(1) Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen Gläubiger nochmals an einen 
Dritten abgetreten, so finden, wenn der Schuldner an den Dritten leistet oder wenn 
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zwischen dem Schuldner und dem Dritten ein Rechtsgeschäft vorgenommen oder 
ein Rechtsstreit anhängig wird, zugunsten des Schuldners die Vorschriften des 
§ 407 dem früheren Erwerber gegenüber entsprechende Anwendung. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn die bereits abgetretene Forderung durch gerichtlichen Be-
schluss einem Dritten überwiesen wird oder wenn der bisherige Gläubiger dem Drit-
ten gegenüber anerkennt, dass die bereits abgetretene Forderung kraft Gesetzes 
auf den Dritten übergegangen sei. 

§ 409 Abtretungsanzeige 

(1) Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, dass er die Forderung abgetreten habe, so 
muss er dem Schuldner gegenüber die angezeigte Abtretung gegen sich gelten 
lassen, auch wenn sie nicht erfolgt oder nicht wirksam ist. Der Anzeige steht es 
gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung dem in der Urkunde 
bezeichneten neuen Gläubiger ausgestellt hat und dieser sie dem Schuldner vor-
legt. 

(2) Die Anzeige kann nur mit Zustimmung desjenigen zurückgenommen werden, wel-
cher als der neue Gläubiger bezeichnet worden ist. 

§ 410 Aushändigung der Abtretungsurkunde 

(1) Der Schuldner ist dem neuen Gläubiger gegenüber zur Leistung nur gegen Aus-
händigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Abtretung ausgestellten 
Urkunde verpflichtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung des neuen Gläubigers ist 
unwirksam, wenn sie ohne Vorlegung einer solchen Urkunde erfolgt und der 
Schuldner sie aus diesem Grunde unverzüglich zurückweist. 

(2) Diese Vorschriften finden keine Anwendung, wenn der bisherige Gläubiger dem 
Schuldner die Abtretung schriftlich angezeigt hat. 

§ 411 Gehaltsabtretung 

Tritt eine Militärperson, ein Beamter, ein Geistlicher oder ein Lehrer an einer öffentli-
chen Unterrichtsanstalt den übertragbaren Teil des Diensteinkommens, des Wartegelds 
oder des Ruhegehalts ab, so ist die auszahlende Kasse durch Aushändigung einer von 
dem bisherigen Gläubiger ausgestellten, öffentlich oder amtlich beglaubigten Urkunde 
von der Abtretung zu benachrichtigen. Bis zur Benachrichtigung gilt die Abtretung als 
der Kasse nicht bekannt. 

§ 412 Gesetzlicher Forderungsübergang 

Auf die Übertragung einer Forderung kraft Gesetzes finden die Vorschriften der §§ 399 
bis 404, 406 bis 410 entsprechende Anwendung. 
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§ 413 Übertragung anderer Rechte 

Die Vorschriften über die Übertragung von Forderungen finden auf die Übertragung 
anderer Rechte entsprechende Anwendung, soweit nicht das Gesetz ein anderes vor-
schreibt. 

 

(…) 

 

 

Abschnitt 7 
Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern 

§ 420 Teilbare Leistung 

Schulden mehrere eine teilbare Leistung oder haben mehrere eine teilbare Leistung zu 
fordern, so ist im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem gleichen Anteil verpflichtet, jeder 
Gläubiger nur zu einem gleichen Anteil berechtigt. 

§ 421 Gesamtschuldner 

Schulden mehrere eine Leistung in der Weise, dass jeder die ganze Leistung zu bewir-
ken verpflichtet, der Gläubiger aber die Leistung nur einmal zu fordern berechtigt ist 
(Gesamtschuldner), so kann der Gläubiger die Leistung nach seinem Belieben von 
jedem der Schuldner ganz oder zu einem Teil fordern. Bis zur Bewirkung der ganzen 
Leistung bleiben sämtliche Schuldner verpflichtet. 

§ 422 Wirkung der Erfüllung 

(1) Die Erfüllung durch einen Gesamtschuldner wirkt auch für die übrigen Schuldner. 
Das Gleiche gilt von der Leistung an Erfüllungs statt, der Hinterlegung und der Auf-
rechnung. 

(2) Eine Forderung, die einem Gesamtschuldner zusteht, kann nicht von den übrigen 
Schuldnern aufgerechnet werden. 

§ 423 Wirkung des Erlasses 

Ein zwischen dem Gläubiger und einem Gesamtschuldner vereinbarter Erlass wirkt 
auch für die übrigen Schuldner, wenn die Vertragschließenden das ganze Schuldver-
hältnis aufheben wollten. 
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§ 424 Wirkung des Gläubigerverzugs 

Der Verzug des Gläubigers gegenüber einem Gesamtschuldner wirkt auch für die übri-
gen Schuldner. 

§ 425 Wirkung anderer Tatsachen 

(1) Andere als die in den §§ 422 bis 424 bezeichneten Tatsachen wirken, soweit sich 
nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt, nur für und gegen den Gesamt-
schuldner, in dessen Person sie eintreten. 

(2) Dies gilt insbesondere von der Kündigung, dem Verzug, dem Verschulden, von der 
Unmöglichkeit der Leistung in der Person eines Gesamtschuldners, von der Verjäh-
rung, deren Neubeginn, Hemmung und Ablaufhemmung, von der Vereinigung der 
Forderung mit der Schuld und von dem rechtskräftigen Urteil. 

§ 426 Ausgleichungspflicht, Forderungsübergang 

(1) Die Gesamtschuldner sind im Verhältnis zueinander zu gleichen Anteilen verpflich-
tet, soweit nicht ein anderes bestimmt ist. Kann von einem Gesamtschuldner der 
auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, so ist der Ausfall von den übrigen 
zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen. 

(2)  Soweit ein Gesamtschuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen Schuld-
nern Ausgleichung verlangen kann, geht die Forderung des Gläubigers gegen die 
übrigen Schuldner auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Gläubi-
gers geltend gemacht werden. 

§ 427 Gemeinschaftliche vertragliche Verpflichtung 

Verpflichten sich mehrere durch Vertrag gemeinschaftlich zu einer teilbaren Leistung, so 
haften sie im Zweifel als Gesamtschuldner. 

§ 428 Gesamtgläubiger 

Sind mehrere eine Leistung in der Weise zu fordern berechtigt, dass jeder die ganze 
Leistung fordern kann, der Schuldner aber die Leistung nur einmal zu bewirken ver-
pflichtet ist (Gesamtgläubiger), so kann der Schuldner nach seinem Belieben an jeden 
der Gläubiger leisten. Dies gilt auch dann, wenn einer der Gläubiger bereits Klage auf 
die Leistung erhoben hat. 

§ 429 Wirkung von Veränderungen 

(1) Der Verzug eines Gesamtgläubigers wirkt auch gegen die übrigen Gläubiger. 

(2) Vereinigen sich Forderung und Schuld in der Person eines Gesamtgläubigers, so 
erlöschen die Rechte der übrigen Gläubiger gegen den Schuldner. 
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(3) Im Übrigen finden die Vorschriften der §§ 422, 423, 425 entsprechende Anwen-
dung. Insbesondere bleiben, wenn ein Gesamtgläubiger seine Forderung auf einen 
anderen überträgt, die Rechte der übrigen Gläubiger unberührt. 

§ 430 Ausgleichungspflicht der Gesamtgläubiger 

Die Gesamtgläubiger sind im Verhältnis zueinander zu gleichen Anteilen berechtigt, 
soweit nicht ein anderes bestimmt ist. 

§ 431 Mehrere Schuldner einer unteilbaren Leistung 

Schulden mehrere eine unteilbare Leistung, so haften sie als Gesamtschuldner. 

§ 432 Mehrere Gläubiger einer unteilbaren Leistung 

(1) Haben mehrere eine unteilbare Leistung zu fordern, so kann, sofern sie nicht Ge-
samtgläubiger sind, der Schuldner nur an alle gemeinschaftlich leisten und jeder 
Gläubiger nur die Leistung an alle fordern. Jeder Gläubiger kann verlangen, dass 
der Schuldner die geschuldete Sache für alle Gläubiger hinterlegt oder, wenn sie 
sich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu bestellenden Verwahrer 
abliefert. 

(2) Im Übrigen wirkt eine Tatsache, die nur in der Person eines der Gläubiger eintritt, 
nicht für und gegen die übrigen Gläubiger. 

Abschnitt 8  
Einzelne Schuldverhältnisse 

 

(…) 
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Titel 9 
Werkvertrag und ähnliche Verträge 

Untertitel 1 
Werkvertrag 

Kapitel 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 631 Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 

(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung des versprochenen 
Werkes, der Besteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder Veränderung 
einer Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführen-
der Erfolg sein. 

§ 632 Vergütung 

(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Herstellung des Wer-
kes den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 

(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe die 
taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung als ver-
einbart anzusehen. 

(3) Ein Kostenanschlag ist im Zweifel nicht zu vergüten. 

§ 632a Abschlagszahlungen 

(1)  Der Unternehmer kann von dem Besteller eine Abschlagszahlung in Höhe des 
Wertes der von ihm erbrachten und nach dem Vertrag geschuldeten Leistungen 
verlangen. Sind die erbrachten Leistungen nicht vertragsgemäß, kann der Besteller 
die Zahlung eines angemessenen Teils des Abschlags verweigern. Die Beweislast 
für die vertragsgemäße Leistung verbleibt bis zur Abnahme beim Unternehmer. 
§ 641 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Leistungen sind durch eine Aufstellung nach-
zuweisen, die eine rasche und sichere Beurteilung der Leistungen ermöglichen 
muss. Die Sätze 1 bis 5 gelten auch für erforderliche Stoffe oder Bauteile, die ange-
liefert oder eigens angefertigt und bereitgestellt sind, wenn dem Besteller nach sei-
ner Wahl Eigentum an den Stoffen oder Bauteilen übertragen oder entsprechende 
Sicherheit hierfür geleistet wird. 

(2)  Die Sicherheit nach Absatz 1 Satz 6 kann auch durch eine Garantie oder ein sons-
tiges Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Ge-
schäftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. 
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§ 633 Sach- und Rechtsmangel 

(1)  Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und Rechtsmängeln 
zu verschaffen. 

(2)  Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat. 
Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachmängeln, 

 1. wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst 

 2. die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei 
Werken der gleichen Art üblich ist und die der Besteller nach der Art des Wer-
kes erwarten kann. 

Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das be-
stellte Werk oder das Werk in zu geringer Menge herstellt. 

(3)  Das Werk ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf das Werk keine 
oder nur die im Vertrag übernommenen Rechte gegen den Besteller geltend ma-
chen können. 

§ 634 Rechte des Bestellers bei Mängeln 

Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden 
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 

 1. nach § 635 Nacherfüllung verlangen, 

 2. nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen Auf-
wendungen verlangen, 

 3. nach den §§ 636, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurücktreten oder nach 
§ 638 die Vergütung mindern und 

 4. nach den §§ 636, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284 
Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

§ 634a Verjährung der Mängelansprüche 

(1) Die in § 634 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Ansprüche verjähren 

 1. vorbehaltlich der Nummer 2 in zwei Jahren bei einem Werk, dessen Erfolg in 
der Herstellung, Wartung oder Veränderung einer Sache oder in der Erbrin-
gung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, 

 2. in fünf Jahren bei einem Bauwerk und einem Werk, dessen Erfolg in der Er-
bringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, und 

 3. im Übrigen in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

(2)  Die Verjährung beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit der Abnahme. 

(3)  Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 verjähren die Ansprüche in der 
regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Unternehmer den Mangel arglistig ver-
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schwiegen hat. Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung jedoch nicht vor Ab-
lauf der dort bestimmten Frist ein. 

(4)  Für das in § 634 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Besteller kann trotz 
einer Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 1 die Zahlung der Vergütung 
insoweit verweigern, als er auf Grund des Rücktritts dazu berechtigt sein würde. 
Macht er von diesem Recht Gebrauch, kann der Unternehmer vom Vertrag zurück-
treten. 

(5)  Auf das in § 634 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und Absatz 4 Satz 2 
entsprechende Anwendung. 

§ 635 Nacherfüllung 

(1)  Verlangt der Besteller Nacherfüllung, so kann der Unternehmer nach seiner Wahl 
den Mangel beseitigen oder ein neues Werk herstellen. 

(2)  Der Unternehmer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwen-
dungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen. 

(3)  Der Unternehmer kann die Nacherfüllung unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 
verweigern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. 

(4)  Stellt der Unternehmer ein neues Werk her, so kann er vom Besteller Rückgewähr 
des mangelhaften Werkes nach Maßgabe der §§ 346 bis 348 verlangen. 

§ 636 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadensersatz 

Außer in den Fällen der § 281 Abs. 2 und 323 Abs. 2 bedarf es der Fristsetzung auch 
dann nicht, wenn der Unternehmer die Nacherfüllung gemäß § 635 Abs. 3 verweigert 
oder wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist. 

§ 637 Selbstvornahme 

(1)  Der Besteller kann wegen eines Mangels des Werkes nach erfolglosem Ablauf 
einer von ihm zur Nacherfüllung bestimmten angemessenen Frist den Mangel 
selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen, wenn 
nicht der Unternehmer die Nacherfüllung zu Recht verweigert. 

(2)  § 323 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. Der Bestimmung einer Frist bedarf 
es auch dann nicht, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Besteller un-
zumutbar ist. 

(3)  Der Besteller kann von dem Unternehmer für die zur Beseitigung des Mangels 
erforderlichen Aufwendungen Vorschuss verlangen. 

§ 638 Minderung 

(1)  Statt zurückzutreten, kann der Besteller die Vergütung durch Erklärung gegenüber 
dem Unternehmer mindern. Der Ausschlussgrund des § 323 Abs. 5 Satz 2 findet 
keine Anwendung. 
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(2)  Sind auf der Seite des Bestellers oder auf der Seite des Unternehmers mehrere 
beteiligt, so kann die Minderung nur von allen oder gegen alle erklärt werden. 

(3)  Bei der Minderung ist die Vergütung in dem Verhältnis herabzusetzen, in welchem 
zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert des Werkes in mangelfreiem Zustand zu 
dem wirklichen Wert gestanden haben würde. Die Minderung ist, soweit erforder-
lich, durch Schätzung zu ermitteln. 

(4)  Hat der Besteller mehr als die geminderte Vergütung gezahlt, so ist der Mehrbetrag 
vom Unternehmer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und § 347 Abs. 1 finden entsprechen-
de Anwendung. 

§ 639 Haftungsausschluss 

Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Bestellers wegen eines Mangels 
ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Unternehmer nicht berufen, 
soweit er den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 
des Werkes übernommen hat. 

§ 640 Abnahme 

(1)  Der Besteller ist verpflichtet, das vertragsmäßig hergestellte Werk abzunehmen, 
sofern nicht nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen ist. 
Wegen unwesentlicher Mängel kann die Abnahme nicht verweigert werden.  

(2)  Als abgenommen gilt ein Werk auch, wenn der Unternehmer dem Besteller nach 
Fertigstellung des Werks eine angemessene Frist zur Abnahme gesetzt hat und der 
Besteller die Abnahme nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines 
Mangels verweigert hat. Ist der Besteller ein Verbraucher, so treten die Rechtsfol-
gen des Satzes 1 nur dann ein, wenn der Unternehmer den Besteller zusammen 
mit der Aufforderung zur Abnahme auf die Folgen einer nicht erklärten oder ohne 
Angabe von Mängeln verweigerten Abnahme hingewiesen hat; der Hinweis muss in 
Textform erfolgen. 

(3)  Nimmt der Besteller ein mangelhaftes Werk gemäß Absatz 1 Satz 1 ab, obschon er 
den Mangel kennt, so stehen ihm die in § 634 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechte nur 
zu, wenn er sich seine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält. 

§ 641 Fälligkeit der Vergütung 

(1)  Die Vergütung ist bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. Ist das Werk in Tei-
len abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile bestimmt, so ist die 
Vergütung für jeden Teil bei dessen Abnahme zu entrichten. 

(2)  Die Vergütung des Unternehmers für ein Werk, dessen Herstellung der Besteller 
einem Dritten versprochen hat, wird spätestens fällig, 

 1. soweit der Besteller von dem Dritten für das versprochene Werk wegen dessen 
Herstellung seine Vergütung oder Teile davon erhalten hat, 
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 2. soweit das Werk des Bestellers von dem Dritten abgenommen worden ist oder 
als abgenommen gilt oder 

 3. wenn der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur 
Auskunft über die in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Umstände bestimmt 
hat. 

Hat der Besteller dem Dritten wegen möglicher Mängel des Werks Sicherheit ge-
leistet, gilt Satz 1 nur, wenn der Unternehmer dem Besteller entsprechende Sicher-
heit leistet. 

(3)  Kann der Besteller die Beseitigung eines Mangels verlangen, so kann er nach der 
Fälligkeit die Zahlung eines angemessenen Teils der Vergütung verweigern; ange-
messen ist in der Regel das Doppelte der für die Beseitigung des Mangels erforder-
lichen Kosten. 

(4)  Eine in Geld festgesetzte Vergütung hat der Besteller von der Abnahme des Wer-
kes an zu verzinsen, sofern nicht die Vergütung gestundet ist. 

§ 641a (weggefallen) 

§ 642 Mitwirkung des Bestellers 

(1)  Ist bei der Herstellung des Werkes eine Handlung des Bestellers erforderlich, so 
kann der Unternehmer, wenn der Besteller durch das Unterlassen der Handlung in 
Verzug der Annahme kommt, eine angemessene Entschädigung verlangen. 

(2)  Die Höhe der Entschädigung bestimmt sich einerseits nach der Dauer des Verzugs 
und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererseits nach demjenigen, was der 
Unternehmer infolge des Verzugs an Aufwendungen erspart oder durch anderweiti-
ge Verwendung seiner Arbeitskraft erwerben kann. 

§ 643 Kündigung bei unterlassener Mitwirkung 

Der Unternehmer ist im Falle des § 642 berechtigt, dem Besteller zur Nachholung der 
Handlung eine angemessene Frist mit der Erklärung zu bestimmen, dass er den Vertrag 
kündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablauf der Frist vorgenommen werde. Der 
Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die Nachholung bis zum Ablauf der Frist erfolgt. 

§ 644 Gefahrtragung 

(1) Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Werkes. Kommt der Be-
steller in Verzug der Annahme, so geht die Gefahr auf ihn über. Für den zufälligen 
Untergang und eine zufällige Verschlechterung des von dem Besteller gelieferten 
Stoffes ist der Unternehmer nicht verantwortlich. 

(2) Versendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Bestellers nach einem 
anderen Ort als dem Erfüllungsort, so finden die für den Kauf geltenden Vorschrif-
ten des § 447 entsprechende Anwendung. 
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§ 645 Verantwortlichkeit des Bestellers 

(1) Ist das Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dem Besteller gelie-
ferten Stoffes oder infolge einer von dem Besteller für die Ausführung erteilten An-
weisung untergegangen, verschlechtert oder unausführbar geworden, ohne dass 
ein Umstand mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu vertreten hat, so kann der Un-
ternehmer einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der Vergütung und Er-
satz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. Das Gleiche gilt, 
wenn der Vertrag in Gemäßheit des § 643 aufgehoben wird. 

(2) Eine weitergehende Haftung des Bestellers wegen Verschuldens bleibt unberührt. 

§ 646 Vollendung statt Abnahme 

Ist nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen, so tritt in den 
Fällen des § 634a Abs. 2 und der §§ 641, 644 und 645 an die Stelle der Abnahme die 
Vollendung des Werkes. 

§ 647 Unternehmerpfandrecht 

Der Unternehmer hat für seine Forderungen aus dem Vertrag ein Pfandrecht an den 
von ihm hergestellten oder ausgebesserten beweglichen Sachen des Bestellers, wenn 
sie bei der Herstellung oder zum Zwecke der Ausbesserung in seinen Besitz gelangt 
sind. 

§ 647a Sicherungshypothek des Inhabers einer Schiffswerft 

Der Inhaber einer Schiffswerft kann für seine Forderungen aus dem Bau oder der Aus-
besserung eines Schiffes die Einräumung einer Schiffshypothek an dem Schiffsbauwerk 
oder dem Schiff des Bestellers verlangen. Ist das Werk noch nicht vollendet, so kann er 
die Einräumung der Schiffshypothek für einen der geleisteten Arbeit entsprechenden 
Teil der Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 
§ 647 findet keine Anwendung. 

§ 648 Kündigungsrecht des Bestellers 

Der Besteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag kündigen. 
Kündigt der Besteller, so ist der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu 
verlangen; er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhe-
bung des Vertrags an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung 
seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Es wird vermutet, dass 
danach dem Unternehmer 5 vom Hundert der auf den noch nicht erbrachten Teil der 
Werkleistung entfallenden vereinbarten Vergütung zustehen. 
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§ 648a Kündigung aus wichtigem Grund 

(1) Beide Vertragsparteien können den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kündigen-
den Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis 
zur Fertigstellung des Werks nicht zugemutet werden kann.  

(2) Eine Teilkündigung ist möglich; sie muss sich auf einen abgrenzbaren Teil des 
geschuldeten Werks beziehen. 

(3) § 314 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Nach der Kündigung kann jede Vertragspartei von der anderen verlangen, dass sie 
an einer gemeinsamen Feststellung des Leistungsstandes mitwirkt. Verweigert eine 
Vertragspartei die Mitwirkung oder bleibt sie einem vereinbarten oder einem von 
der anderen Vertragspartei innerhalb einer angemessenen Frist bestimmten Termin 
zur Leistungsstandfeststellung fern, trifft sie die Beweislast für den Leistungsstand 
zum Zeitpunkt der Kündigung. Dies gilt nicht, wenn die Vertragspartei infolge eines 
Umstands fernbleibt, den sie nicht zu vertreten hat und den sie der anderen Ver-
tragspartei unverzüglich mitgeteilt hat. 

(5) Kündigt eine Vertragspartei aus wichtigem Grund, ist der Unternehmer nur berech-
tigt, die Vergütung zu verlangen, die auf den bis zur Kündigung erbrachten Teil des 
Werks entfällt. 

(6) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündigung nicht 
ausgeschlossen. 

§ 649 Kostenanschlag 

(1) Ist dem Vertrag ein Kostenanschlag zugrunde gelegt worden, ohne dass der Unter-
nehmer die Gewähr für die Richtigkeit des Anschlags übernommen hat, und ergibt 
sich, dass das Werk nicht ohne eine wesentliche Überschreitung des Anschlags 
ausführbar ist, so steht dem Unternehmer, wenn der Besteller den Vertrag aus die-
sem Grund kündigt, nur der im § 645 Abs. 1 bestimmte Anspruch zu. 

(2) Ist eine solche Überschreitung des Anschlags zu erwarten, so hat der Unternehmer 
dem Besteller unverzüglich Anzeige zu machen. 

§ 650 Anwendung des Kaufrechts 

Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher 
Sachen zum Gegenstand hat, finden die Vorschriften über den Kauf Anwendung. § 442 
Abs. 1 Satz 1 findet bei diesen Verträgen auch Anwendung, wenn der Mangel auf den 
vom Besteller gelieferten Stoff zurückzuführen ist. Soweit es sich bei den herzustellen-
den oder zu erzeugenden beweglichen Sachen um nicht vertretbare Sachen handelt, 
sind auch die §§ 642, 643, 645, 648 und 649 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an 
die Stelle der Abnahme der nach den §§ 446 und 447 maßgebliche Zeitpunkt tritt. 
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Kapitel 2 
Bauvertrag 

§ 650a Bauvertrag 

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über die Herstellung, die Wiederherstellung, die Be-
seitigung oder den Umbau eines Bauwerks, einer Außenanlage oder eines Teils 
davon. Für den Bauvertrag gelten ergänzend die folgenden Vorschriften dieses Ka-
pitels. 

(2) Ein Vertrag über die Instandhaltung eines Bauwerks ist ein Bauvertrag, wenn das 
Werk für die Konstruktion, den Bestand oder den bestimmungsgemäßen Gebrauch 
von wesentlicher Bedeutung ist. 

§ 650b Änderung des Vertrags; Anordnungsrecht des Bestellers 

(1) Begehrt der Besteller  

 1. eine Änderung des vereinbarten Werkerfolgs (§ 631 Absatz 2) oder 

 2. eine Änderung, die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs notwendig ist, 

streben die Vertragsparteien Einvernehmen über die Änderung und die infolge der 
Änderung zu leistende Mehr- oder Mindervergütung an. Der Unternehmer ist ver-
pflichtet, ein Angebot über die Mehr- oder Mindervergütung zu erstellen, im Falle 
einer Änderung nach Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn ihm die Ausführung der 
Änderung zumutbar ist. Macht der Unternehmer betriebsinterne Vorgänge für die 
Unzumutbarkeit einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 geltend, trifft ihn 
die Beweislast hierfür. Trägt der Besteller die Verantwortung für die Planung des 
Bauwerks oder der Außenanlage, ist der Unternehmer nur dann zur Erstellung ei-
nes Angebots über die Mehr- oder Mindervergütung verpflichtet, wenn der Besteller 
die für die Änderung erforderliche Planung vorgenommen und dem Unternehmer 
zur Verfügung gestellt hat. Begehrt der Besteller eine Änderung, für die dem Unter-
nehmer nach § 650c Absatz 1 Satz 2 kein Anspruch auf Vergütung für vermehrten 
Aufwand zusteht, streben die Parteien nur Einvernehmen über die Änderung an; 
Satz 2 findet in diesem Fall keine Anwendung.  

(2) Erzielen die Parteien binnen 30 Tagen nach Zugang des Änderungsbegehrens 
beim Unternehmer keine Einigung nach Absatz 1, kann der Besteller die Änderung 
in Textform anordnen. Der Unternehmer ist verpflichtet, der Anordnung des Bestel-
lers nachzukommen, einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, 
wenn ihm die Ausführung zumutbar ist. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 650c Vergütungsanpassung bei Anordnungen nach § 650b Absatz 2 

(1) Die Höhe des Vergütungsanspruchs für den infolge einer Anordnung des Bestellers 
nach § 650b Absatz 2 vermehrten oder verminderten Aufwand ist nach den tatsäch-
lich erforderlichen Kosten mit angemessenen Zuschlägen für allgemeine Ge-



BGB  

 62 

schäftskosten, Wagnis und Gewinn zu ermitteln. Umfasst die Leistungspflicht des 
Unternehmers auch die Planung des Bauwerks oder der Außenanlage, steht die-
sem im Fall des § 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 kein Anspruch auf Vergütung 
für vermehrten Aufwand zu.  

(2) Der Unternehmer kann zur Berechnung der Vergütung für den Nachtrag auf die 
Ansätze in einer vereinbarungsgemäß hinterlegten Urkalkulation zurückgreifen. Es 
wird vermutet, dass die auf Basis der Urkalkulation fortgeschriebene Vergütung der 
Vergütung nach Absatz 1 entspricht. 

(3) Bei der Berechnung von vereinbarten oder gemäß § 632a geschuldeten Ab-
schlagszahlungen kann der Unternehmer 80 Prozent einer in einem Angebot nach 
§ 650b Absatz 1 Satz 2 genannten Mehrvergütung ansetzen, wenn sich die Partei-
en nicht über die Höhe geeinigt haben oder keine anderslautende gerichtliche Ent-
scheidung ergeht. Wählt der Unternehmer diesen Weg und ergeht keine anderslau-
tende gerichtliche Entscheidung, wird die nach den Absätzen 1 und 2 geschuldete 
Mehrvergütung erst nach der Abnahme des Werks fällig. Zahlungen nach Satz 1, 
die die nach den Absätzen 1 und 2 geschuldete Mehrvergütung übersteigen, sind 
dem Besteller zurückzugewähren und ab ihrem Eingang beim Unternehmer zu ver-
zinsen. § 288 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und § 289 Satz 1 gelten entsprechend. 

§ 650d Einstweilige Verfügung 

Zum Erlass einer einstweiligen Verfügung in Streitigkeiten über das Anordnungsrecht 
gemäß § 650b oder die Vergütungsanpassung gemäß § 650c ist es nach Beginn der 
Bauausführung nicht erforderlich, dass der Verfügungsgrund glaubhaft gemacht wird. 

§ 650e Sicherungshypothek des Bauunternehmers 

Der Unternehmer kann für seine Forderungen aus dem Vertrag die Einräumung einer 
Sicherungshypothek an dem Baugrundstück des Bestellers verlangen. Ist das Werk 
noch nicht vollendet, so kann er die Einräumung der Sicherungshypothek für einen der 
geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der Vergütung und für die in der Vergütung nicht 
inbegriffenen Auslagen verlangen. 

§ 650f Bauhandwerkersicherung 

(1) Der Unternehmer kann vom Besteller Sicherheit für die auch in Zusatzaufträgen 
vereinbarte und noch nicht gezahlte Vergütung einschließlich dazugehöriger Ne-
benforderungen, die mit 10 Prozent des zu sichernden Vergütungsanspruchs anzu-
setzen sind, verlangen. Satz 1 gilt in demselben Umfang auch für Ansprüche, die 
an die Stelle der Vergütung treten. Der Anspruch des Unternehmers auf Sicherheit 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Besteller Erfüllung verlangen kann 
oder das Werk abgenommen hat. Ansprüche, mit denen der Besteller gegen den 
Anspruch des Unternehmers auf Vergütung aufrechnen kann, bleiben bei der Be-
rechnung der Vergütung unberücksichtigt, es sei denn, sie sind unstreitig oder 
rechtskräftig festgestellt. Die Sicherheit ist auch dann als ausreichend anzusehen, 
wenn sich der Sicherungsgeber das Recht vorbehält, sein Versprechen im Falle ei-
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ner wesentlichen Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Bestellers mit 
Wirkung für Vergütungsansprüche aus Bauleistungen zu widerrufen, die der Unter-
nehmer bei Zugang der Widerrufserklärung noch nicht erbracht hat. 

(2) Die Sicherheit kann auch durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungsverspre-
chen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten 
Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. Das Kreditinstitut oder der 
Kreditversicherer darf Zahlungen an den Unternehmer nur leisten, soweit der Be-
steller den Vergütungsanspruch des Unternehmers anerkennt oder durch vorläufig 
vollstreckbares Urteil zur Zahlung der Vergütung verurteilt worden ist und die Vo-
raussetzungen vorliegen, unter denen die Zwangsvollstreckung begonnen werden 
darf. 

(3) Der Unternehmer hat dem Besteller die üblichen Kosten der Sicherheitsleistung bis 
zu einem Höchstsatz von 2 Prozent für das Jahr zu erstatten. Dies gilt nicht, soweit 
eine Sicherheit wegen Einwendungen des Bestellers gegen den Vergütungsan-
spruch des Unternehmers aufrechterhalten werden muss und die Einwendungen 
sich als unbegründet erweisen. 

(4) Soweit der Unternehmer für seinen Vergütungsanspruch eine Sicherheit nach Ab-
satz 1 oder 2 erlangt hat, ist der Anspruch auf Einräumung einer Sicherungshypo-
thek nach § 650e ausgeschlossen.  

(5) Hat der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung 
der Sicherheit nach Absatz 1 bestimmt, so kann der Unternehmer die Leistung ver-
weigern oder den Vertrag kündigen. Kündigt er den Vertrag, ist der Unternehmer 
berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen; er muss sich jedoch dasjenige 
anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrages an Aufwendungen 
erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder bös-
willig zu erwerben unterlässt. Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 
Prozent der auf den noch nicht erbrachten Teil der Werkleistung entfallenden ver-
einbarten Vergütung zustehen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung, wenn der Besteller 

 1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren unzulässig 
ist, oder 

 2. Verbraucher ist und es sich um einen Verbraucherbauvertrag nach § 650i oder 
um einen Bauträgervertrag nach § 650u handelt.  

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht bei Betreuung des Bauvorhabens durch einen zur Ver-
fügung über die Finanzierungsmittel des Bestellers ermächtigten Baubetreuer. 

(7) Eine von den Absätzen 1 bis 5 abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

§ 650g Zustandsfeststellung bei Verweigerung der Abnahme; Schlussrechnung 

(1) Verweigert der Besteller die Abnahme unter Angabe von Mängeln, hat er auf Ver-
langen des Unternehmers an einer gemeinsamen Feststellung des Zustands des 
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Werks mitzuwirken. Die gemeinsame Zustandsfeststellung soll mit der Angabe des 
Tages der Anfertigung versehen werden und ist von beiden Vertragsparteien zu un-
terschreiben. 

(2) Bleibt der Besteller einem vereinbarten oder einem von dem Unternehmer inner-
halb einer angemessenen Frist bestimmten Termin zur Zustandsfeststellung fern, 
so kann der Unternehmer die Zustandsfeststellung auch einseitig vornehmen. Dies 
gilt nicht, wenn der Besteller infolge eines Umstands fernbleibt, den er nicht zu ver-
treten hat und den er dem Unternehmer unverzüglich mitgeteilt hat. Der Unterneh-
mer hat die einseitige Zustandsfeststellung mit der Angabe des Tages der Anferti-
gung zu versehen und sie zu unterschreiben sowie dem Besteller eine Abschrift der 
einseitigen Zustandsfeststellung zur Verfügung zu stellen.  

(3) Ist das Werk dem Besteller verschafft worden und ist in der Zustandsfeststellung 
nach Absatz 1 oder 2 ein offenkundiger Mangel nicht angegeben, wird vermutet, 
dass dieser nach der Zustandsfeststellung entstanden und vom Besteller zu vertre-
ten ist. Die Vermutung gilt nicht, wenn der Mangel nach seiner Art nicht vom Bestel-
ler verursacht worden sein kann. 

(4) Die Vergütung ist zu entrichten, wenn  

 1. der Besteller das Werk abgenommen hat oder die Abnahme nach § 641 Ab-
satz 2 entbehrlich ist und 

 2. der Unternehmer dem Besteller eine prüffähige Schlussrechnung erteilt hat. 

Die Schlussrechnung ist prüffähig, wenn sie eine übersichtliche Aufstellung der er-
brachten Leistungen enthält und für den Besteller nachvollziehbar ist. Sie gilt als 
prüffähig, wenn der Besteller nicht innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der 
Schlussrechnung begründete Einwendungen gegen ihre Prüffähigkeit erhoben hat. 

§ 650h Schriftform der Kündigung 

Die Kündigung des Bauvertrags bedarf der schriftlichen Form. 

Kapitel 3 
Verbraucherbauvertrag 

§ 650i Verbraucherbauvertrag 

(1) Verbraucherbauverträge sind Verträge, durch die der Unternehmer von einem 
Verbraucher zum Bau eines neuen Gebäudes oder zu erheblichen Umbaumaß-
nahmen an einem bestehenden Gebäude verpflichtet wird. 

(2) Der Verbraucherbauvertrag bedarf der Textform. 

(3) Für Verbraucherbauverträge gelten ergänzend die folgenden Vorschriften dieses 
Kapitels. 
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§ 650j Baubeschreibung 

Der Unternehmer hat den Verbraucher über die sich aus Artikel 249 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche ergebenden Einzelheiten in der dort vorgese-
henen Form zu unterrichten, es sei denn, der Verbraucher oder ein von ihm Beauftrag-
ter macht die wesentlichen Planungsvorgaben. 

§ 650k Inhalt des Vertrags 

(1) Die Angaben der vorvertraglich zur Verfügung gestellten Baubeschreibung in Be-
zug auf die Bauausführung werden Inhalt des Vertrags, es sei denn, die Vertrags-
parteien haben ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 

(2) Soweit die Baubeschreibung unvollständig oder unklar ist, ist der Vertrag unter 
Berücksichtigung sämtlicher vertragsbegleitender Umstände, insbesondere des 
Komfort- und Qualitätsstandards nach der übrigen Leistungsbeschreibung, auszu-
legen. Zweifel bei der Auslegung des Vertrags bezüglich der vom Unternehmer ge-
schuldeten Leistung gehen zu dessen Lasten. 

(3) Der Bauvertrag muss verbindliche Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des 
Werks oder, wenn dieser Zeitpunkt zum Zeitpunkt des Abschlusses des Bauver-
trags nicht angegeben werden kann, zur Dauer der Bauausführung enthalten. Ent-
hält der Vertrag diese Angaben nicht, werden die vorvertraglich in der Baube-
schreibung übermittelten Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Werks oder 
zur Dauer der Bauausführung Inhalt des Vertrags. 

§ 650l Widerrufsrecht 

Dem Verbraucher steht ein Widerrufsrecht gemäß § 355 zu, es sei denn, der Vertrag 
wurde notariell beurkundet. Der Unternehmer ist verpflichtet, den Verbraucher nach 
Maßgabe des Artikels 249 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
über sein Widerrufsrecht zu belehren. 

§ 650m Abschlagszahlungen; Absicherung des Vergütungsanspruchs 

(1) Verlangt der Unternehmer Abschlagszahlungen nach § 632a, darf der Gesamtbe-
trag der Abschlagszahlungen 90 Prozent der vereinbarten Gesamtvergütung ein-
schließlich der Vergütung für Nachtragsleistungen nach § 650c nicht übersteigen. 

(2) Dem Verbraucher ist bei der ersten Abschlagszahlung eine Sicherheit für die recht-
zeitige Herstellung des Werks ohne wesentliche Mängel in Höhe von 5 Prozent der 
vereinbarten Gesamtvergütung zu leisten. Erhöht sich der Vergütungsanspruch in-
folge einer Anordnung des Verbrauchers nach den §§ 650b und 650c oder infolge 
sonstiger Änderungen oder Ergänzungen des Vertrags um mehr als 10 Prozent, ist 
dem Verbraucher bei der nächsten Abschlagszahlung eine weitere Sicherheit in 
Höhe von 5 Prozent des zusätzlichen Vergütungsanspruchs zu leisten. Auf Verlan-
gen des Unternehmers ist die Sicherheitsleistung durch Einbehalt dergestalt zu er-
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bringen, dass der Verbraucher die Abschlagszahlungen bis zu dem Gesamtbetrag 
der geschuldeten Sicherheit zurückhält.  

(3) Sicherheiten nach Absatz 2 können auch durch eine Garantie oder ein sonstiges 
Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschäfts-
betrieb befugten Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. 

(4) Verlangt der Unternehmer Abschlagszahlungen nach § 632a, ist eine Vereinbarung 
unwirksam, die den Verbraucher zu einer Sicherheitsleistung für die vereinbarte 
Vergütung verpflichtet, die die nächste Abschlagszahlung oder 20 Prozent der ver-
einbarten Vergütung übersteigt. Gleiches gilt, wenn die Parteien Abschlagszahlun-
gen vereinbart haben. 

§ 650n Erstellung und Herausgabe von Unterlagen 

(1) Rechtzeitig vor Beginn der Ausführung einer geschuldeten Leistung hat der Unter-
nehmer diejenigen Planungsunterlagen zu erstellen und dem Verbraucher heraus-
zugeben, die dieser benötigt, um gegenüber Behörden den Nachweis führen zu 
können, dass die Leistung unter Einhaltung der einschlägigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften ausgeführt werden wird. Die Pflicht besteht nicht, soweit der Verbrau-
cher oder ein von ihm Beauftragter die wesentlichen Planungsvorgaben erstellt. 

(2) Spätestens mit der Fertigstellung des Werks hat der Unternehmer diejenigen Unter-
lagen zu erstellen und dem Verbraucher herauszugeben, die dieser benötigt, um 
gegenüber Behörden den Nachweis führen zu können, dass die Leistung unter 
Einhaltung der einschlägigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften ausgeführt worden 
ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Dritter, etwa ein Darlehensge-
ber, Nachweise für die Einhaltung bestimmter Bedingungen verlangt und wenn der 
Unternehmer die berechtigte Erwartung des Verbrauchers geweckt hat, diese Be-
dingungen einzuhalten. 

Kapitel 4 
Unabdingbarkeit 

§ 650o Abweichende Vereinbarungen 

Von § 640 Absatz 2 Satz 2, den §§ 650i bis 650l und 650n kann nicht zum Nachteil des 
Verbrauchers abgewichen werden. Diese Vorschriften finden auch Anwendung, wenn 
sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden.  



 BGB 

 
 

 67 

Untertitel 2 
Architektenvertrag und Ingenieurvertrag 

§ 650p Vertragstypische Pflichten aus Architekten- und Ingenieurverträgen 

(1) Durch einen Architekten- oder Ingenieurvertrag wird der Unternehmer verpflichtet, 
die Leistungen zu erbringen, die nach dem jeweiligen Stand der Planung und Aus-
führung des Bauwerks oder der Außenanlage erforderlich sind, um die zwischen 
den Parteien vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele zu erreichen. 

(2) Soweit wesentliche Planungs- und Überwachungsziele noch nicht vereinbart sind, 
hat der Unternehmer zunächst eine Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser Ziele 
zu erstellen. Er legt dem Besteller die Planungsgrundlage zusammen mit einer Kos-
teneinschätzung für das Vorhaben zur Zustimmung vor. 

§ 650q Anwendbare Vorschriften 

(1) Für Architekten- und Ingenieurverträge gelten die Vorschriften des Kapitels 1 des 
Untertitels 1 sowie die §§ 650b, 650e bis 650h entsprechend, soweit sich aus die-
sem Untertitel nichts anderes ergibt. 

(2) Für die Vergütungsanpassung im Fall von Anordnungen nach § 650b Absatz 2 
gelten die Entgeltberechnungsregeln der Honorarordnung für Architekten und Inge-
nieure in der jeweils geltenden Fassung, soweit infolge der Anordnung zu erbrin-
gende oder entfallende Leistungen vom Anwendungsbereich der Honorarordnung 
erfasst werden. Im Übrigen ist die Vergütungsanpassung für den vermehrten oder 
verminderten Aufwand auf Grund der angeordneten Leistung frei vereinbar. Soweit 
die Vertragsparteien keine Vereinbarung treffen, gilt § 650c entsprechend.  

§ 650r Sonderkündigungsrecht 

(1) Nach Vorlage von Unterlagen gemäß § 650p Absatz 2 kann der Besteller den Ver-
trag kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt zwei Wochen nach Vorlage der Unter-
lagen, bei einem Verbraucher jedoch nur dann, wenn der Unternehmer ihn bei der 
Vorlage der Unterlagen in Textform über das Kündigungsrecht, die Frist, in der es 
ausgeübt werden kann, und die Rechtsfolgen der Kündigung unterrichtet hat. 

(2) Der Unternehmer kann dem Besteller eine angemessene Frist für die Zustimmung 
nach § 650p Absatz 2 Satz 2 setzen. Er kann den Vertrag kündigen, wenn der Be-
steller die Zustimmung verweigert oder innerhalb der Frist nach Satz 1 keine Erklä-
rung zu den Unterlagen abgibt. 

(3) Wird der Vertrag nach Absatz 1 oder 2 gekündigt, ist der Unternehmer nur berech-
tigt, die Vergütung zu verlangen, die auf die bis zur Kündigung erbrachten Leistun-
gen entfällt. 
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§ 650s Teilabnahme 

Der Unternehmer kann ab der Abnahme der letzten Leistung des bauausführenden 
Unternehmers oder der bauausführenden Unternehmer eine Teilabnahme der von ihm 
bis dahin erbrachten Leistungen verlangen. 

§ 650t Gesamtschuldnerische Haftung mit dem bauausführenden Unternehmer  

Nimmt der Besteller den Unternehmer wegen eines Überwachungsfehlers in Anspruch, 
der zu einem Mangel an dem Bauwerk oder an der Außenanlage geführt hat, kann der 
Unternehmer die Leistung verweigern, wenn auch der ausführende Bauunternehmer für 
den Mangel haftet und der Besteller dem bauausführenden Unternehmer noch nicht 
erfolglos eine angemessene Frist zur Nacherfüllung bestimmt hat. 

Untertitel 3 
Bauträgervertrag 

§ 650u Bauträgervertrag; anwendbare Vorschriften 

(1) Ein Bauträgervertrag ist ein Vertrag, der die Errichtung oder den Umbau eines 
Hauses oder eines vergleichbaren Bauwerks zum Gegenstand hat und der zugleich 
die Verpflichtung des Unternehmers enthält, dem Besteller das Eigentum an dem 
Grundstück zu übertragen oder ein Erbbaurecht zu bestellen oder zu übertragen. 
Hinsichtlich der Errichtung oder des Umbaus finden die Vorschriften des Unterti-
tels 1 Anwendung, soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts anderes 
ergibt. Hinsichtlich des Anspruchs auf Übertragung des Eigentums an dem Grund-
stück oder auf Übertragung oder Bestellung des Erbbaurechts finden die Vorschrif-
ten über den Kauf Anwendung. 

(2) Keine Anwendung finden die §§ 648, 648a, 650b bis 650e, 650k Absatz 1 sowie die 
§§ 650l und 650m Absatz 1.  

§ 650v Abschlagszahlungen 

Der Unternehmer kann von dem Besteller Abschlagszahlungen nur verlangen, soweit 
sie gemäß einer Verordnung auf Grund von Artikel 244 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche vereinbart sind. 

 

(…) 
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Titel 20 
Bürgschaft 

§ 765 Vertragstypische Pflichten bei der Bürgschaft 

(1) Durch den Bürgschaftsvertrag verpflichtet sich der Bürge gegenüber dem Gläubiger 
eines Dritten, für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten einzustehen. 

(2) Die Bürgschaft kann auch für eine künftige oder eine bedingte Verbindlichkeit über-
nommen werden. 

§ 766 Schriftform der Bürgschaftserklärung 

Zur Gültigkeit des Bürgschaftsvertrags ist schriftliche Erteilung der Bürgschaftserklärung 
erforderlich. Die Erteilung der Bürgschaftserklärung in elektronischer Form ist ausge-
schlossen. Soweit der Bürge die Hauptverbindlichkeit erfüllt, wird der Mangel der Form 
geheilt. 

§ 767 Umfang der Bürgschaftsschuld 

(1) Für die Verpflichtung des Bürgen ist der jeweilige Bestand der Hauptverbindlichkeit 
maßgebend. Dies gilt insbesondere auch, wenn die Hauptverbindlichkeit durch 
Verschulden oder Verzug des Hauptschuldners geändert wird. Durch ein Rechts-
geschäft, das der Hauptschuldner nach der Übernahme der Bürgschaft vornimmt, 
wird die Verpflichtung des Bürgen nicht erweitert. 

(2) Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptschuldner zu ersetzenden 
Kosten der Kündigung und der Rechtsverfolgung. 

§ 768 Einreden des Bürgen 

(1) Der Bürge kann die dem Hauptschuldner zustehenden Einreden geltend machen. 
Stirbt der Hauptschuldner, so kann sich der Bürge nicht darauf berufen, dass der 
Erbe für die Verbindlichkeit nur beschränkt haftet. 

(2) Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, dass der Hauptschuldner auf sie 
verzichtet. 

§ 769 Mitbürgschaft 

Verbürgen sich mehrere für dieselbe Verbindlichkeit, so haften sie als Gesamtschuld-
ner, auch wenn sie die Bürgschaft nicht gemeinschaftlich übernehmen. 

§ 770 Einreden der Anfechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit 

(1) Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, solange dem Haupt-
schuldner das Recht zusteht, das seiner Verbindlichkeit zugrunde liegende Rechts-
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geschäft anzufechten. 

(2) Die gleiche Befugnis hat der Bürge, solange sich der Gläubiger durch Aufrechnung 
gegen eine fällige Forderung des Hauptschuldners befriedigen kann. 

§ 771 Einrede der Vorausklage 

Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, solange nicht der Gläubi-
ger eine Zwangsvollstreckung gegen den Hauptschuldner ohne Erfolg versucht hat 
(Einrede der Vorausklage). Erhebt der Bürge die Einrede der Vorausklage, ist die Ver-
jährung des Anspruchs des Gläubigers gegen den Bürgen gehemmt, bis der Gläubiger 
eine Zwangsvollstreckung gegen den Hauptschuldner ohne Erfolg versucht hat. 

§ 772 Vollstreckungs- und Verwertungspflicht des Gläubigers 

(1) Besteht die Bürgschaft für eine Geldforderung, so muss die Zwangsvollstreckung in 
die beweglichen Sachen des Hauptschuldners an seinem Wohnsitz und, wenn der 
Hauptschuldner an einem anderen Orte eine gewerbliche Niederlassung hat, auch 
an diesem Orte, in Ermangelung eines Wohnsitzes und einer gewerblichen Nieder-
lassung an seinem Aufenthaltsort versucht werden. 

(2) Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht an einer be-
weglichen Sache des Hauptschuldners zu, so muss er auch aus dieser Sache Be-
friedigung suchen. Steht dem Gläubiger ein solches Recht an der Sache auch für 
eine andere Forderung zu, so gilt dies nur, wenn beide Forderungen durch den 
Wert der Sache gedeckt werden. 

§ 773 Ausschluss der Einrede der Vorausklage 

(1) Die Einrede der Vorausklage ist ausgeschlossen: 

 1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbesondere wenn er sich als 
Selbstschuldner verbürgt hat, 

 2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptschuldner infolge einer nach der 
Übernahme der Bürgschaft eingetretenen Änderung des Wohnsitzes, der ge-
werblichen Niederlassung oder des Aufenthaltsorts des Hauptschuldners we-
sentlich erschwert ist, 

 3. wenn über das Vermögen des Hauptschuldners das Insolvenzverfahren eröff-
net ist, 

 4. wenn anzunehmen ist, dass die Zwangsvollstreckung in das Vermögen des 
Hauptschuldners nicht zur Befriedigung des Gläubigers führen wird. 

(2) In den Fällen der Nummern 3, 4 ist die Einrede insoweit zulässig, als sich der Gläu-
biger aus einer beweglichen Sache des Hauptschuldners befriedigen kann, an der 
er ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht hat; die Vorschrift des § 772 Abs. 
2 Satz 2 findet Anwendung. 
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§ 774 Gesetzlicher Forderungsübergang 

(1) Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung des Gläubigers 
gegen den Hauptschuldner auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Gläubigers geltend gemacht werden. Einwendungen des Hauptschuldners aus 
einem zwischen ihm und dem Bürgen bestehenden Rechtsverhältnis bleiben unbe-
rührt. 

(2) Mitbürgen haften einander nur nach § 426. 

§ 775 Anspruch des Bürgen auf Befreiung 

(1) Hat sich der Bürge im Auftrag des Hauptschuldners verbürgt oder stehen ihm nach 
den Vorschriften über die Geschäftsführung ohne Auftrag wegen der Übernahme 
der Bürgschaft die Rechte eines Beauftragten gegen den Hauptschuldner zu, so 
kann er von diesem Befreiung von der Bürgschaft verlangen: 

 1. wenn sich die Vermögensverhältnisse des Hauptschuldners wesentlich ver-
schlechtert haben, 

 2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptschuldner infolge einer nach der 
Übernahme der Bürgschaft eingetretenen Änderung des Wohnsitzes, der ge-
werblichen Niederlassung oder des Aufenthaltsorts des Hauptschuldners we-
sentlich erschwert ist, 

 3. wenn der Hauptschuldner mit der Erfüllung seiner Verbindlichkeit im Verzug ist, 

 4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollstreckbares Urteil auf Erfüllung 
erwirkt hat. 

(2) Ist die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, so kann der Hauptschuldner dem Bür-
gen, statt ihn zu befreien, Sicherheit leisten. 

§ 776 Aufgabe einer Sicherheit 

Gibt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes Vorzugsrecht, eine für sie beste-
hende Hypothek oder Schiffshypothek, ein für sie bestehendes Pfandrecht oder das 
Recht gegen einen Mitbürgen auf, so wird der Bürge insoweit frei, als er aus dem auf-
gegebenen Recht nach § 774 hätte Ersatz erlangen können. Dies gilt auch dann, wenn 
das aufgegebene Recht erst nach der Übernahme der Bürgschaft entstanden ist. 

§ 777 Bürgschaft auf Zeit 

(1) Hat sich der Bürge für eine bestehende Verbindlichkeit auf bestimmte Zeit verbürgt, 
so wird er nach dem Ablauf der bestimmten Zeit frei, wenn nicht der Gläubiger die 
Einziehung der Forderung unverzüglich nach Maßgabe des § 772 betreibt, das Ver-
fahren ohne wesentliche Verzögerung fortsetzt und unverzüglich nach der Beendi-
gung des Verfahrens dem Bürgen anzeigt, dass er ihn in Anspruch nehme. Steht 
dem Bürgen die Einrede der Vorausklage nicht zu, so wird er nach dem Ablauf der 
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bestimmten Zeit frei, wenn nicht der Gläubiger ihm unverzüglich diese Anzeige 
macht. 

(2) Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, so beschränkt sich die Haftung des Bürgen im Falle 
des Absatzes 1 Satz 1 auf den Umfang, den die Hauptverbindlichkeit zur Zeit der 
Beendigung des Verfahrens hat, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf den Umfang, 
den die Hauptverbindlichkeit bei dem Ablauf der bestimmten Zeit hat. 

§ 778 Kreditauftrag 

Wer einen anderen beauftragt, im eigenen Namen und auf eigene Rechnung einem 
Dritten ein Darlehen oder eine Finanzierungshilfe zu gewähren, haftet dem Beauftragten 
für die aus dem Darlehen oder der Finanzierungshilfe entstehende Verbindlichkeit des 
Dritten als Bürge. 

Titel 21 
Vergleich 

§ 779 Begriff des Vergleichs, Irrtum über die Vergleichsgrundlage 

(1) Ein Vertrag, durch den der Streit oder die Ungewissheit der Parteien über ein 
Rechtsverhältnis im Wege gegenseitigen Nachgebens beseitigt wird (Vergleich), ist 
unwirksam, wenn der nach dem Inhalt des Vertrags als feststehend zugrunde ge-
legte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entspricht und der Streit oder die Unge-
wissheit bei Kenntnis der Sachlage nicht entstanden sein würde. 

(2) Der Ungewissheit über ein Rechtsverhältnis steht es gleich, wenn die Verwirkli-
chung eines Anspruchs unsicher ist. 

Titel 22 
Schuldversprechen, Schuldanerkenntnis 

§ 780 Schuldversprechen 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leistung in der Weise versprochen wird, 
dass das Versprechen die Verpflichtung selbständig begründen soll (Schuldverspre-
chen), ist, soweit nicht eine andere Form vorgeschrieben ist, schriftliche Erteilung des 
Versprechens erforderlich. Die Erteilung des Versprechens in elektronischer Form ist 
ausgeschlossen. 

§ 781 Schuldanerkenntnis 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Bestehen eines Schuldverhältnisses aner-
kannt wird (Schuldanerkenntnis), ist schriftliche Erteilung der Anerkennungserklärung 
erforderlich. Die Erteilung der Anerkennungserklärung in elektronischer Form ist ausge-
schlossen. Ist für die Begründung des Schuldverhältnisses, dessen Bestehen anerkannt 
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wird, eine andere Form vorgeschrieben, so bedarf der Anerkennungsvertrag dieser 
Form. 

§ 782 Formfreiheit bei Vergleich 

Wird ein Schuldversprechen oder ein Schuldanerkenntnis auf Grund einer Abrechnung 
oder im Wege des Vergleichs erteilt, so ist die Beobachtung der in den §§ 780, 781 
vorgeschriebenen schriftlichen Form nicht erforderlich. 

 

(…) 
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Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) - Teil B 
Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung  

von Bauleistungen (VOB/B)1 

- Ausgabe 2016 - 

§ 1 Art und Umfang der Leistung 

(1) Die auszuführende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Vertrag be-
stimmt. Als Bestandteil des Vertrags gelten auch die Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C). 

(2) Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander: 

1. die Leistungsbeschreibung, 

2. die Besonderen Vertragsbedingungen, 

3. etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen, 

4. etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen, 

5. die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, 

6. die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen. 

(3) Änderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vorbehalten. 

(4) Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der vertraglichen Leistung erfor-
derlich werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers mit auszu-
führen, außer wenn sein Betrieb auf derartige Leistungen nicht eingerichtet ist. An-
dere Leistungen können dem Auftragnehmer nur mit seiner Zustimmung übertragen 
werden. 

§ 2 Vergütung 

(1) Durch die vereinbarten Preise werden alle Leistungen abgegolten, die nach der 
Leistungsbeschreibung, den Besonderen Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen 
Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen, den 
Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen und der gewerb-
lichen Verkehrssitte zur vertraglichen Leistung gehören. 

(2) Die Vergütung wird nach den vertraglichen Einheitspreisen und den tatsächlich 
ausgeführten Leistungen berechnet, wenn keine andere Berechnungsart (z.B. 
durch Pauschalsumme, nach Stundenlohnsätzen, nach Selbstkosten) vereinbart 
ist. 

(3) 1. Weicht die ausgeführte Menge der unter einem Einheitspreis erfassten Leis-
tung oder Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im Vertrag vorgese-
henen Umfang ab, so gilt der vertragliche Einheitspreis. 

                                                 
1 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden durch den DVA ausschließlich zur Anwendung gegenüber Unternehmen, 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögens empfohlen (§ 310 BGB). 
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2. Für die über 10 v. H. hinausgehende Überschreitung des Mengenansatzes ist 
auf Verlangen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minder-
kosten zu vereinbaren. 

3. Bei einer über 10 v. H. hinausgehenden Unterschreitung des Mengenansatzes 
ist auf Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich ausgeführte Menge der 
Leistung oder Teilleistung zu erhöhen, soweit der Auftragnehmer nicht durch 
Erhöhung der Mengen bei anderen Ordnungszahlen (Positionen) oder in ande-
rer Weise einen Ausgleich erhält. Die Erhöhung des Einheitspreises soll im 
Wesentlichen dem Mehrbetrag entsprechen, der sich durch Verteilung der 
Baustelleneinrichtungs- und Baustellengemeinkosten und der Allgemeinen 
Geschäftskosten auf die verringerte Menge ergibt. Die Umsatzsteuer wird ent-
sprechend dem neuen Preis vergütet. 

4. Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teilleistung 
andere Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme vereinbart ist, so 
kann mit der Änderung des Einheitspreises auch eine angemessene Änderung 
der Pauschalsumme gefordert werden. 

(4) Werden im Vertrag ausbedungene Leistungen des Auftragnehmers vom Auftrag-
geber selbst übernommen (z.B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und Betriebsstoffen), 
so gilt, wenn nichts anderes vereinbart wird, § 8 Absatz 1 Nummer 2 entsprechend. 

(5) Werden durch Änderung des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des Auftrag-
gebers die Grundlagen des Preises für eine im Vertrag vorgesehene Leistung ge-
ändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten 
zu vereinbaren. Die Vereinbarung soll vor der Ausführung getroffen werden. 

(6) 1. Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung gefordert, so hat der Auftrag-
nehmer Anspruch auf besondere Vergütung. Er muss jedoch den Anspruch 
dem Auftraggeber ankündigen, bevor er mit der Ausführung der Leistung be-
ginnt. 

2. Die Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preisermittlung für die 
vertragliche Leistung und den besonderen Kosten der geforderten Leistung. 
Sie ist möglichst vor Beginn der Ausführung zu vereinbaren. 

(7) 1. Ist als Vergütung der Leistung eine Pauschalsumme vereinbart, so bleibt die 
Vergütung unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung von der ver-
traglich vorgesehenen Leistung so erheblich ab, dass ein Festhalten an der 
Pauschalsumme nicht zumutbar ist (§ 313 BGB), so ist auf Verlangen ein Aus-
gleich unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu gewähren. Für 
die Bemessung des Ausgleichs ist von den Grundlagen der Preisermittlung 
auszugehen.  

2. Die Regelungen der Absatz 4, 5 und 6 gelten auch bei Vereinbarung einer 
Pauschalsumme. 

3. Wenn nichts anderes vereinbart ist, gelten die Nummern 1 und 2 auch für Pau-
schalsummen, die für Teile der Leistung vereinbart sind; Absatz 3 Nummer 4 
bleibt unberührt. 
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(8) 1. Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger 
Abweichung vom Auftrag ausführt, werden nicht vergütet. Der Auftragnehmer 
hat sie auf Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen; sonst 
kann es auf seine Kosten geschehen. Er haftet außerdem für andere Schäden, 
die dem Auftraggeber hieraus entstehen. 

2. Eine Vergütung steht dem Auftragnehmer jedoch zu, wenn der Auftraggeber 
solche Leistungen nachträglich anerkennt. Eine Vergütung steht ihm auch zu, 
wenn die Leistungen für die Erfüllung des Vertrags notwendig waren, dem 
mutmaßlichen Willen des Auftraggebers entsprachen und ihm unverzüglich 
angezeigt wurden. Soweit dem Auftragnehmer eine Vergütung zusteht, gelten 
die Berechnungsgrundlagen für geänderte oder zusätzliche Leistungen der 
Nummer 5 oder 6 entsprechend. 

3. Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. 
BGB) bleiben unberührt. 

(9) 1. Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterla-
gen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen 
Vertragsbedingungen oder der gewerblichen Verkehrssitte, nicht zu beschaffen 
hat, so hat er sie zu vergüten. 

2. Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte technische Berechnungen durch 
den Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu tragen. 

(10) Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als solche vor ihrem Beginn 
ausdrücklich vereinbart worden sind (§ 15). 

§ 3 Ausführungsunterlagen 

(1) Die für die Ausführung nötigen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich 
und rechtzeitig zu übergeben. 

(2) Das Abstecken der Hauptachsen der baulichen Anlagen, ebenso der Grenzen des 
Geländes, das dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellt wird, und das Schaffen 
der notwendigen Höhenfestpunkte in unmittelbarer Nähe der baulichen Anlagen 
sind Sache des Auftraggebers. 

(3) Die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Geländeaufnahmen und Abste-
ckungen und die übrigen für die Ausführung übergebenen Unterlagen sind für den 
Auftragnehmer maßgebend. Jedoch hat er sie, soweit es zur ordnungsgemäßen 
Vertragserfüllung gehört, auf etwaige Unstimmigkeiten zu überprüfen und den Auf-
traggeber auf entdeckte oder vermutete Mängel hinzuweisen. 

(4) Vor Beginn der Arbeiten ist, soweit notwendig, der Zustand der Straßen und Ge-
ländeoberfläche, der Vorfluter und Vorflutleitungen, ferner der baulichen Anlagen 
im Baubereich in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Auftraggeber und Auf-
tragnehmer anzuerkennen ist. 

(5) Zeichnungen, Berechnungen, Nachprüfungen von Berechnungen oder andere 
Unterlagen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen 
Vertragsbedingungen, oder der gewerblichen Verkehrssitte oder auf besonderes 
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Verlangen des Auftraggebers (§ 2 Absatz 9) zu beschaffen hat, sind dem Auftrag-
geber nach Aufforderung rechtzeitig vorzulegen. 

(6) 1. Die in Absatz 5 genannten Unterlagen dürfen ohne Genehmigung ihres Urhe-
bers nicht veröffentlicht, vervielfältigt, geändert oder für einen anderen als den 
vereinbarten Zweck benutzt werden. 

2. An DV-Programmen hat der Auftraggeber das Recht zur Nutzung mit den ver-
einbarten Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den festgelegten 
Geräten. Der Auftraggeber darf zum Zwecke der Datensicherung zwei Kopien 
herstellen. Diese müssen alle Identifikationsmerkmale enthalten. Der Verbleib 
der Kopien ist auf Verlangen nachzuweisen. 

3. Der Auftragnehmer bleibt unbeschadet des Nutzungsrechts des Auftraggebers 
zur Nutzung der Unterlagen und der DV-Programme berechtigt. 

§ 4 Ausführung 

(1) 1. Der Auftraggeber hat für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung auf 
der Baustelle zu sorgen und das Zusammenwirken der verschiedenen Unter-
nehmer zu regeln. Er hat die erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigun-
gen und Erlaubnisse - z.B. nach dem Baurecht, dem Straßenverkehrsrecht, 
dem Wasserrecht, dem Gewerberecht - herbeizuführen. 

2. Der Auftraggeber hat das Recht, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung 
zu überwachen. Hierzu hat er Zutritt zu den Arbeitsplätzen, Werkstätten und 
Lagerräumen, wo die vertragliche Leistung oder Teile von ihr hergestellt oder 
die hierfür bestimmten Stoffe und Bauteile gelagert werden. Auf Verlangen 
sind ihm die Werkzeichnungen oder andere Ausführungsunterlagen sowie die 
Ergebnisse von Güteprüfungen zur Einsicht vorzulegen und die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, wenn hierdurch keine Geschäftsgeheimnisse preisgege-
ben werden. Als Geschäftsgeheimnis bezeichnete Auskünfte und Unterlagen 
hat er vertraulich zu behandeln. 

3. Der Auftraggeber ist befugt, unter Wahrung der dem Auftragnehmer zustehen-
den Leitung (Absatz 2) Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Aus-
führung der Leistung notwendig sind. Die Anordnungen sind grundsätzlich nur 
dem Auftragnehmer oder seinem für die Leitung der Ausführung bestellten 
Vertreter zu erteilen, außer wenn Gefahr im Verzug ist. Dem Auftraggeber ist 
mitzuteilen, wer jeweils als Vertreter des Auftragnehmers für die Leitung der 
Ausführung bestellt ist. 

4. Hält der Auftragnehmer die Anordnungen des Auftraggebers für unberechtigt 
oder unzweckmäßig, so hat er seine Bedenken geltend zu machen, die Anord-
nungen jedoch auf Verlangen auszuführen, wenn nicht gesetzliche oder be-
hördliche Bestimmungen entgegenstehen. Wenn dadurch eine ungerechtfertig-
te Erschwerung verursacht wird, hat der Auftraggeber die Mehrkosten zu tra-
gen. 

(2) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem 
Vertrag auszuführen. Dabei hat er die anerkannten Regeln der Technik und die 
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gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen zu beachten. Es ist seine Sa-
che, die Ausführung seiner vertraglichen Leistung zu leiten und für Ordnung 
auf seiner Arbeitsstelle zu sorgen. 

2. Er ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufsgenossen-
schaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verant-
wortlich. Es ist ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maß-
nahmen zu treffen, die sein Verhältnis zu den Arbeitnehmern regeln. 

(3) Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die vorgesehene Art der Ausführung 
(auch wegen der Sicherung gegen Unfallgefahren), gegen die Güte der vom Auf-
traggeber gelieferten Stoffe oder Bauteile oder gegen die Leistungen anderer Un-
ternehmer, so hat er sie dem Auftraggeber unverzüglich - möglichst schon vor Be-
ginn der Arbeiten - schriftlich mitzuteilen; der Auftraggeber bleibt jedoch für seine 
Angaben, Anordnungen oder Lieferungen verantwortlich. 

(4) Der Auftraggeber hat, wenn nichts anderes vereinbart ist, dem Auftragnehmer 
unentgeltlich zur Benutzung oder Mitbenutzung zu überlassen: 

1. die notwendigen Lager- und Arbeitsplätze auf der Baustelle, 

2. vorhandene Zufahrtswege und Anschlussgleise, 

3. vorhandene Anschlüsse für Wasser und Energie. Die Kosten für den Ver-
brauch und den Messer oder Zähler trägt der Auftragnehmer, mehrere Auf-
tragnehmer tragen sie anteilig. 

(5) Der Auftragnehmer hat die von ihm ausgeführten Leistungen und die ihm für die 
Ausführung übergebenen Gegenstände bis zur Abnahme vor Beschädigung und 
Diebstahl zu schützen. Auf Verlangen des Auftraggebers hat er sie vor Winterschä-
den und Grundwasser zu schützen, ferner Schnee und Eis zu beseitigen. Obliegt 
ihm die Verpflichtung nach Satz 2 nicht schon nach dem Vertrag, so regelt sich die 
Vergütung nach § 2 Absatz 6. 

(6) Stoffe oder Bauteile, die dem Vertrag oder den Proben nicht entsprechen, sind auf 
Anordnung des Auftraggebers innerhalb einer von ihm bestimmten Frist von der 
Baustelle zu entfernen. Geschieht es nicht, so können sie auf Kosten des Auftrag-
nehmers entfernt oder für seine Rechnung veräußert werden. 

(7) Leistungen, die schon während der Ausführung als mangelhaft oder vertragswidrig 
erkannt werden, hat der Auftragnehmer auf eigene Kosten durch mangelfreie zu 
ersetzen. Hat der Auftragnehmer den Mangel oder die Vertragswidrigkeit zu vertre-
ten, so hat er auch den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Kommt der 
Auftragnehmer der Pflicht zur Beseitigung des Mangels nicht nach, so kann ihm der 
Auftraggeber eine angemessene Frist zur Beseitigung des Mangels setzen und er-
klären, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kündigen werde (§ 8 
Absatz 3). 

(8) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung im eigenen Betrieb auszuführen. Mit 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf er sie an Nachunternehmer 
übertragen. Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Be-
trieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Erbringt der Auftragnehmer oh-
ne schriftliche Zustimmung des Auftraggebers Leistungen nicht im eigenen Be-
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trieb, obwohl sein Betrieb darauf eingerichtet ist, kann der Auftraggeber ihm ei-
ne angemessene Frist zur Aufnahme der Leistung im eigenen Betrieb setzen 
und erklären, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kündigen 
werde (§ 8 Absatz 3). 

2. Der Auftragnehmer hat bei der Weitervergabe von Bauleistungen an Nachun-
ternehmer die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teile B und C 
zugrunde zu legen. 

3. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die Nachunternehmer und deren 
Nachunternehmer ohne Aufforderung spätestens bis zum Leistungsbeginn des 
Nachunternehmers mit Namen, gesetzlichen Vertretern und Kontaktdaten be-
kannt zu geben. Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer für 
seine Nachunternehmer Erklärungen und Nachweise zur Eignung vorzulegen. 

(9) Werden bei Ausführung der Leistung auf einem Grundstück Gegenstände von 
Altertums-, Kunst- oder wissenschaftlichem Wert entdeckt, so hat der Auftragneh-
mer vor jedem weiteren Aufdecken oder Ändern dem Auftraggeber den Fund anzu-
zeigen und ihm die Gegenstände nach näherer Weisung abzuliefern. Die Vergü-
tung etwaiger Mehrkosten regelt sich nach § 2 Absatz 6. Die Rechte des Entde-
ckers (§ 984 BGB) hat der Auftraggeber. 

(10) Der Zustand von Teilen der Leistung ist auf Verlangen gemeinsam von Auftragge-
ber und Auftragnehmer festzustellen, wenn diese Teile der Leistung durch die wei-
tere Ausführung der Prüfung und Feststellung entzogen werden. Das Ergebnis ist 
schriftlich niederzulegen. 

§ 5 Ausführungsfristen 

(1) Die Ausführung ist nach den verbindlichen Fristen (Vertragsfristen) zu beginnen, 
angemessen zu fördern und zu vollenden. In einem Bauzeitenplan enthaltene Ein-
zelfristen gelten nur dann als Vertragsfristen, wenn dies im Vertrag ausdrücklich 
vereinbart ist. 

(2) Ist für den Beginn der Ausführung keine Frist vereinbart, so hat der Auftraggeber 
dem Auftragnehmer auf Verlangen Auskunft über den voraussichtlichen Beginn zu 
erteilen. Der Auftragnehmer hat innerhalb von 12 Werktagen nach Aufforderung zu 
beginnen. Der Beginn der Ausführung ist dem Auftraggeber anzuzeigen. 

(3) Wenn Arbeitskräfte, Geräte, Gerüste, Stoffe oder Bauteile so unzureichend sind, 
dass die Ausführungsfristen offenbar nicht eingehalten werden können, muss der 
Auftragnehmer auf Verlangen unverzüglich Abhilfe schaffen. 

(4) Verzögert der Auftragnehmer den Beginn der Ausführung, gerät er mit der Vollen-
dung in Verzug, oder kommt er der in Nummer 3 erwähnten Verpflichtung nicht 
nach, so kann der Auftraggeber bei Aufrechterhaltung des Vertrages Schadenser-
satz nach § 6 Absatz 6 verlangen oder dem Auftragnehmer eine angemessene 
Frist zur Vertragserfüllung setzen und erklären, dass er nach fruchtlosem Ablauf 
der Frist den Vertrag kündigen werde (§ 8 Absatz 3). 
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§ 6 Behinderung und Unterbrechung der Ausführung 

(1) Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung 
behindert, so hat er es dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Un-
terlässt er die Anzeige, so hat er nur dann Anspruch auf Berücksichtigung der hin-
dernden Umstände, wenn dem Auftraggeber offenkundig die Tatsache und deren 
hindernde Wirkung bekannt waren. 

(2) 1. Ausführungsfristen werden verlängert, soweit die Behinderung verursacht ist: 

a) durch einen Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers, 

b) durch Streik oder eine von der Berufsvertretung der Arbeitgeber angeord-
nete Aussperrung im Betrieb des Auftragnehmers oder in einem unmittelbar 
für ihn arbeitenden Betrieb, 

c) durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare 
Umstände. 

2. Witterungseinflüsse während der Ausführungszeit, mit denen bei Abgabe des 
Angebots normalerweise gerechnet werden musste, gelten nicht als Behinde-
rung. 

(3) Der Auftragnehmer hat alles zu tun, was ihm billigerweise zugemutet werden kann, 
um die Weiterführung der Arbeiten zu ermöglichen. Sobald die hindernden Um-
stände wegfallen, hat er ohne weiteres und unverzüglich die Arbeiten wieder aufzu-
nehmen und den Auftraggeber davon zu benachrichtigen. 

(4) Die Fristverlängerung wird berechnet nach der Dauer der Behinderung mit einem 
Zuschlag für die Wiederaufnahme der Arbeiten und die etwaige Verschiebung in ei-
ne ungünstigere Jahreszeit. 

(5) Wird die Ausführung für voraussichtlich längere Dauer unterbrochen, ohne dass die 
Leistung dauernd unmöglich wird, so sind die ausgeführten Leistungen nach den 
Vertragspreisen abzurechnen und außerdem die Kosten zu vergüten, die dem Auf-
tragnehmer bereits entstanden und in den Vertragspreisen des nicht ausgeführten 
Teils der Leistung enthalten sind. 

(6) Sind die hindernden Umstände von einem Vertragsteil zu vertreten, so hat der an-
dere Teil Anspruch auf Ersatz des nachweislich entstandenen Schadens, des ent-
gangenen Gewinns aber nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Im Übrigen 
bleibt der Anspruch des Auftragnehmers auf angemessene Entschädigung nach 
§ 642 BGB unberührt, sofern die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt oder wenn 
Offenkundigkeit nach Absatz 1 Satz 2 gegeben ist. 

(7) Dauert eine Unterbrechung länger als 3 Monate, so kann jeder Teil nach Ablauf 
dieser Zeit den Vertrag schriftlich kündigen. Die Abrechnung regelt sich nach den 
Absätzen 5 und 6; wenn der Auftragnehmer die Unterbrechung nicht zu vertreten 
hat, sind auch die Kosten der Baustellenräumung zu vergüten, soweit sie nicht in 
der Vergütung für die bereits ausgeführten Leistungen enthalten sind. 
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§ 7 Verteilung der Gefahr 

(1) Wird die ganz oder teilweise ausgeführte Leistung vor der Abnahme durch höhere 
Gewalt, Krieg, Aufruhr oder andere objektiv unabwendbare vom Auftragnehmer 
nicht zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, so hat dieser für die aus-
geführten Teile der Leistung die Ansprüche nach § 6 Absatz 5; für andere Schäden 
besteht keine gegenseitige Ersatzpflicht. 

(2) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören alle mit der baulichen 
Anlage unmittelbar verbundenen, in ihre Substanz eingegangenen Leistungen, un-
abhängig von deren Fertigstellungsgrad. 

(3) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören nicht die noch nicht 
eingebauten Stoffe und Bauteile sowie die Baustelleneinrichtung und Absteckun-
gen. Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören ebenfalls nicht 
Hilfskonstruktionen und Gerüste, auch wenn diese als Besondere Leistung oder 
selbständig vergeben sind. 

§ 8 Kündigung durch den Auftraggeber 

(1) 1. Der Auftraggeber kann bis zur Vollendung der Leistung jederzeit den Vertrag 
kündigen. 

2. Dem Auftragnehmer steht die vereinbarte Vergütung zu. Er muss sich jedoch 
anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Kosten er-
spart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines Be-
triebs erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt (§ 649 BGB). 

(2) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn der Auftragnehmer seine 
Zahlungen einstellt, von ihm oder zulässigerweise vom Auftraggeber oder ei-
nem anderen Gläubiger das Insolvenzverfahren (§§ 14 und 15 InsO) bezie-
hungsweise ein vergleichbares gesetzliches Verfahren beantragt ist, ein sol-
ches Verfahren eröffnet wird oder dessen Eröffnung mangels Masse abgelehnt 
wird. 

2. Die ausgeführten Leistungen sind nach § 6 Absatz 5 abzurechnen. Der Auf-
traggeber kann Schadensersatz wegen Nichterfüllung des Restes verlangen. 

(3) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn in den Fällen des § 4 
Absätze 7 und 8 Nummer 1 und des § 5 Absatz 4 die gesetzte Frist fruchtlos 
abgelaufen ist. Die Kündigung kann auf einen in sich abgeschlossenen Teil der 
vertraglichen Leistung beschränkt werden. 

2. Nach der Kündigung ist der Auftraggeber berechtigt, den noch nicht vollende-
ten Teil der Leistung zu Lasten des Auftragnehmers durch einen Dritten aus-
führen zu lassen, doch bleiben seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entste-
henden weiteren Schadens bestehen. Er ist auch berechtigt, auf die weitere 
Ausführung zu verzichten und Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu ver-
langen, wenn die Ausführung aus den Gründen, die zur Kündigung geführt ha-
ben, für ihn kein Interesse mehr hat. 

3. Für die Weiterführung der Arbeiten kann der Auftraggeber Geräte, Gerüste, auf 
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der Baustelle vorhandene andere Einrichtungen und angelieferte Stoffe und 
Bauteile gegen angemessene Vergütung in Anspruch nehmen. 

4. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer eine Aufstellung über die entstande-
nen Mehrkosten und über seine anderen Ansprüche spätestens binnen 12 
Werktagen nach Abrechnung mit dem Dritten zuzusenden. 

(4) Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, 

1. wenn der Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe eine Abrede getroffen hatte, 
die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt. Absatz 3 Nummer 1 
Satz 2 und Nummer 2 bis 4 gilt entsprechend. 

2. sofern dieser im Anwendungsbereich des 4. Teils des GWB geschlossen wur-
de, 

a) wenn der Auftragnehmer wegen eines zwingenden Ausschlussgrundes 
zum Zeitpunkt des Zuschlags nicht hätte beauftragt werden dürfen. Absatz 
3 Nummer 1 Satz 2 und Nummer 2 bis 4 gilt entsprechend. 

b) bei wesentlicher Änderung des Vertrages oder bei Feststellung einer 
schweren Verletzung der Verträge über die Europäische Union und die 
Arbeitsweise der Europäischen Union durch den Europäischen Gerichts-
hof. Die ausgeführten Leistungen sind nach § 6 Absatz 5 abzurechnen. 
Etwaige Schadensersatzansprüche der Parteien bleiben unberührt.  

Die Kündigung ist innerhalb von 12 Werktagen nach Bekanntwerden des Kündi-
gungsgrundes auszusprechen. 

(5) Sofern der Auftragnehmer die Leistung, ungeachtet des Anwendungsbereichs des 
4. Teils des GWB, ganz oder teilweise an Nachunternehmer weitervergeben hat, 
steht auch ihm das Kündigungsrecht gemäß Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe b zu, 
wenn der ihn als Auftragnehmer verpflichtende Vertrag (Hauptauftrag) gemäß Ab-
satz 4 Nummer 2 Buchstabe b gekündigt wurde. Entsprechendes gilt für jeden Auf-
traggeber der Nachunternehmerkette, sofern sein jeweiliger Auftraggeber den Ver-
trag gemäß Satz 1 gekündigt hat. 

(6) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. 

(7) Der Auftragnehmer kann Aufmaß und Abnahme der von ihm ausgeführten Leistun-
gen alsbald nach der Kündigung verlangen; er hat unverzüglich eine prüfbare 
Rechnung über die ausgeführten Leistungen vorzulegen. 

(8) Eine wegen Verzugs verwirkte, nach Zeit bemessene Vertragsstrafe kann nur für 
die Zeit bis zum Tag der Kündigung des Vertrags gefordert werden. 

§ 9 Kündigung durch den Auftragnehmer 

(1) Der Auftragnehmer kann den Vertrag kündigen: 

1. wenn der Auftraggeber eine ihm obliegende Handlung unterlässt und dadurch 
den Auftragnehmer außerstande setzt, die Leistung auszuführen (Annahme-
verzug nach §§ 293 ff. BGB), 

2. wenn der Auftraggeber eine fällige Zahlung nicht leistet oder sonst in Schuld-
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nerverzug gerät. 

(2) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie ist erst zulässig, wenn der Auftrag-
nehmer dem Auftraggeber ohne Erfolg eine angemessene Frist zur Vertragserfül-
lung gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag 
kündigen werde. 

(3) Die bisherigen Leistungen sind nach den Vertragspreisen abzurechnen. Außerdem 
hat der Auftragnehmer Anspruch auf angemessene Entschädigung nach § 642 
BGB; etwaige weitergehende Ansprüche des Auftragnehmers bleiben unberührt. 

§ 10 Haftung der Vertragsparteien 

(1) Die Vertragsparteien haften einander für eigenes Verschulden sowie für das Ver-
schulden ihrer gesetzlichen Vertreter und der Personen, deren sie sich zur Erfül-
lung ihrer Verbindlichkeiten bedienen (§§ 276, 278 BGB). 

(2) 1. Entsteht einem Dritten im Zusammenhang mit der Leistung ein Schaden, für 
den auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen beide Vertragsparteien 
haften, so gelten für den Ausgleich zwischen den Vertragsparteien die allge-
meinen gesetzlichen Bestimmungen, soweit im Einzelfall nichts anderes ver-
einbart ist. Soweit der Schaden des Dritten nur die Folge einer Maßnahme ist, 
die der Auftraggeber in dieser Form angeordnet hat, trägt er den Schaden al-
lein, wenn ihn der Auftragnehmer auf die mit der angeordneten Ausführung 
verbundene Gefahr nach § 4 Absatz 3 hingewiesen hat. 

2. Der Auftragnehmer trägt den Schaden allein, soweit er ihn durch Versicherung 
seiner gesetzlichen Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmä-
ßigen, nicht auf außergewöhnliche Verhältnisse abgestellten Prämien und 
Prämienzuschlägen bei einem im Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen 
Versicherer hätte decken können. 

(3) Ist der Auftragnehmer einem Dritten nach den §§ 823 ff. BGB zu Schadensersatz 
verpflichtet wegen unbefugten Betretens oder Beschädigung angrenzender Grund-
stücke, wegen Entnahme oder Auflagerung von Boden oder anderen Gegenstän-
den außerhalb der vom Auftraggeber dazu angewiesenen Flächen oder wegen der 
Folgen eigenmächtiger Versperrung von Wegen oder Wasserläufen, so trägt er im 
Verhältnis zum Auftraggeber den Schaden allein. 

(4) Für die Verletzung gewerblicher Schutzrechte haftet im Verhältnis der Vertragspar-
teien zueinander der Auftragnehmer allein, wenn er selbst das geschützte Verfah-
ren oder die Verwendung geschützter Gegenstände angeboten oder wenn der Auf-
traggeber die Verwendung vorgeschrieben und auf das Schutzrecht hingewiesen 
hat. 

(5) Ist eine Vertragspartei gegenüber der anderen nach den Absätzen 2, 3 oder 4 von 
der Ausgleichspflicht befreit, so gilt diese Befreiung auch zugunsten ihrer gesetzli-
chen Vertreter und Erfüllungsgehilfen, wenn sie nicht vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig gehandelt haben. 

(6) Soweit eine Vertragspartei von dem Dritten für einen Schaden in Anspruch ge-
nommen wird, den nach den Absätzen 2, 3 oder 4 die andere Vertragspartei zu tra-
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gen hat, kann sie verlangen, dass ihre Vertragspartei sie von der Verbindlichkeit 
gegenüber dem Dritten befreit. Sie darf den Anspruch des Dritten nicht anerkennen 
oder befriedigen, ohne der anderen Vertragspartei vorher Gelegenheit zur Äuße-
rung gegeben zu haben. 

§ 11 Vertragsstrafe 

(1) Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 BGB. 

(2) Ist die Vertragsstrafe für den Fall vereinbart, dass der Auftragnehmer nicht in der 
vorgesehenen Frist erfüllt, so wird sie fällig, wenn der Auftragnehmer in Verzug ge-
rät. 

(3) Ist die Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach 
Wochen bemessen, so wird jeder Werktag angefangener Wochen als 1/6 Woche 
gerechnet. 

(4) Hat der Auftraggeber die Leistung abgenommen, so kann er die Strafe nur verlan-
gen, wenn er dies bei der Abnahme vorbehalten hat. 

§ 12 Abnahme 

(1) Verlangt der Auftragnehmer nach der Fertigstellung — gegebenenfalls auch vor 
Ablauf der vereinbarten Ausführungsfrist — die Abnahme der Leistung, so hat sie 
der Auftraggeber binnen 12 Werktagen durchzuführen; eine andere Frist kann ver-
einbart werden. 

(2) Auf Verlangen sind in sich abgeschlossene Teile der Leistung besonders abzu-
nehmen. 

(3) Wegen wesentlicher Mängel kann die Abnahme bis zur Beseitigung verweigert 
werden. 

(4) 1. Eine förmliche Abnahme hat stattzufinden, wenn eine Vertragspartei es ver-
langt. Jede Partei kann auf ihre Kosten einen Sachverständigen zuziehen. Der 
Befund ist in gemeinsamer Verhandlung schriftlich niederzulegen. In die Nie-
derschrift sind etwaige Vorbehalte wegen bekannter Mängel und wegen Ver-
tragsstrafen aufzunehmen, ebenso etwaige Einwendungen des Auftragneh-
mers. Jede Partei erhält eine Ausfertigung. 

2. Die förmliche Abnahme kann in Abwesenheit des Auftragnehmers stattfinden, 
wenn der Termin vereinbart war oder der Auftraggeber mit genügender Frist 
dazu eingeladen hatte. Das Ergebnis der Abnahme ist dem Auftragnehmer 
alsbald mitzuteilen. 

(5) 1. Wird keine Abnahme verlangt, so gilt die Leistung als abgenommen mit Ablauf 
von 12 Werktagen nach schriftlicher Mitteilung über die Fertigstellung der Leis-
tung. 

2. Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung oder ei-
nen Teil der Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ab-
lauf von 6 Werktagen nach Beginn der Benutzung als erfolgt, wenn nichts an-
deres vereinbart ist. Die Benutzung von Teilen einer baulichen Anlage zur Wei-
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terführung der Arbeiten gilt nicht als Abnahme. 

3. Vorbehalte wegen bekannter Mängel oder wegen Vertragsstrafen hat der Auf-
traggeber spätestens zu den in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Zeitpunk-
ten geltend zu machen. 

(6) Mit der Abnahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über, soweit er sie nicht 
schon nach § 7 trägt. 

§ 13 Mängelansprüche 

(1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber seine Leistung zum Zeitpunkt der Ab-
nahme frei von Sachmängeln zu verschaffen. Die Leistung ist zur Zeit der Abnah-
me frei von Sachmängeln, wenn sie die vereinbarte Beschaffenheit hat und den 
anerkannten Regeln der Technik entspricht. Ist die Beschaffenheit nicht vereinbart, 
so ist die Leistung zur Zeit der Abnahme frei von Sachmängeln,  

1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, 

sonst  

2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die 
bei Werken der gleichen Art üblich ist und die der Auftraggeber nach der Art 
der Leistung erwarten kann. 

(2) Bei Leistungen nach Probe gelten die Eigenschaften der Probe als vereinbarte 
Beschaffenheit, soweit nicht Abweichungen nach der Verkehrssitte als bedeutungs-
los anzusehen sind. Dies gilt auch für Proben, die erst nach Vertragsabschluss als 
solche anerkannt sind. 

(3) Ist ein Mangel zurückzuführen auf die Leistungsbeschreibung oder auf Anordnun-
gen des Auftraggebers, auf die von diesem gelieferten oder vorgeschriebenen Stof-
fe oder Bauteile oder die Beschaffenheit der Vorleistung eines anderen Unterneh-
mers, haftet der Auftragnehmer, es sei denn, er hat die ihm nach § 4 Absatz 3 ob-
liegende Mitteilung gemacht. 

(4) 1. Ist für Mängelansprüche keine Verjährungsfrist im Vertrag vereinbart, so be-
trägt sie für Bauwerke 4 Jahre, für andere Werke, deren Erfolg in der Herstel-
lung, Wartung oder Veränderung einer Sache besteht und für die vom Feuer 
berührten Teile von Feuerungsanlagen 2 Jahre. Abweichend von Satz 1 be-
trägt die Verjährungsfrist für feuerberührte und abgasdämmende Teile von in-
dustriellen Feuerungsanlagen 1 Jahr. 

2. Ist für Teile von maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen, 
bei denen die Wartung Einfluss auf Sicherheit und Funktionsfähigkeit hat, 
nichts anderes vereinbart, beträgt für diese Anlagenteile die Verjährungsfrist 
für Mängelansprüche abweichend von Nummer 1 zwei Jahre, wenn der Auf-
traggeber sich dafür entschieden hat, dem Auftragnehmer die Wartung für die 
Dauer der Verjährungsfrist nicht zu übertragen; dies gilt auch, wenn für weitere 
Leistungen eine andere Verjährungsfrist vereinbart ist. 

3. Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich ab-
geschlossene Teile der Leistung beginnt sie mit der Teilabnahme (§ 12 Ab-
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satz 2). 

(5) 1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle während der Verjährungsfrist hervortre-
tenden Mängel, die auf vertragswidrige Leistung zurückzuführen sind, auf sei-
ne Kosten zu beseitigen, wenn es der Auftraggeber vor Ablauf der Frist schrift-
lich verlangt. Der Anspruch auf Beseitigung der gerügten Mängel verjährt in 2 
Jahren, gerechnet vom Zugang des schriftlichen Verlangens an, jedoch nicht 
vor Ablauf der Regelfristen nach Absatz 4 oder der an ihrer Stelle vereinbarten 
Frist. Nach Abnahme der Mängelbeseitigungsleistung beginnt für diese Leis-
tung eine Verjährungsfrist von 2 Jahren neu, die jedoch nicht vor Ablauf der 
Regelfristen nach Absatz 4 oder der an ihrer Stelle vereinbarten Frist endet. 

2. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mängelbeseitigung in einer 
vom Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so kann der Auf-
traggeber die Mängel auf Kosten des Auftragnehmers beseitigen lassen. 

(6) Ist die Beseitigung des Mangels für den Auftraggeber unzumutbar oder ist sie un-
möglich oder würde sie einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern und 
wird sie deshalb vom Auftragnehmer verweigert, so kann der Auftraggeber durch 
Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer die Vergütung mindern (§ 638 BGB). 

(7) 1. Der Auftragnehmer haftet bei schuldhaft verursachten Mängeln für Schäden 
aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

2. Bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Mängeln haftet er für alle 
Schäden. 

3. Im Übrigen ist dem Auftraggeber der Schaden an der baulichen Anlage zu er-
setzen, zu deren Herstellung, Instandhaltung oder Änderung die Leistung 
dient, wenn ein wesentlicher Mangel vorliegt, der die Gebrauchsfähigkeit er-
heblich beeinträchtigt und auf ein Verschulden des Auftragnehmers zurückzu-
führen ist. Einen darüber hinausgehenden Schaden hat der Auftragnehmer nur 
dann zu ersetzen, 

a) wenn der Mangel auf einem Verstoß gegen die anerkannten Regeln der 
Technik beruht, 

b) wenn der Mangel in dem Fehlen einer vertraglich vereinbarten Beschaf-
fenheit besteht oder 

c) soweit der Auftragnehmer den Schaden durch Versicherung seiner gesetz-
lichen Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht 
auf außergewöhnliche Verhältnisse abgestellten Prämien und Prämienzu-
schlägen bei einem im Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versi-
cherer hätte decken können.  

4. Abweichend von Absatz 4 gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen, soweit 
sich der Auftragnehmer nach Nummer 3 durch Versicherung geschützt hat o-
der hätte schützen können oder soweit ein besonderer Versicherungsschutz 
vereinbart ist. 

5. Eine Einschränkung oder Erweiterung der Haftung kann in begründeten Son-
derfällen vereinbart werden. 
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§ 14 Abrechnung 

(1) Der Auftragnehmer hat seine Leistungen prüfbar abzurechnen. Er hat die Rech-
nungen übersichtlich aufzustellen und dabei die Reihenfolge der Posten einzuhal-
ten und die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu verwen-
den. Die zum Nachweis von Art und Umfang der Leistung erforderlichen Mengen-
berechnungen, Zeichnungen und andere Belege sind beizufügen. Änderungen und 
Ergänzungen des Vertrags sind in der Rechnung besonders kenntlich zu machen; 
sie sind auf Verlangen getrennt abzurechnen. 

(2) Die für die Abrechnung notwendigen Feststellungen sind dem Fortgang der Leis-
tung entsprechend möglichst gemeinsam vorzunehmen. Die Abrechnungsbestim-
mungen in den Technischen Vertragsbedingungen und den anderen Vertragsunter-
lagen sind zu beachten. Für Leistungen, die bei Weiterführung der Arbeiten nur 
schwer feststellbar sind, hat der Auftragnehmer rechtzeitig gemeinsame Feststel-
lungen zu beantragen. 

(3) Die Schlussrechnung muss bei Leistungen mit einer vertraglichen Ausführungsfrist 
von höchstens 3 Monaten spätestens 12 Werktage nach Fertigstellung eingereicht 
werden, wenn nichts anderes vereinbart ist; diese Frist wird um je 6 Werktage für je 
weitere 3 Monate Ausführungsfrist verlängert. 

(4) Reicht der Auftragnehmer eine prüfbare Rechnung nicht ein, obwohl ihm der Auf-
traggeber dafür eine angemessene Frist gesetzt hat, so kann sie der Auftraggeber 
selbst auf Kosten des Auftragnehmers aufstellen. 

§ 15 Stundenlohnarbeiten 

(1) 1. Stundenlohnarbeiten werden nach den vertraglichen Vereinbarungen abge-
rechnet. 

2. Soweit für die Vergütung keine Vereinbarungen getroffen worden sind, gilt die 
ortsübliche Vergütung. Ist diese nicht zu ermitteln, so werden die Aufwendun-
gen des Auftragnehmers für Lohn- und Gehaltskosten der Baustelle, Lohn- und 
Gehaltsnebenkosten der Baustelle, Stoffkosten der Baustelle, Kosten der Ein-
richtungen, Geräte, Maschinen und maschinellen Anlagen der Baustelle, 
Fracht-, Fuhr- und Ladekosten, Sozialkassenbeiträge und Sonderkosten, die 
bei wirtschaftlicher Betriebsführung entstehen, mit angemessenen Zuschlägen 
für Gemeinkosten und Gewinn (einschließlich allgemeinem Unternehmerwag-
nis) zuzüglich Umsatzsteuer vergütet. 

(2) Verlangt der Auftraggeber, dass die Stundenlohnarbeiten durch einen Polier oder 
eine andere Aufsichtsperson beaufsichtigt werden, oder ist die Aufsicht nach den 
einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften notwendig, so gilt Absatz 1 entspre-
chend. 

(3) Dem Auftraggeber ist die Ausführung von Stundenlohnarbeiten vor Beginn anzu-
zeigen. Über die geleisteten Arbeitsstunden und den dabei erforderlichen, beson-
ders zu vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen, für Vorhaltung von 
Einrichtungen, Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frachten, Fuhr- 
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und Ladeleistungen sowie etwaige Sonderkosten sind, wenn nichts anderes ver-
einbart ist, je nach der Verkehrssitte werktäglich oder wöchentlich Listen (Stunden-
lohnzettel) einzureichen. Der Auftraggeber hat die von ihm bescheinigten Stunden-
lohnzettel unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 6 Werktagen nach Zu-
gang, zurückzugeben. Dabei kann er Einwendungen auf den Stundenlohnzetteln 
oder gesondert schriftlich erheben. Nicht fristgemäß zurückgegebene Stundenlohn-
zettel gelten als anerkannt. 

(4) Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Stundenlohnarbeiten, 
längstens jedoch in Abständen von 4 Wochen, einzureichen. Für die Zahlung gilt 
§ 16. 

(5) Wenn Stundenlohnarbeiten zwar vereinbart waren, über den Umfang der Stunden-
lohnleistungen aber mangels rechtzeitiger Vorlage der Stundenlohnzettel Zweifel 
bestehen, so kann der Auftraggeber verlangen, dass für die nachweisbar ausge-
führten Leistungen eine Vergütung vereinbart wird, die nach Maßgabe von Absatz 
1 Nummer 2 für einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand an Arbeitszeit und Ver-
brauch von Stoffen, für Vorhaltung von Einrichtungen, Geräten, Maschinen und 
maschinellen Anlagen, für Frachten, Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Son-
derkosten ermittelt wird. 

§ 16 Zahlung 

(1) 1. Abschlagszahlungen sind auf Antrag in möglichst kurzen Zeitabständen oder 
zu den vereinbarten Zeitpunkten zu gewähren, und zwar in Höhe des Wertes 
der jeweils nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen einschließlich des 
ausgewiesenen, darauf entfallenden Umsatzsteuerbetrages. Die Leistungen 
sind durch eine prüfbare Aufstellung nachzuweisen, die eine rasche und siche-
re Beurteilung der Leistungen ermöglichen muss. Als Leistungen gelten hierbei 
auch die für die geforderte Leistung eigens angefertigten und bereitgestellten 
Bauteile sowie die auf der Baustelle angelieferten Stoffe und Bauteile, wenn 
dem Auftraggeber nach seiner Wahl das Eigentum an ihnen übertragen ist o-
der entsprechende Sicherheit gegeben wird. 

2. Gegenforderungen können einbehalten werden. Andere Einbehalte sind nur in 
den im Vertrag und in den gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen Fällen 
zulässig. 

3. Ansprüche auf Abschlagszahlungen werden binnen 21 Tagen nach Zugang 
der Aufstellung fällig. 

4. Die Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die Haftung des Auftragneh-
mers; sie gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung. 

(2)  1. Vorauszahlungen können auch nach Vertragsabschluss vereinbart werden; 
hierfür ist auf Verlangen des Auftraggebers ausreichende Sicherheit zu leisten. 
Diese Vorauszahlungen sind, sofern nichts anderes vereinbart wird, mit 3 v. H. 
über dem Basiszinssatz des § 247 BGB zu verzinsen. 
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2. Vorauszahlungen sind auf die nächstfälligen Zahlungen anzurechnen, soweit 
damit Leistungen abzugelten sind, für welche die Vorauszahlungen gewährt 
worden sind. 

(3)  1. Der Anspruch auf Schlusszahlung wird alsbald nach Prüfung und Feststellung 
fällig, spätestens innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Schlussrechnung. 
Die Frist verlängert sich auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund der beson-
deren Natur oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt ist und 
ausdrücklich vereinbart wurde. Werden Einwendungen gegen die Prüfbarkeit 
unter Angabe der Gründe nicht bis zum Ablauf der jeweiligen Frist erhoben, 
kann der Auftraggeber sich nicht mehr auf die fehlende Prüfbarkeit berufen. 
Die Prüfung der Schlussrechnung ist nach Möglichkeit zu beschleunigen. Ver-
zögert sie sich, so ist das unbestrittene Guthaben als Abschlagszahlung sofort 
zu zahlen. 

2. Die vorbehaltlose Annahme der Schlusszahlung schließt Nachforderungen 
aus, wenn der Auftragnehmer über die Schlusszahlung schriftlich unterrichtet 
und auf die Ausschlusswirkung hingewiesen wurde. 

3. Einer Schlusszahlung steht es gleich, wenn der Auftraggeber unter Hinweis auf 
geleistete Zahlungen weitere Zahlungen endgültig und schriftlich ablehnt. 

4. Auch früher gestellte, aber unerledigte Forderungen werden ausgeschlossen, 
wenn sie nicht nochmals vorbehalten werden. 

5. Ein Vorbehalt ist innerhalb von 28 Tagen nach Zugang der Mitteilung nach den 
Nummern 2 und 3 über die Schlusszahlung zu erklären. Er wird hinfällig, wenn 
nicht innerhalb von weiteren 28 Tagen – beginnend am Tag nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten 28 Tage – eine prüfbare Rechnung über die vorbehaltenen 
Forderungen eingereicht oder, wenn das nicht möglich ist, der Vorbehalt ein-
gehend begründet wird. 

6. Die Ausschlussfristen gelten nicht für ein Verlangen nach Richtigstellung der 
Schlussrechnung und -zahlung wegen Aufmaß-, Rechen- und Übertragungs-
fehlern. 

(4)  In sich abgeschlossene Teile der Leistung können nach Teilabnahme ohne Rück-
sicht auf die Vollendung der übrigen Leistungen endgültig festgestellt und bezahlt 
werden. 

(5)  1. Alle Zahlungen sind aufs Äußerste zu beschleunigen. 

2. Nicht vereinbarte Skontoabzüge sind unzulässig. 

3. Zahlt der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so kann ihm der Auftragnehmer eine 
angemessene Nachfrist setzen. Zahlt er auch innerhalb der Nachfrist nicht, so 
hat der Auftragnehmer vom Ende der Nachfrist an Anspruch auf Zinsen in Hö-
he der in § 288 Absatz 2 BGB angegebenen Zinssätze, wenn er nicht einen 
höheren Verzugsschaden nachweist. Der Auftraggeber kommt jedoch, ohne 
dass es einer Nachfristsetzung bedarf, spätestens 30 Tage nach Zugang der 
Rechnung oder der Aufstellung bei Abschlagszahlungen in Zahlungsverzug, 
wenn der Auftragnehmer seine vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen 
erfüllt und den fälligen Entgeltbetrag nicht rechtzeitig erhalten hat, es sei denn, 
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der Auftraggeber ist für den Zahlungsverzug nicht verantwortlich. Die Frist ver-
längert sich auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund der besonderen Natur 
oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt ist und ausdrücklich 
vereinbart wurde. 

4. Der Auftragnehmer darf die Arbeiten bei Zahlungsverzug bis zur Zahlung ein-
stellen, sofern eine dem Auftraggeber zuvor gesetzte angemessene Frist er-
folglos verstrichen ist. 

(6)  Der Auftraggeber ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus den Ab-
sätzen 1 bis 5 Zahlungen an Gläubiger des Auftragnehmers zu leisten, soweit sie 
an der Ausführung der vertraglichen Leistung des Auftragnehmers aufgrund eines 
mit diesem abgeschlossenen Dienst- oder Werkvertrags beteiligt sind, wegen Zah-
lungsverzugs des Auftragnehmers die Fortsetzung ihrer Leistung zu Recht verwei-
gern und die Direktzahlung die Fortsetzung der Leistung sicherstellen soll. Der Auf-
tragnehmer ist verpflichtet, sich auf Verlangen des Auftraggebers innerhalb einer 
von diesem gesetzten Frist darüber zu erklären, ob und inwieweit er die Forderun-
gen seiner Gläubiger anerkennt; wird diese Erklärung nicht rechtzeitig abgegeben, 
so gelten die Voraussetzungen für die Direktzahlung als anerkannt. 

§ 17 Sicherheitsleistung 

(1) 1. Wenn Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232 bis 240 BGB, soweit 
sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

2. Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und 
die Mängelansprüche sicherzustellen. 

(2) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Einbehalt 
oder Hinterlegung von Geld oder durch Bürgschaft eines Kreditinstituts oder Kredit-
versicherers geleistet werden, sofern das Kreditinstitut oder der Kreditversicherer 

1. in der Europäischen Gemeinschaft oder 

2. in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder 

3. in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Übereinkommens über das öf-
fentliche Beschaffungswesen 

zugelassen ist. 

(3) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er 
kann eine Sicherheit durch eine andere ersetzen. 

(4) Bei Sicherheitsleistung durch Bürgschaft ist Voraussetzung, dass der Auftraggeber 
den Bürgen als tauglich anerkannt hat. Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich unter 
Verzicht auf die Einrede der Vorausklage abzugeben (§ 771 BGB); sie darf nicht 
auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach Vorschrift des Auftraggebers ausge-
stellt sein. Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den 
Bürgen zur Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet. 

(5) Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer 
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den Betrag bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzah-
len, über das beide nur gemeinsam verfügen können („Und-Konto”). Etwaige Zin-
sen stehen dem Auftragnehmer zu. 

(6) 1. Soll der Auftraggeber vereinbarungsgemäß die Sicherheit in Teilbeträgen von 
seinen Zahlungen einbehalten, so darf er jeweils die Zahlung um höchstens 10 
v. H. kürzen, bis die vereinbarte Sicherheitssumme erreicht ist. Sofern Rech-
nungen ohne Umsatzsteuer gemäß § 13 b UStG gestellt werden, bleibt die 
Umsatzsteuer bei der Berechnung des Sicherheitseinbehalts unberücksichtigt. 
Den jeweils einbehaltenen Betrag hat er dem Auftragnehmer mitzuteilen und 
binnen 18 Werktagen nach dieser Mitteilung auf ein Sperrkonto bei dem ver-
einbarten Geldinstitut einzuzahlen. Gleichzeitig muss er veranlassen, dass die-
ses Geldinstitut den Auftragnehmer von der Einzahlung des Sicherheitsbetrags 
benachrichtigt. Absatz 5 gilt entsprechend. 

2. Bei kleineren oder kurzfristigen Aufträgen ist es zulässig, dass der Auftragge-
ber den einbehaltenen Sicherheitsbetrag erst bei der Schlusszahlung auf ein 
Sperrkonto einzahlt. 

3. Zahlt der Auftraggeber den einbehaltenen Betrag nicht rechtzeitig ein, so kann 
ihm der Auftragnehmer hierfür eine angemessene Nachfrist setzen. Lässt der 
Auftraggeber auch diese verstreichen, so kann der Auftragnehmer die sofortige 
Auszahlung des einbehaltenen Betrags verlangen und braucht dann keine Si-
cherheit mehr zu leisten. 

4. Öffentliche Auftraggeber sind berechtigt, den als Sicherheit einbehaltenen Be-
trag auf eigenes Verwahrgeldkonto zu nehmen; der Betrag wird nicht verzinst. 

(7) Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsab-
schluss zu leisten, wenn nichts anderes vereinbart ist. Soweit er diese Verpflich-
tung nicht erfüllt hat, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Guthaben des Auftrag-
nehmers einen Betrag in Höhe der vereinbarten Sicherheit einzubehalten. Im Übri-
gen gelten die Absätze 5 und 6 außer Nummer 1 Satz 1 entsprechend. 

(8) 1. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für die Vertragserfüllung 
zum vereinbarten Zeitpunkt, spätestens nach Abnahme und Stellung der Si-
cherheit für Mängelansprüche zurückzugeben, es sei denn, dass Ansprüche 
des Auftraggebers, die nicht von der gestellten Sicherheit für Mängelansprüche 
umfasst sind, noch nicht erfüllt sind. Dann darf er für diese Vertragserfüllungs-
ansprüche einen entsprechenden Teil der Sicherheit zurückhalten. 

2. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für Mängelansprüche 
nach Ablauf von 2 Jahren zurückzugeben, sofern kein anderer Rückgabezeit-
punkt vereinbart worden ist. Soweit jedoch zu diesem Zeitpunkt seine geltend 
gemachten Ansprüche noch nicht erfüllt sind, darf er einen entsprechenden 
Teil der Sicherheit zurückhalten. 

§ 18 Streitigkeiten 

(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandvereinbarung nach § 38 Zivil-
prozessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für Streitigkeiten aus dem Ver-
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trag nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen 
Stelle, wenn nichts anderes vereinbart ist. Sie ist dem Auftragnehmer auf Verlan-
gen mitzuteilen. 

(2) 1. Entstehen bei Verträgen mit Behörden Meinungsverschiedenheiten, so soll der 
Auftragnehmer zunächst die der auftraggebenden Stelle unmittelbar vorgesetz-
te Stelle anrufen. Diese soll dem Auftragnehmer Gelegenheit zur mündlichen 
Aussprache geben und ihn möglichst innerhalb von 2 Monaten nach der Anru-
fung schriftlich bescheiden und dabei auf die Rechtsfolgen des Satzes 3 hin-
weisen. Die Entscheidung gilt als anerkannt, wenn der Auftragnehmer nicht in-
nerhalb von 3 Monaten nach Eingang des Bescheides schriftlich Einspruch 
beim Auftraggeber erhebt und dieser ihn auf die Ausschlussfrist hingewiesen 
hat. 

2. Mit dem Eingang des schriftlichen Antrages auf Durchführung eines Verfahrens 
nach Nummer 1 wird die Verjährung des in diesem Antrag geltend gemachten 
Anspruchs gehemmt. Wollen Auftraggeber oder Auftragnehmer das Verfahren 
nicht weiter betreiben, teilen sie dies dem jeweils anderen Teil schriftlich mit. 
Die Hemmung endet 3 Monate nach Zugang des schriftlichen Bescheides oder 
der Mitteilung nach Satz 2. 

(3) Daneben kann ein Verfahren zur Streitbeilegung vereinbart werden. Die Vereinba-
rung sollte mit Vertragsabschluss erfolgen. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Eigenschaft von Stoffen und Bauteilen, für 
die allgemein gültige Prüfungsverfahren bestehen, und über die Zulässigkeit oder 
Zuverlässigkeit der bei der Prüfung verwendeten Maschinen oder angewendeten 
Prüfungsverfahren kann jede Vertragspartei nach vorheriger Benachrichtigung der 
anderen Vertragspartei die materialtechnische Untersuchung durch eine staatliche 
oder staatlich anerkannte Materialprüfungsstelle vornehmen lassen; deren Feststel-
lungen sind verbindlich. Die Kosten trägt der unterliegende Teil. 

(5) Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Arbeiten einzustellen. 
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Verordnung über die Pflichten der Makler, Darlehensvermittler, 
Bauträger und Baubetreuer 

(Makler- und Bauträgerverordnung - MaBV) 

§ 1 Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Gewerbetreibende, die Tätigkeiten nach § 34c Absatz 1 der 
Gewerbeordnung ausüben, unabhängig vom Bestehen einer Erlaubnispflicht. Die Ver-
ordnung gilt nicht, soweit § 34c Absatz 5 der Gewerbeordnung Anwendung findet. Ge-
werbetreibende, die 

1. als Versicherungs- oder Bausparkassenvertreter im Rahmen ihrer Tätigkeit für 
ein der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht unterlie-
gendes Versicherungs- oder Bausparunternehmen den Abschluß von Verträ-
gen über Darlehen vermitteln oder die Gelegenheit zum Abschluß solcher Ver-
träge nachweisen oder 

2. den Abschluß von Verträgen über die Nutzung der von ihnen für Rechnung 
Dritter verwalteten Grundstücke, grundstücksgleichen Rechte, gewerblichen 
Räume oder Wohnräume vermitteln oder die Gelegenheit zum Abschluß sol-
cher Verträge nachweisen, 

unterliegen hinsichtlich dieser Tätigkeit nicht den Vorschriften dieser Verordnung. 

§ 2 Sicherheitsleistung, Versicherung 

(1) Bevor der Gewerbetreibende zur Ausführung des Auftrages Vermögenswerte des 
Auftraggebers erhält oder zu deren Verwendung ermächtigt wird, hat er dem Auf-
traggeber in Höhe dieser Vermögenswerte Sicherheit zu leisten oder eine zu die-
sem Zweck geeignete Versicherung abzuschließen; dies gilt nicht in den Fällen des 
§ 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a der Gewerbeordnung, sofern dem 
Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück übertragen oder ein Erbbaurecht be-
stellt oder übertragen werden soll. Zu sichern sind Schadensersatzansprüche des 
Auftraggebers wegen etwaiger von dem Gewerbetreibenden und den Personen, 
die er zur Verwendung der Vermögenswerte ermächtigt hat, vorsätzlich begange-
ner unerlaubter Handlungen, die sich gegen die in Satz 1 bezeichneten Vermö-
genswerte richten. 

(2) Die Sicherheit kann nur durch die Stellung eines Bürgen geleistet werden. Als Bür-
ge können nur Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Sitz im Geltungsbereich 
dieser Verordnung, Kreditinstitute, die im Inland zum Geschäftsbetrieb befugt sind, 
sowie Versicherungsunternehmen bestellt werden, die zum Betrieb der Bürg-
schaftsversicherung im Inland befugt sind. Die Bürgschaftserklärung muß den Ver-
zicht auf die Einrede der Vorausklage enthalten. Die Bürgschaft darf nicht vor dem 
Zeitpunkt ablaufen, der sich aus Absatz 5 ergibt. 

(3) Versicherungen sind nur dann im Sinne des Absatzes 1 geeignet, wenn 
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1. das Versicherungsunternehmen zum Betrieb der Vertrauensschadensversiche-
rung im Inland befugt ist und 

2. die allgemeinen Versicherungsbedingungen dem Zweck dieser Verordnung ge-
recht werden, insbesondere den Auftraggeber aus dem Versicherungsvertrag 
auch in den Fällen des Insolvenzverfahrens des Gewerbetreibenden unmittel-
bar berechtigen. 

(4) Sicherheiten und Versicherungen können nebeneinander geleistet und abge-
schlossen werden. Sie können für jeden einzelnen Auftrag oder für mehrere ge-
meinsam geleistet oder abgeschlossen werden. Der Gewerbetreibende hat dem 
Auftraggeber die zur unmittelbaren Inanspruchnahme von Sicherheiten und Versi-
cherungen erforderlichen Urkunden auszuhändigen, bevor er Vermögenswerte des 
Auftraggebers erhält oder zu deren Verwendung ermächtigt wird. 

(5) Die Sicherheiten und Versicherungen sind aufrechtzuerhalten 

1. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 der Gewerbeord-
nung, bis der Gewerbetreibende die Vermögenswerte an den in dem Auftrag 
bestimmten Empfänger übermittelt hat, 

2. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a der Gewerbe-
ordnung, sofern ein Nutzungsverhältnis begründet werden soll, bis zur Einräu-
mung des Besitzes und Begründung des Nutzungsverhältnisses, 

3. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b der Gewerbe-
ordnung bis zur Rechnungslegung; sofern die Rechnungslegungspflicht gemäß 
§ 8 Abs. 2 entfällt, endet die Sicherungspflicht mit der vollständigen Fertigstel-
lung des Bauvorhabens. 

Erhält der Gewerbetreibende Vermögenswerte des Auftraggebers in Teilbeträgen, 
oder wird er ermächtigt, hierüber in Teilbeträgen zu verfügen, endet die Verpflich-
tung aus Absatz 1 Satz 1, erster Halbsatz, in bezug auf die Teilbeträge, sobald er 
dem Auftraggeber die ordnungsgemäße Verwendung dieser Vermögenswerte 
nachgewiesen hat; die Sicherheiten und Versicherungen für den letzten Teilbetrag 
sind bis zu dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt aufrechtzuerhalten. 

(6) Soweit nach den Absätzen 2 und 3 eine Bürgschaft oder Versicherung verlangt 
wird, ist von Gewerbetreibenden aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum als Nachweis eine Bescheinigung über den Abschluss ei-
ner Bürgschaft oder Versicherung als hinreichend anzuerkennen, die von einem 
Kreditinstitut oder einem Versicherungsunternehmen in einem anderen Mitglied-
staat oder Vertragsstaat ausgestellt wurde, sofern die in diesem Staat abgeschlos-
sene Versicherung im Wesentlichen vergleichbar ist zu der, die von in Deutschland 
niedergelassenen Gewerbetreibenden verlangt wird, und zwar hinsichtlich der 
Zweckbestimmung, der vorgesehenen Deckung bezüglich des versicherten Risikos, 
der Versicherungssumme und möglicher Ausnahmen von der Deckung. Bei nur 
teilweiser Gleichwertigkeit kann eine zusätzliche Sicherheit verlangt werden, die die 
nicht gedeckten Risiken absichert. 
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§ 3 Besondere Sicherungspflichten für Bauträger 

(1) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe a der Gewerbeordnung, sofern dem Auftraggeber Eigentum an einem 
Grundstück übertragen oder ein Erbbaurecht bestellt oder übertragen werden soll, 
Vermögenswerte des Auftraggebers zur Ausführung des Auftrages erst entgegen-
nehmen oder sich zu deren Verwendung ermächtigen lassen, wenn 

1. der Vertrag zwischen dem Gewerbetreibenden und dem Auftraggeber rechts-
wirksam ist und die für seinen Vollzug erforderlichen Genehmigungen vorlie-
gen, diese Voraussetzungen durch eine schriftliche Mitteilung des Notars be-
stätigt und dem Gewerbetreibenden keine vertraglichen Rücktrittsrechte einge-
räumt sind, 

2. zur Sicherung des Anspruchs des Auftraggebers auf Eigentumsübertragung 
oder Bestellung oder Übertragung eines Erbbaurechts an dem Vertragsobjekt 
eine Vormerkung an der vereinbarten Rangstelle im Grundbuch eingetragen 
ist; bezieht sich der Anspruch auf Wohnungs- oder Teileigentum oder ein 
Wohnungs- oder Teilerbbaurecht, so muß außerdem die Begründung dieses 
Rechts im Grundbuch vollzogen sein, 

3. die Freistellung des Vertragsobjekts von allen Grundpfandrechten, die der 
Vormerkung im Rang vorgehen oder gleichstehen und nicht übernommen wer-
den sollen, gesichert ist, und zwar auch für den Fall, daß das Bauvorhaben 
nicht vollendet wird, 

4. die Baugenehmigung erteilt worden ist oder, wenn eine Baugenehmigung nicht 
oder nicht zwingend vorgesehen ist, 

a) von der zuständigen Behörde bestätigt worden ist, daß 

aa) die Baugenehmigung als erteilt gilt oder 

bb) nach den baurechtlichen Vorschriften mit dem Vorhaben begonnen 
werden darf, oder, 

b) wenn eine derartige Bestätigung nicht vorgesehen ist, von dem Gewerbe-
treibenden bestätigt worden ist, daß 

aa) die Baugenehmigung als erteilt gilt oder 

bb) nach den baurechtlichen Vorschriften mit dem Bauvorhaben begon-
nen werden darf, 

und nach Eingang dieser Bestätigung beim Auftraggeber mindestens ein 
Monat vergangen ist. 

Die Freistellung nach Satz 1 Nr. 3 ist gesichert, wenn gewährleistet ist, daß die 
nicht zu übernehmenden Grundpfandrechte im Grundbuch gelöscht werden, und 
zwar, wenn das Bauvorhaben vollendet wird, unverzüglich nach Zahlung der ge-
schuldeten Vertragssumme, andernfalls unverzüglich nach Zahlung des dem er-
reichten Bautenstand entsprechenden Teils der geschuldeten Vertragssumme 
durch den Auftraggeber. Für den Fall, daß das Bauvorhaben nicht vollendet wird, 
kann sich der Kreditgeber vorbehalten, an Stelle der Freistellung alle vom Auftrag-
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geber vertragsgemäß im Rahmen des Absatzes 2 bereits geleisteten Zahlungen bis 
zum anteiligen Wert des Vertragsobjekts zurückzuzahlen. Die zur Sicherung der 
Freistellung erforderlichen Erklärungen einschließlich etwaiger Erklärungen nach 
Satz 3 müssen dem Auftraggeber ausgehändigt worden sein. Liegen sie bei Ab-
schluß des notariellen Vertrages bereits vor, muß auf sie in dem Vertrag Bezug ge-
nommen sein; andernfalls muß der Vertrag einen ausdrücklichen Hinweis auf die 
Verpflichtung des Gewerbetreibenden zur Aushändigung der Erklärungen und de-
ren notwendigen Inhalt enthalten. 

(2) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des Absatzes 1 die Vermögenswerte 
ferner in bis zu sieben Teilbeträgen entsprechend dem Bauablauf entgegennehmen 
oder sich zu deren Verwendung ermächtigen lassen. Die Teilbeträge können aus 
den nachfolgenden Vomhundertsätzen zusammengesetzt werden: 

1. 30 vom Hundert der Vertragssumme in den Fällen, in denen Eigentum an ei-
nem Grundstück übertragen werden soll, oder 20 vom Hundert der Vertrags-
summe in den Fällen, in denen ein Erbbaurecht bestellt oder übertragen wer-
den soll, nach Beginn der Erdarbeiten, 

2. vom der restlichen Vertragssumme 

– 40 vom Hundert nach Rohbaufertigstellung, einschließlich Zimmererarbei-
ten, 

– 8 vom Hundert für die Herstellung der Dachflächen und Dachrinnen, 
– 3 vom Hundert für die Rohinstallation der Heizungsanlagen, 
– 3 vom Hundert für die Rohinstallation der Sanitäranlagen, 
– 3 vom Hundert für die Rohinstallation der Elektroanlagen, 
– 10 vom Hundert für den Fenstereinbau, einschließlich der Verglasung, 
– 6 vom Hundert für den Innenputz, ausgenommen Beiputzarbeiten 
– 3 vom Hundert für den Estrich, 
– 4 vom Hundert für die Fliesenarbeiten im Sanitärbereich, 
– 12 vom Hundert nach Bezugsfertigkeit und Zug um Zug gegen Besitz-

übergabe, 
– 3 vom Hundert für die Fassadenarbeiten, 
– 5 vom Hundert nach vollständiger Fertigstellung. 

Sofern einzelne der in Satz 2 Nr. 2 genannten Leistungen nicht anfallen, wird der 
jeweilige Vomhundertsatz anteilig auf die übrigen Raten verteilt. Betrifft das Bau-
vorhaben einen Altbau, so gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe entspre-
chend, daß der hiernach zu errechnende Teilbetrag für schon erbrachte Leistungen 
mit Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 entgegengenommen werden 
kann. 

(3) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe a der Gewerbeordnung, sofern ein Nutzungsverhältnis begründet wer-
den soll, Vermögenswerte des Auftraggebers zur Ausführung des Auftrages in Hö-
he von 20 vom Hundert der Vertragssumme nach Vertragsabschluß entgegenneh-
men oder sich zu deren Verwendung ermächtigen lassen; im übrigen gelten Absatz 
1 Satz 1 Nr. 1 und 4 und Absatz 2 entsprechend. 
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§ 4 Verwendung von Vermögenswerten des Auftraggebers 

(1) Der Gewerbetreibende darf Vermögenswerte des Auftraggebers, die er erhalten hat 
oder zu deren Verwendung er ermächtigt worden ist, nur verwenden 

1. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 der Gewerbeordnung 
zur Erfüllung des Vertrages, der durch die Vermittlung oder die Nachweistätig-
keit des Gewerbetreibenden zustande gekommen ist, 

2. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Gewerbeordnung zur 
Vorbereitung und Durchführung des Bauvorhabens, auf das sich der Auftrag 
bezieht; als Bauvorhaben gilt das einzelne Gebäude, bei Einfamilienreihen-
häusern die einzelne Reihe. 

(2) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe b der Gewerbeordnung, in denen er das Bauvorhaben für mehrere Auf-
traggeber vorbereitet und durchführt, die Vermögenswerte der Auftraggeber nur im 
Verhältnis der Kosten der einzelnen Einheiten zu den Gesamtkosten des Bauvor-
habens verwenden. 

§ 5 Hilfspersonal 

Ermächtigt der Gewerbetreibende andere Personen, Vermögenswerte des Auftragge-
bers zur Ausführung des Auftrages entgegenzunehmen oder zu verwenden, so hat er 
sicherzustellen, daß dies nur nach Maßgabe der §§ 3 und 4 geschieht. 

§ 6 Getrennte Vermögensverwaltung 

(1) Erhält der Gewerbetreibende zur Ausführung des Auftrages Vermögenswerte des 
Auftraggebers, so hat er sie von seinem Vermögen und dem seiner sonstigen Auf-
traggeber getrennt zu verwalten. Dies gilt nicht für vertragsgemäß im Rahmen des 
§ 3 Abs. 2 oder 3 geleistete Zahlungen. 

(2) Der Gewerbetreibende hat Gelder, die er vom Auftraggeber erhält, unverzüglich für 
Rechnung des Auftraggebers auf ein Sonderkonto bei einem Kreditinstitut im Sinne 
des § 2 Abs. 2 Satz 2 einzuzahlen und auf diesem Konto bis zur Verwendung im 
Sinne des § 4 zu belassen. Er hat dem Kreditinstitut offenzulegen, daß die Gelder 
für fremde Rechnung eingelegt werden und hierbei den Namen, Vornamen und die 
Anschrift des Auftraggebers anzugeben. Er hat das Kreditinstitut zu verpflichten, 
den Auftraggeber unverzüglich zu benachrichtigen, wenn die Einlage von dritter 
Seite gepfändet oder das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Gewerbe-
treibenden eröffnet wird, und dem Auftraggeber jederzeit Auskunft über den Stand 
des Kontos zu erteilen. Er hat das Kreditinstitut ferner zu verpflichten, bei diesem 
Konto weder das Recht der Aufrechnung noch ein Pfand- oder Zurückbehaltungs-
recht geltend zu machen, es sei denn wegen Forderungen, die in bezug auf das 
Konto selbst entstanden sind. 

(3) Wertpapiere im Sinne des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwahrung und An-
schaffung von Wertpapieren, die der Gewerbetreibende vom Auftraggeber erhält, 
hat er unverzüglich für Rechnung des Auftraggebers einem Kreditinstitut im Sinne 
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des § 2 Abs. 2 Satz 2 zur Verwahrung anzuvertrauen. Absatz 2 Satz 2 bis 4 ist an-
zuwenden. 

§ 7 Ausnahmevorschrift 

(1) Gewerbetreibende im Sinne des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a der 
Gewerbeordnung, die dem Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück zu über-
tragen oder ein Erbbaurecht zu bestellen oder zu übertragen haben, sind von den 
Verpflichtungen des § 3 Abs. 1 und 2, des § 4 Abs. 1 und der §§ 5 und 6, die übri-
gen Gewerbetreibenden im Sinne des § 34c Abs. 1 der Gewerbeordnung sind von 
den Verpflichtungen des § 2, des § 3 Abs. 3 und der §§ 4 bis 6 freigestellt, sofern 
sie Sicherheit für alle etwaigen Ansprüche des Auftraggebers auf Rückgewähr oder 
Auszahlung seiner Vermögenswerte im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 geleistet ha-
ben. § 2 Abs. 2, Abs. 4 Satz 2 und 3 und Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend. In den 
Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a der Gewerbeordnung, in 
denen dem Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück übertragen oder ein Erb-
baurecht bestellt oder übertragen werden soll, ist die Sicherheit aufrechtzuerhalten, 
bis die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 erfüllt sind und das Vertragsobjekt voll-
ständig fertiggestellt ist. Ein Austausch der Sicherungen der §§ 2 bis 6 und derjeni-
gen des § 7 ist zulässig. 

(2) Der Gewerbetreibende ist von den in Absatz 1 Satz 1 erwähnten Verpflichtungen 
auch dann freigestellt, wenn es sich bei dem Auftraggeber um 

1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder 

2. einen in das Handelsregister oder das Genossenschaftsregister eingetragenen 
Kaufmann 

handelt und der Auftraggeber in gesonderter Urkunde auf die Anwendung dieser 
Bestimmungen verzichtet. Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 hat sich der Gewerbetrei-
bende vom Auftraggeber dessen Eigenschaft als Kaufmann durch einen Auszug 
aus dem Handelsregister oder dem Genossenschaftsregister nachweisen zu las-
sen. 

§ 8 Rechnungslegung 

(1) Hat der Gewerbetreibende zur Ausführung des Auftrages Vermögenswerte des 
Auftraggebers erhalten oder verwendet, so hat er dem Auftraggeber nach Beendi-
gung des Auftrages über die Verwendung dieser Vermögenswerte Rechnung zu 
legen. § 259 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist anzuwenden. 

(2) Die Verpflichtung, Rechnung zu legen, entfällt, soweit der Auftraggeber nach Be-
endigung des Auftrages dem Gewerbetreibenden gegenüber schriftlich darauf ver-
zichtet oder der Gewerbetreibende mit den Vermögenswerten des Auftraggebers 
eine Leistung zu einem Festpreis zu erbringen hat. 



 MaBV 

 

 101 

§ 9 Anzeigepflicht 

Der Gewerbetreibende hat der zuständigen Behörde die jeweils mit der Leitung des 
Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten Personen unverzüglich anzuzei-
gen. Dies gilt bei juristischen Personen auch für die nach Gesetz, Satzung oder Gesell-
schaftsvertrag jeweils zur Vertretung berufenen Personen. In der Anzeige sind Name, 
Geburtsname, sofern er vom Namen abweicht, Vornamen, Staatsangehörigkeit, Ge-
burtstag, Geburtsort und Anschrift der betreffenden Personen anzugeben. 

§ 10 Buchführungspflicht 

(1) Der Gewerbetreibende hat von der Annahme des Auftrages an nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften Aufzeichnungen zu machen sowie Unterlagen und Belege 
übersichtlich zu sammeln. Die Aufzeichnungen sind unverzüglich und in deutscher 
Sprache vorzunehmen. 

(2) Aus den Aufzeichnungen und Unterlagen sämtlicher Gewerbetreibender müssen 
ersichtlich sein 

1. der Name und Vorname oder die Firma sowie die Anschrift des Auftraggebers, 

2. folgende Angaben, soweit sie im Einzelfall in Betracht kommen, 

a) für die Vermittler- oder Nachweistätigkeit oder für die Tätigkeit als Baube-
treuer vom Auftraggeber zu entrichtende Entgelt; Wohnungsvermittler ha-
ben das Entgelt in einem Bruchteil oder Vielfachen der Monatsmiete anzu-
geben; 

b) ob der Gewerbetreibende zur Entgegennahme von Zahlungen oder sons-
tigen Leistungen ermächtigt ist; 

c) Art und Höhe der Vermögenswerte des Auftraggebers, die der Gewerbe-
treibende zur Ausführung des Auftrages erhalten oder zu deren Verwen-
dung er ermächtigt werden soll; 

d) daß der Gewerbetreibende den Auftraggeber davon unterrichtet hat, daß 
er von ihm nur im Rahmen des § 3 Vermögenswerte entgegennehmen 
oder sich zu deren Verwendung ermächtigen lassen und diese Vermö-
genswerte nur im Rahmen des § 4 verwenden darf, es sei denn, daß nach 
§ 7 verfahren wird; 

e) Art, Höhe und Umfang der vom Gewerbetreibenden für die Vermögens-
werte zu leistenden Sicherheit und abzuschließenden Versicherung, Name 
oder Firma und Anschrift des Bürgen und der Versicherung; 

f) Vertragsdauer. 

(3) Aus den Aufzeichnungen und Unterlagen von Gewerbetreibenden im Sinne des 
§ 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Gewerbeordnung müssen ferner folgende 
Angaben ersichtlich sein, soweit sie im Einzelfall in Betracht kommen, 

1. bei der Vermittlung oder dem Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß von 
Verträgen über den Erwerb von Grundstücken oder grundstücksgleichen Rech-
ten: Lage, Größe und Nutzungsmöglichkeit des Grundstücks, Art, Alter und 
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Zustand des Gebäudes, Ausstattung, Wohn- und Nutzfläche, Zahl der Zimmer, 
Höhe der Kaufpreisforderung einschließlich zu übernehmender Belastungen, 
Name, Vorname und Anschrift des Veräußerers; 

2. bei der Vermittlung oder dem Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß von 
Verträgen über die Nutzung von Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten: Lage, Größe und Nutzungsmöglichkeit des Grundstücks, Art, Alter 
und Zustand des Gebäudes, Ausstattung, Wohn- und Nutzfläche, Zahl der 
Zimmer, Höhe der Mietforderung sowie gegebenenfalls Höhe eines Baukos-
tenzuschusses, einer Kaution, einer Mietvorauszahlung, eines Mieterdarlehens 
oder einer Abstandssumme, Name, Vorname und Anschrift des Vermieters; 

3. bei der Vermittlung oder dem Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß von 
Verträgen über die Nutzung von gewerblichen Räumen oder Wohnräumen: 
Lage des Grundstücks und der Räume, Ausstattung, Nutz- und Wohnfläche, 
Zahl der Räume, Höhe der Mietforderung sowie gegebenenfalls Höhe eines 
Baukostenzuschusses, einer Kaution, einer Mietvorauszahlung, eines Mieter-
darlehens oder einer Abstandssumme, Name, Vorname und Anschrift des 
Vermieters. 

(4) Aus den Aufzeichnungen und Unterlagen von Gewerbetreibenden im Sinne des 
§ 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Gewerbeordnung müssen zusätzlich zu den 
Angaben nach Absatz 2 folgende Angaben ersichtlich sein, soweit sie im Einzelfall 
in Betracht kommen, 

1. bei Bauvorhaben, die ganz oder teilweise zur Veräußerung bestimmt sind: La-
ge und Größe des Baugrundstücks, das Bauvorhaben mit den von der Bauauf-
sicht genehmigten Plänen nebst Baubeschreibung, sofern das Bauvorhaben 
nicht genehmigungspflichtig ist, neben den vorerwähnten Plänen und der Bau-
beschreibung die Bestätigung der Behörde oder des Gewerbetreibenden ge-
mäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a oder b, der Zeitpunkt der Fertigstel-
lung, die Kaufsache, die Kaufpreisforderung, die Belastungen, die Finanzie-
rung, soweit sie nicht vom Erwerber erbracht werden soll; 

2. bei Bauvorhaben, die ganz oder teilweise vermietet, verpachtet oder in anderer 
Weise zur Nutzung überlassen werden sollen: Lage und Größe des Baugrund-
stücks, das Bauvorhaben mit den von der Bauaufsicht genehmigten Plänen 
nebst Baubeschreibung, sofern das Bauvorhaben nicht genehmigungspflichtig 
ist, neben den vorerwähnten Plänen und der Baubeschreibung die Bestätigung 
der Behörde oder des Gewerbetreibenden gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
Buchstabe a oder b, der Zeitpunkt der Fertigstellung, der Vertragsgegenstand, 
die Miet-, Pacht- oder sonstige Forderung, die darüber hinaus zu erbringenden 
laufenden Leistungen und die etwaigen einmaligen Leistungen, die nicht zur 
Vorbereitung oder Durchführung des Bauvorhabens verwendet werden sollen; 

3. bei Bauvorhaben, die der Gewerbetreibende als Baubetreuer wirtschaftlich 
vorbereiten oder durchführen soll: Lage und Größe des Baugrundstücks, das 
Bauvorhaben mit Plänen und Baubeschreibung, der Zeitpunkt der Fertigstel-
lung, die veranschlagten Kosten, die Kostenobergrenze und die von dem Ge-
werbetreibenden bei Dritten zu beschaffende Finanzierung. 
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(5) Aus den Aufzeichnungen, Unterlagen und Belegen sämtlicher Gewerbetreibender 
müssen ferner ersichtlich sein, soweit dies im Einzelfall in Betracht kommt, 

1. Art und Höhe der Vermögenswerte des Auftraggebers, die der Gewerbetrei-
bende zur Ausführung des Auftrages erhalten hat oder zu deren Verwendung 
er ermächtigt wurde, 

2. das für die Vermittler- oder Nachweistätigkeit oder für die Tätigkeit als Baube-
treuer vom Auftraggeber entrichtete Entgelt, 

3. eine Bestätigung des Auftraggebers über die Aushändigung der in § 2 Abs. 4 
Satz 3 bezeichneten Unterlagen, 

4. Kopie der Bürgschaftsurkunde und des Versicherungsscheins, 

5. Verwendungen von Vermögenswerten des Auftraggebers durch den Gewerbe-
treibenden nach Tag und Höhe, in den Fällen des § 2 Abs. 5 Satz 2 auch eine 
Bestätigung des Auftraggebers darüber, daß ihm die ordnungsgemäße Ver-
wendung der Teilbeträge nachgewiesen worden ist, 

6. Tag und Grund der Auftragsbeendigung, 

7. Tag der Beendigung des Bürgschaftsvertrages und der Versicherung, 

8. die in § 7 Abs. 2 erwähnten Unterlagen, 

9. Nachweis, daß dem Auftraggeber die in § 11 bezeichneten Angaben rechtzei-
tig und vollständig mitgeteilt worden sind. 

(6) Sonstige Vorschriften über Aufzeichnungs- und Buchführungspflichten des Gewer-
betreibenden bleiben unberührt. 

§ 11 Informationspflicht und Werbung 

Der Gewerbetreibende hat dem Auftraggeber schriftlich und in deutscher Sprache fol-
gende Angaben mitzuteilen, soweit sie im Einzelfall in Betracht kommen: 

1. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Gewerbeordnung 

a) unmittelbar nach der Annahme des Auftrags die in § 10 Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe a und f genannten Angaben und 

b) spätestens bei Aufnahme der Vertragsverhandlungen über den vermittel-
ten oder nachgewiesenen Vertragsgegenstand die in § 10 Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe b bis e und Absatz 3 Nummer 1 bis 3 genannten Anga-
ben, 

2. in den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Gewerbeordnung spä-
testens bis zur Annahme des Auftrags die in § 10 Absatz 2 Nummer 2 und Ab-
satz 4 genannten Angaben; vor diesem Zeitpunkt hat der Gewerbetreibende 
dem Auftraggeber die Angaben zu machen, die zur Beurteilung des Auftrags 
nach dem jeweiligen Verhandlungsstand erforderlich sind; im Fall des § 10 Ab-
satz 4 Nummer 3 entfällt die Verpflichtung, soweit die Angaben vom Auftrag-
geber stammen. 

Ist der Auftraggeber eine natürliche Person, kann er die Übermittlung der Angaben in 
der Amtssprache eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Vertrags-
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staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum verlangen, wenn er in 
diesem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat seinen Wohnsitz hat. 

§ 12 Unzulässigkeit abweichender Vereinbarungen 

Der Gewerbetreibende darf seine Verpflichtungen nach den §§ 2 bis 8 sowie die nach 
§ 2 Abs. 1 zu sichernden Schadensersatzansprüche des Auftraggebers durch vertragli-
che Vereinbarung weder ausschließen noch beschränken. 

§ 13 (weggefallen) 

§ 14 Aufbewahrung 

(1) Die in § 10 bezeichneten Geschäftsunterlagen sind 5 Jahre in den Geschäftsräu-
men aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalen-
derjahres, in dem der letzte aufzeichnungspflichtige Vorgang für den jeweiligen Auf-
trag angefallen ist. Vorschriften, die eine längere Frist bestimmen, bleiben unbe-
rührt. 

(2) Die nach Absatz 1 aufzubewahrenden Unterlagen können auch in Form einer ver-
kleinerten Wiedergabe aufbewahrt werden, wenn gesichert ist, daß die Wiedergabe 
mit der Urschrift übereinstimmt. Der Gewerbetreibende hat auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde auf seine Kosten die erforderliche Anzahl ohne Hilfsmittel lesba-
rer Reproduktionen vorzulegen; bei Ermittlungen oder Prüfungen in den Geschäfts-
räumen sind für verkleinerte Wiedergaben die erforderlichen Lesegeräte bereitzu-
halten. 

§ 15 (weggefallen) 

§ 16 Prüfungen 

(1) Gewerbetreibende im Sinne des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Gewerbe-
ordnung haben auf ihre Kosten die Einhaltung der sich aus den §§ 2 bis 14 erge-
benden Verpflichtungen für jedes Kalenderjahr durch einen geeigneten Prüfer prü-
fen zu lassen und der zuständigen Behörde den Prüfungsbericht bis spätestens 
zum 31. Dezember des darauffolgenden Jahres zu übermitteln. Sofern der Gewer-
betreibende im Berichtszeitraum keine nach § 34c Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeord-
nung erlaubnispflichtige Tätigkeit ausgeübt hat, hat er spätestens bis zu dem in 
Satz 1 genannten Termin anstelle des Prüfungsberichts eine entsprechende Erklä-
rung zu übermitteln. Der Prüfungsbericht muß einen Vermerk darüber enthalten, ob 
Verstöße des Gewerbetreibenden festgestellt worden sind. Verstöße sind in dem 
Vermerk aufzuzeigen. Der Prüfer hat den Vermerk mit Angabe von Ort und Datum 
zu unterzeichnen. 

(2) Die zuständige Behörde ist befugt, Gewerbetreibende im Sinne des § 34c Abs. 1 
der Gewerbeordnung auf deren Kosten aus besonderem Anlaß im Rahmen einer 
außerordentlichen Prüfung durch einen geeigneten Prüfer überprüfen zu lassen. 
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Der Prüfer wird von der zuständigen Behörde bestimmt. Absatz 1 Satz 3 bis 5 gilt 
entsprechend. 

(3) Geeignete Prüfer sind 

1. Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Wirtschaftsprüfungs- und Buchprü-
fungsgesellschaften, 

2. Prüfungsverbände, zu deren gesetzlichem oder satzungsmäßigem Zweck die 
regelmäßige und außerordentliche Prüfung ihrer Mitglieder gehört, sofern 

a) von ihren gesetzlichen Vertretern mindestens einer Wirtschaftsprüfer ist, 

b) sie die Voraussetzungen des § 63b Abs. 5 des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften erfüllen oder 

c) sie sich für ihre Prüfungstätigkeit selbständiger Wirtschaftsprüfer oder ver-
eidigter Buchprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungs- oder Buchprüfungsge-
sellschaft bedienen. 

Bei Gewerbetreibenden im Sinne des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 der 
Gewerbeordnung können mit der Prüfung nach Absatz 2 auch andere Personen, 
die öffentlich bestellt oder zugelassen worden sind und die auf Grund ihrer Vorbil-
dung und Erfahrung in der Lage sind, eine ordnungsgemäße Prüfung in dem jewei-
ligen Gewerbebetrieb durchzuführen, sowie deren Zusammenschlüsse betraut 
werden. § 13a Absatz 1 und 2 Satz 1 und 2, Absatz 5 bis 7 der Gewerbeordnung 
gilt für die in Satz 2 genannten Personen, die mit der Prüfung betraut werden kön-
nen, entsprechend. Ungeeignet für eine Prüfung sind Personen, bei denen die Be-
sorgnis der Befangenheit besteht. 

§ 17 Rechte und Pflichten der an der Prüfung Beteiligten 

(1) Der Gewerbetreibende hat dem Prüfer die Einsicht in die Bücher, Aufzeichnungen 
und Unterlagen zu gestatten. Er hat ihm alle Aufklärungen und Nachweise zu ge-
ben, die der Prüfer für eine sorgfältige Prüfung benötigt. 

(2) Der Prüfer ist zur gewissenhaften und unparteiischen Prüfung und zur Verschwie-
genheit verpflichtet. Er darf nicht unbefugt Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
verwerten, die er bei seiner Tätigkeit erfahren hat. Ein Prüfer, der vorsätzlich oder 
fahrlässig seine Pflichten verletzt, ist dem Gewerbetreibenden zum Ersatz des dar-
aus entstehenden Schadens verpflichtet. Mehrere Personen haften als Gesamt-
schuldner. 

§ 18 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 144 Abs. 2 Nr. 6 der Gewerbeordnung handelt, wer 

1. Vermögenswerte des Auftraggebers annimmt oder sich zu deren Verwendung 
ermächtigen läßt, bevor er 

a) nach § 2 Abs. 1 Sicherheit geleistet oder eine Versicherung abgeschlos-
sen oder 

b) die in § 2 Abs. 4 Satz 3 bezeichneten Urkunden ausgehändigt hat, 
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2. entgegen § 2 Abs. 5, auch in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Satz 2, oder § 7 Abs. 1 
Satz 3 die Sicherheit oder Versicherung nicht aufrechterhält, 

3. einer Vorschrift des § 3 über die Entgegennahme oder die Ermächtigung zur 
Verwendung von Vermögenswerten des Auftraggebers zuwiderhandelt, 

4. einer Vorschrift des § 4 über die Verwendung von Vermögenswerten des Auf-
traggebers zuwiderhandelt, 

5. einer Vorschrift des § 6 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 oder 2, Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 3 
Satz 2 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 2 über die getrennte Vermögensverwal-
tung zuwiderhandelt, 

6. entgegen § 9 die Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig erstattet, 

7. entgegen § 10 Abs. 1 bis 5 erforderliche Aufzeichnungen nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht ordnungsgemäß oder nicht rechtzeitig macht oder Un-
terlagen oder Belege nicht oder nicht übersichtlich sammelt, 

8. entgegen § 11 Satz 1 Nummer 1 oder 2 dem Auftraggeber die dort bezeichne-
ten Angaben nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt, 

9. (weggefallen) 

10. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 1 Geschäftsunterlagen nicht während der vorge-
schriebenen Frist aufbewahrt, 

11.  (weggefallen) 

12. entgegen § 16 Abs. 1 Satz 1 oder 2 einen Prüfungsbericht nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig oder eine dort genannte Erklärung nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 

13. den Duldungs- oder Mitwirkungspflichten des § 17 Abs. 1 nicht, nicht ausrei-
chend oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 145 Abs. 2 Nr. 9 der Gewerbeordnung handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung in Ausübung ei-
nes Reisegewerbes begeht. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 146 Abs. 2 Nr. 11a der Gewerbeordnung handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung in Ausübung 
eines Messe-, Ausstellungs- oder Marktgewerbes begeht. 

§ 19 Anwendung bei grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung 

(1) Üben Gewerbetreibende von einer Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum aus im Geltungsbereich dieser Verordnung vo-
rübergehend selbständig gewerbsmäßig eine Tätigkeit nach § 34c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 oder Nummer 3 der Gewerbeordnung aus, sind die §§ 8 bis 11, 14 bis 
17, 18 Absatz 1 Nummer 6 bis 13, jeweils auch in Verbindung mit § 18 Absatz 2 
und 3, insoweit nicht anwendbar. § 4 Absatz 2 der Gewerbeordnung gilt entspre-
chend. 
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(2) In den Fällen des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 der Gewerbe-
ordnung sind die §§ 2, 4 bis 8, 10 bis 18 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5 und 7 bis 13, 
jeweils auch in Verbindung mit § 18 Absatz 2 und 3, auch anzuwenden, wenn der 
im Inland niedergelassene Gewerbetreibende die Dienstleistungsfreiheit in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum in Anspruch nimmt und 
dort vorübergehend selbständig gewerbsmäßig tätig wird. 

§ 20 Übergangsvorschriften 

Gewerbetreibende, die Vermögenswerte des Auftraggebers nach den §§ 3 oder 7 Abs. 
1 in der bis zum 28. Februar 1991 geltenden Fassung abzusichern haben, können die 
Verträge weiterhin nach diesen Vorschriften abwickeln. 

§ 21 Berlin-Klausel (gegenstandslos) 

§ 22 Inkrafttreten (Inkrafttreten) 
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TSP-Schriftenreihe 
- Fachschriften für das Bau-, Vergabe- und Honorarrecht - 

 
herausgegeben von den Rechtsanwälten TSP Theißen Stollhoff und Partner mbB 

 
Bisher erschienene Bände: 
 
Band 10: Neues Bauvertragsrecht 2018 

BGB, VOB/B und MaBV 
 Textausgabe, 1. Auflage 2017 
 
Band 9: VOB 2016 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen  
 Textausgabe, 1. Auflage 2016 
 
Band 8: HOAI 2013  

Honorarordnung über die Honorare für Architekten  
und Ingenieure 

 Textausgabe, 1. Auflage 2013 
 
Band 7: VOF 

Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen  
 Textausgabe mit Einführung, 1. Auflage 2013  
 
Band 6: VOB 2012 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen  
 Textausgabe mit Einführung, 3. Auflage 2012 
 
Band 5: VOB 2009  

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen   
 Textausgabe mit Einführung, 2. Auflage 2010 
 
Band 4: Bauen im Bestand  

Rechtsleitfaden für die Bau- und Immobilienpraxis   
 1. Auflage 2009  
 
Band 3: HOAI 2009  

Honorarordnung über die Honorare für Architekten  
und Ingenieure 

 Textausgabe mit Einführung, 1. Auflage 2009 
 
Band 2: TSP-Tabellen 

Bewertung von Grundleistungen und erweiterte Honorartafeln für 
Architekten- und Ingenieurleistungen   

 2. Auflage 2010 
 
Band 1: VOB 2006 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen   
 Textausgabe, 1. Auflage 2006 

 
(Die Bände 1 bis 7 sind vergriffen.) 
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Aktuelle Publikationen von TSP Theißen Stollhoff & Partner mbB Rechtsanwaltsgesellschaft: 
 

 
 
Projektleitung und Bauherrenvertretung im Wohn- und Gewerbebau 
Projektplanung – Projektausführung – Projektabschluss 
TSP Theißen Stollhoff & Partner (Hrsg.) 
2. Auflage 2017, 418 Seiten 
ISBN 978-3-8462-0242-5 
Bundesanzeiger Verlag 
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Aktuelle Publikationen von TSP Theißen Stollhoff & Partner mbB Rechtsanwaltsgesellschaft: 
 

 
 
VOB/B - Bauvertragsabwicklung anhand von Musterformularen 
Ein Handbuch für öffentliche und gewerbliche Auftraggeber 
Dr. Rolf Theißen 
3. Auflage 2017, 268 Seiten mit 80 Musterformularen 
Fraunhofer IRB Verlag 
ISBN 978-3-8167-9884-2 
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